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Am 24. Januar 1949 beschlossen die Mitglieder der bei­
den in München ansässigen Vereine Süddeutsches In­
stitut für Wirtschaftsforschung und Informations- und 
Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung, sich 
zum Institut für Wirtschaftsforschung e. V. München 
(heutige Kurzbezeichnung: ifo Institut) zusammen­
zuschließen. Wie sich das ifo Institut seit 1949 entwi­
ckelt hat, kann anhand zahlreicher Veröffentlichungen 
nachvollzogen werden, die der Fusion vorangegan­
gene Entstehungsgeschichte, in denen die Grundla­
gen für die erfolgreiche Entwicklung des ifo Instituts 
gelegt worden waren und sich dessen DNA heraus­
gebildet hatte, blieb dagegen bisher weitgehend im 
Dunkeln.

Die Öffnung der staatlichen Archive hat es ermög­
licht, die Wurzeln des ifo Instituts bis in den Herbst 1942 
freizulegen. In dieser Phase gründete Ludwig Erhard, 
nachdem er zuvor aus der Geschäftsführung des In
stituts für Wirtschaftsbeobachtung der deutschen Fer­
tigware an der Handelshochschule Nürnberg ausge­
schieden war, das Institut für Industrieforschung mit 
Sitz in Nürnberg und Berlin. Mit diesem Institut, das bis 
Kriegsende von der Reichsgruppe Industrie finanziell 
unterstützt wurde, befasste sich Erhard ab dem Jahr 

Meinhard Knoche

Ludwig Erhard, Adolf Weber und die 
schwierige Geburt des ifo Instituts*

Das ifo Institut wurde nicht auf dem Reißbrett entworfen und neu gegründet. Es entstand im 
Januar 1949 durch Zusammenschluss des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
mit der im April 1948 vom Bayerischen Statistischen Landesamt ins Leben gerufenen Infor-
mations- und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung und setzte die Arbeit beider Vor-
gänger nahtlos fort. Ludwig Erhard war die zentrale Figur der Entstehungsgeschichte des 
ifo Instituts, die bis ins Jahr 1942 zurückreicht, als Erhard in Nürnberg das Institut für Indus-
trieforschung gegründet hatte und sich fortan mit Fragen des Wiederaufbaus Deutschlands 
nach Kriegsende beschäftigte. Er legte in diesen schwierigen Jahren zusammen mit dem gro-
ßen deutschen Nationalökonomen Adolf Weber die Grundlagen für die angewandte politik- 
orientierte Wirtschaftsforschung in München, auf denen sich das ifo Institut ab 1949 erfolg-
reich entwickeln konnte. Wesentlichen Anteil am Zustandekommen der Fusion hatte die  
Bayerische Staatsregierung, insbesondere das Wirtschaftsministerium, das frühzeitig im 
Hintergrund die Fäden in die Hand genommen hatte.

1943 mit der wirtschaftlichen Planung für die Zeit nach 
dem Weltkrieg, insbesondere mit der Konsolidierung 
der Kriegsschulden u.a. durch einen Währungsschnitt. 
In seiner Amtszeit als bayerischer Wirtschaftsminister 
überführte Erhard das Institut für Industrieforschung 
im November 1946 in das in München ansässige Insti­
tut für Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschaftsbera­
tung. Ein gutes halbes Jahr später entstand daraus das 
Süddeutsche Institut für Wirtschaftsforschung, das mit 
seinen Leistungen in den schwierigen Jahren 1947 und 
1948 Anerkennung von Entscheidungsträgern in Staat 
und Wirtschaft fand und Anfang 1949 durch Fusion mit 
der kurz zuvor gegründeten Informations- und For­
schungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung zum ifo In
stitut weiterentwickelt wurde. Die Fusion ist das Ergeb­
nis einer geschickten Steuerung durch die beteiligten 
bayerischen Fachministerien, die erfolgreich darauf 
abzielte, das neue Institut in die im März 1949 startende 
gemeinschaftliche Forschungsförderung der Länder 
einzubringen.

In München stieß Ludwig Erhard auf den Münche­
ner Nationalökonomen Adolf Weber, in dessen Volks­
wirtschaftlicher Arbeitsgemeinschaft für Bayern Erhard 
mitarbeitete. Weber brachte sich in die Arbeit des Süd­
deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung ein und 
unterstützte dessen Zusammenwachsen mit der Infor­
mations- und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeob­
achtung zum (ifo) Institut für Wirtschaftsforschung. 
Die Mitgliedschaft Adolf Webers im ersten Vorstand des 
fusionierten Instituts ist ein Baustein der institutionel­

*	 Ich danke Prof. Dr. Magnus Brechtken, Vizepräsident des Instituts 
für Zeitgeschichte, und Prof. Dr. Lars Feld, Mitglied des Sachverstän­
digenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick­
lung, für die wertvollen fachlichen Hinweise. Ferner danke ich den 
Teams des Bayerischen Hauptstaatsarchivs und des Universitäts
archivs der LMU sowie dem Ludwig-Erhard-Zentrum in Fürth und der 
ifo Bibliothek für die außerordentlich engagierte Unterstützung bei 
der Erschließung der Quellen. 
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len Anbindung des Instituts an die Staatswirtschaftli­
che Fakultät der LMU, die die Fusion prägte, 

Ludwig Erhard fühlte sich dazu berufen, Deutsch­
lands Bevölkerung durch wachsenden Wohlstand, den 
er durch grundlegende marktwirtschaftliche Reformen 
erreichen wollte, in eine bessere Zukunft zu führen. 
Wie der folgende Beitrag zeigt, gründete Erhard »sein« 
Münchener Wirtschaftsforschungsinstitut als unver­
zichtbaren Mitspieler bei der Gestaltung der neuen 
Wirtschaftsordnung. »Die Institutsarbeit (sei) dazu beru-
fen, Wegbereiter zu sein für eine moderne Wirtschaftsauf-
fassung und für eine lebensnahe Wissenschaft.« Erhard 
prägte früh die Metapher der »Brücke«, die das Institut 
zwischen der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung 
und der staatlichen und wirtschaftlichen Praxis bilden 
müsse. Dafür musste das Institut in seinen Augen strikt 
überparteilich und wissenschaftlich ausgerichtet sowie 
institutionell mit der Staatswirtschaftlichen Fakultät 
der Universität München verbunden sein, sich bei der 
Festlegung der Forschungsschwerpunkte am Bedarf 
der wirtschaftlichen und politischen Praxis orientieren 
und mit seinen Arbeitsergebnissen dazu beitragen, die 
Grundlagen für Entscheidungen staatlicher und wirt­
schaftlicher Institutionen zu verbessern. Zur wissen­
schaftlichen Ausrichtung gehörten für Ludwig Erhard 
auch die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch­
ses und die Einbindung des wissenschaftlichen Insti
tutspersonals in die Lehre an der Universität. Diese 
Leitlinien prägen das ifo Institut heute mehr denn je. 

LUDWIG ERHARD: KRIEGSDIENST, STUDIUM UND 
WISSENSCHAFTLICHE TÄTIGKEIT AM INSTITUT FÜR 
WIRTSCHAFTSBEOBACHTUNG DER DEUTSCHEN 
FERTIGWARE AN DER HANDELSHOCHSCHULE 
NÜRNBERG

Ludwig Erhard wurde am 4. Februar 1897 in Fürth als 
Sohn des Geschäftsmannes Wilhelm Philipp Erhard, 
der in Fürth ein Weißwarengeschäft betrieb, und sei­
ner Frau Augusta geboren. Nach Besuch der Volks- und 
Realschule sowie Abschluss seiner Lehre als Weißwa­
renhändler (vgl. Hentschel 1996, S. 12) im Jahr 1916 
schien sein Leben auf die Übernahme des elterlichen 
Textilgeschäftes und eine solide großbürgerliche Exis­
tenz hinauszulaufen.1 Doch es kam anders: Trotz eines 
durch Kinderlähmung stark deformierten Fußes nahm 
Erhard ab 1916 zunächst als Richtschütze und am Ende 
des Krieges als Wachtmeister im 22. Königlich Bayeri­
schen Feldartillerieregiment am Ersten Weltkrieg teil. 
Er wurde im September 1918 bei Ypern schwer verwun­
det und schied im Jahr 1919 aus dem Militärdienst aus 
(vgl. Hohmann 1997, S. 3; Hentschel 1996, S. 12).

Die Verwundung machte insgesamt sieben Opera­
tionen erforderlich. Zu diesem Zeitpunkt verhinderte 
Erhards gesundheitliche Verfassung seinen ursprüngli­
chen Plan, in das väterliche Geschäft einzutreten (vgl. 
Hohmann 1997, S. 4). Der erfolgreiche Dienst als Front­
1	 Ludwig Erhard im Interview mit Günter Gaus, Sendung des rbb 
vom 10. April 1963.

soldat eröffnete Möglichkeiten, die Erhard sonst wohl 
verschlossen geblieben wären. Er absolvierte trotz feh­
lenden Abiturs ein Studium an der kurz zuvor gegrün­
deten Handelshochschule Nürnberg, das er im Jahr 
1922 als Diplom-Kaufmann abschloss. In seiner Dip­
lomarbeit befasste er sich mit der volkswirtschaftli­
chen Bedeutung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
(vgl. Hohmann 1997, S. 5). An der Handelshochschule 
Nürnberg war Prof. Wilhelm Rieger, der dort BWL und 
Wirtschaftstheorie unterrichtete und große Stücke auf 
Erhard hielt, dessen wissenschaftliche Leitfigur. Rie­
ger überzeugte Erhards Vater, seinem Sohn die Fort­
setzung des wirtschaftswissenschaftlichen Studiums 
zu ermöglichen, und setzte seine Kontakte zum Frank­
furter Ökonomen Franz Oppenheimer dafür ein, dass 
Erhard zum Studium der Betriebswirtschaft, National­
ökonomie und Soziologie an der Universität Frankfurt 
zugelassen wurde (vgl. Mierzejewski 2005, S. 23). Dabei 
stand die Volkswirtschaftslehre im Zentrum seines 
Interesses: Nach eigenem Bekunden sei er ein Student 
gewesen, »der Betriebswirtschaft lernen wollte, aber 
von volkswirtschaftlichem Eifer besessen« gewesen sei  
(Hohmann 1988, S. 968). So promovierte er dann auch 
im Jahr 1925 bei Franz Oppenheimer mit einer Arbeit 
über das Thema »Wesen und Inhalt der Werteinheit« 
zum Dr. rer. pol. Obwohl Erhard seinem akademischen 
Lehrer lebenslang verbunden blieb, übernahm er nur 
wenig von Oppenheimers wirtschaftspolitischen Vor­
stellungen (vgl. Tischner o.J.). Insbesondere nahm 
Oppenheimers »liberaler Sozialismus« keinen Platz in 
der Geschichte der Sozialen Marktwirtschaft ein (vgl. 
Hentschel 1996, S. 15).

Wovon Ludwig Erhard in den Jahren 1925–1928 
seine junge Familie ernährte, ist ungewiss. Seine 
Promotion bewahrte ihn nicht vor der Arbeitslosig­
keit. Er half wohl ein wenig im elterlichen Einzelhan­
delsgeschäft mit, ohne aber großes Interesse daran 
zu zeigen (vgl. Mierzejewski 2005, S. 26; Hentschel 
1996, S. 16 f.). Auch Wilhelm Erhards Geschäft wurde 
ein Opfer der Weltwirtschaftskrise. Er bevollmäch­
tigte seinen Sohn Ludwig, das vom Amtsgericht Fürth 
eröffnete Konkursverfahren abzuwickeln (Archiv 
Ludwig-Erhard-Zentrum Fürth) und setzte sich im 
Jahr 1928 zur Ruhe. Noch im selben Jahr fand  Lud- 
wig Erhard eine Tätigkeit als Assistent an der Handels­
hochschule in Nürnberg, wo er am Institut für Wirt­
schaftsbeobachtung der deutschen Fertigware (IWdF2) 
arbeitete. Dieses Institut war im Jahr 1925 von dem 
Wirtschaftswissenschaftler Wilhelm Vershofen als Ein­
richtung der Handelshochschule Nürnberg gegrün­
det worden. Vershofen verband damit die Absicht, 
»die praktische Wirtschaftsforschung als Vorausset-
zung einer maßnahmensicheren und zielgerechten Kon-
junkturpolitik nach dem Vorbild des amerikanischen 
Bureau of Economic Research in Deutschland heimisch 
zu machen«. (Hentschel 1996, S. 16) Für die Umsetzung 
dieses ehrgeizigen Plans fehlten dem Institut indes- 

2	 Inoffizielle Abkürzung.
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sen die erforderlichen Ressourcen. Es hatte keine 
Chancen, sich neben dem fast gleichzeitig mit großem 
Erfolg aufgebauten Berliner Institut für Konjunktur­
forschung3 zu etablieren, sodass sich das IWdF schon 
bald der Marktforschung im industriellen Interesse 
verschrieb. Auf diesem Gebiet leistete es Pionierarbeit, 
was auch Ludwig Erhards Verdienst war (vgl. Hent­
schel 1996, S. 17). Er war u.a. Mitgründer und Redak­
teur der vom IWdF herausgegebenen Zeitschrift »Der 
Markt der Fertigware« und ab 1933 Chefredakteur der 
zweiten IWdF-Zeitschrift »Wirtschaftspolitische Blät­
ter der deutschen Fertigwarenindustrie« (vgl. Mierze­
jewski 2005, S. 30, 34). 1934 erhielt das IWdF das Recht 
zur »Durchführung von Marktstatistiken und Marktana­
lysen (…) einzelner Zweige der deutschen Konsumfer­
tigwarenindustrie« (Mantel 2009, S. 321). In dem Jahr 
gründete Vershofen ebenfalls den eingetragenen Ver­
ein »Gesellschaft für Konsumforschung« (GfK), zu des­
sen Gründungsvorstand – neben Vershofen – Ludwig 
Erhard und Erich Schäfer gehörten. Die Gesellschaft für 
Konsumforschung war mit dem IWdF »sachlich, orga-
nisatorisch und finanziell wie auch in persönlicher Hin-
sicht aufs engste verknüpft« (Mantel 2009, S. 321). Ins­
titut und Gesellschaft entwickelten sich unter dem 
Einfluss von Erhard, der zwischenzeitlich neben Ver­
shofen und Schäfer in die geschäftsführende Leitung 
des IWdF einbezogen worden war, prächtig (vgl. Hent­
schel 1996, S. 25). Vershofen betrieb deshalb ab 1934 
die Loslösung des Instituts für Wirtschaftsbeobachtung 
der deutschen Fertigware von der Handelshochschule 
mit dem Ergebnis, dass es ab dem Jahr 1938 als selb­
ständige Stiftungseinrichtung geführt wurde. Auftrag­
geber des Instituts waren Großfirmen, Wirtschaftsver­
bände sowie hohe und höchste Reichs- und Landes­
stellen (vgl. Mantel 2009, S. 322). Ab 1935 war Erhard 
maßgeblich an der Entwicklung und Durchführung von 
Seminaren zu Aspekten der Konsumwirtschaft betei­
ligt, die das IWdF jährlich anbot. Als ersten Gastredner 
verpflichtete Erhard seinen Bekannten Carl Goerdeler 
(vgl. Mierzejewski 2005, S. 35), der in diesem Jahr das 
Amt des Reichspreiskommissars innehatte.

Seine Arbeit für das IWdF brachte Ludwig Erhard 
auch in Kontakt mit Auftraggebern im Ausland. Josef 
Bürckel, Reichsstatthalter in Wien, hatte von Erhard 
einen so guten Eindruck, dass er ihn zunächst in Öster­
reich als Berater in Konsumfragen einsetzte und nach 
Bürckels Versetzung nach Lothringen als Kontrolleur 
und Berater für die dortige Glasindustrie einsetzte 
(vgl. Mierzejewski 2005, S. 38). Ferner erstreckte sich 
Erhards Tätigkeit auf die Rolle der Wirtschaft Öster­
reichs sowie Böhmens und Mährens im Deutschen 
Raum sowie auf kriegswirtschaftliche Erhebungen und 
Analysen (vgl. Hentschel 1996, S. 25). So beauftragte 
die Haupttreuhandstelle Ost Ludwig Erhard im Jahr 
1940 mit einer »Untersuchung der Struktur und Gestal­
tung der Industrie in den angegliederten Ostgebieten«, 
in deren Bearbeitung er auch wissenschaftliches Per­
3	  Im Jahr 1941 wurde das IfK in Deutsches Institut für Wirtschafts­
forschung (DIW) umbenannt. Dazu später mehr.

sonal des IWdF einband. In dieser Untersuchung setz­
ten sich Erhard und seine Mitarbeiter u.a. für die pol­
nische Bevölkerung ein. »Die polnischen Arbeitskräfte 
(müssten) deutlich besser bezahlt und sozial besserge-
stellt werden; vor allem benötigten die aufzubauenden 
Industrien eine starke Nachfrage auch von polnischen 
Verbrauchern; man brauche polnischen Facharbeiter-
nachwuchs.« (Gerlach 1997, S. 249 f.) Durch die Forde­
rung nach einem Verbleib der polnischen Bevölkerung 
in den angegliederten Gebieten, einer Verbesserung 
der Situation der polnischen Arbeitskräfte und span­
nungsfreier Zusammenarbeit der Deutschen mit der 
polnischen Bevölkerung gerieten Erhard und seine 
Mitarbeiter Gerhard Holthaus und Albert Kirschbaum 
(beide zu dem Zeitpunkt Wissenschaftliche Referen­
ten beim IWdF, die Erhard später ins Institut für In
dustrieforschung und nach München folgen sollten) in 
eine Auseinandersetzung mit dem Reichskommissariat 
für die Festigung des deutschen Volkstums (vgl. Wün­
sche 2015, S. 215 ff.).

Erhard selbst schätzte die Bedeutung seiner Tätig­
keit in der geschäftsführenden Leitung des IWdF in spä­
teren Verlautbarungen hoch ein. Sie eröffnete ihm die 
Möglichkeit, »die bestehenden Verbindungen des Insti-
tuts mit der Wirtschaftspraxis zu pflegen und dem Insti-
tut nach dieser Richtung hin neue Wege zu weisen.« Seine 
Aufgabe erblickte er vornehmlich darin, »Wirtschaftswis-
senschaft und Wirtschaftspraxis zu gemeinsamer Arbeit 
zusammenzuführen und in beiden Lagern gegenseitiges 
Verständnis für die jeweils besondere Art und Ausrich-
tung der Tätigkeit zu wecken.« Das Institut sah er dabei 
»in engster und vertrauensvoller Zusammenarbeit (…) 
mit der Wirtschaftspraxis und den Organisationen der 
gewerblichen Wirtschaft«. Bei Erhards eigener wissen­
schaftlichen Arbeit handelte es sich »vornehmlich um 
Fragen der Kostenforschung (Betriebs-Vertriebskosten), 
um Markt-und Absatzforschung sowie um Verbrauchs
forschung, für die im Institut die methodischen und 
erkenntnistheoretischen Vorarbeiten geleistet wurden«. 
(Mantel 2009, S. 322)

Ein erster Anlauf, Ludwig Erhard zum Honorar­
professor zu machen, scheiterte. Auf Initiative des 
Verwaltungsratsvorsitzenden der Handelshoch­
schule und Nürnberger Bürgermeisters Eickemeyer 
brachte der Rektor der Hochschule im Februar 1939 
einen Antrag auf Ernennung Ludwig Erhards zum 
Honorarprofessor an der Handelshochschule auf den 
Weg. Der vom bayerischen Kultusministerium einge­
schaltete externe Wissenschaftler Karl Rößle äußerte 
sich in seinem Gutachten kritisch. Erhard habe »in 
den maßgeblichen betriebswirtschaftlichen Fachzeit-
schriften (…) kaum etwas veröffentlicht außer einem 
Aufsatz in den AKW-Nachrichten (1938), im Deutschen 
Oekonomist (1932) und (…) im Praktischen Betriebs-
wirt.« (Mantel 2009, S. 324) Das Reichsministerium 
für Erziehung, Wissenschaft und Volksbildung folgte 
Rößles Auffassung und lehnte die Ernennung Erhards 
zum Honorarprofessor »mangels genügender wissen-
schaftlicher Ausweisung des Genannten« ab. Erhard 
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protestierte gegen die Ablehnung, was aber nicht 
zum Erfolg führte. Das zuständige Ministerium riet 
von einer erneuten Antragstellung ab, da Erhard »nur 
in geringem Umfang Vorlesungen übernommen« und 
»kein großes Werk« vorzuweisen habe, und empfahl, 
dass Erhard sich habilitieren solle (vgl. Mantel 2009, 
S. 325).

Diese Empfehlung griff Ludwig Erhard auf. Sein 
Versuch, an der Handelshochschule Nürnberg über 
das Thema »Die Überwindung der Wirtschaftskrise 
durch wirtschaftspolitische Beeinflussung« zu habili­
tieren, hatte indessen keinen Erfolg. Erhard selbst deu­
tete »unüberwindbare politische Hürden in der Zeit der 
Nazi-Herrschaft« an.4 Die Erhard-Biographen Hentschel 
und Mierzejewski bewerten die Ursachen des Schei­
terns der Habilitation unterschiedlich: Hentschel sieht 
als Grund für das Scheitern der Habilitation mangelnde 
wissenschaftliche Fähigkeiten (vgl. Hentschel 1996, 
S. 322), während Mierzejewski es für möglich hält, dass 
Erhards standhafte Ablehnung mehrerer Aufforderun­
gen, in die NSDAP einzutreten und sich dem NS-Dozen­
tenbund anzuschließen, den Ausschlag gegeben hat. Es 
habe nicht an Professoren gemangelt, die bereit waren, 
auch schwächere Arbeiten abzusegnen, »mit denen sie 
auf ideologischer Ebene übereinstimmten« (Mierze­
jewski 2005, S. 32).

In der Folgezeit kam es zum Zerwürfnis in der Lei­
tung des IWdF, als Verhoeven sich aus Altersgründen 
zurückziehen wollte und seinen Schüler Erich Schä­
fer zu seinem Nachfolger auserkoren hatte (vgl. Man- 
tel 2009, S. 321 f.). Erhard, der sich selbst als poten­
ziellen Nachfolger gesehen hatte, schrieb einen 
»sehr aggressiven Brief« an Erich Schäfer, nach des­
sen Bekanntwerden die Situation eskalierte. Die Stif­
tungsverwaltung der Handelshochschule leitete eine 
Kündigungsklage und eine Klage wegen Beamten­
beleidigung gegen Erhard ein, die zur Folge hatten, 
dass Ludwig Erhard im Oktober 1942 aus dem Insti­
tut ausschied (vgl. Mantel 2009, S. 321 f. mit weiteren 
Nachweisen; Mierzejewski, S. 39). Auch dafür scheint 
mitursächlich gewesen zu sein, dass sich Erhards Chef 
Vershofen mit der herrschenden Obrigkeit arrangiert 
hatte, Ludwig Erhard dagegen weiterhin nicht dem 
Drängen der Partei und einiger Intellektueller nach­
gab, sich zur NSDAP zu bekennen und ihr beizutreten 
(vgl. Herbst 1977, S. 322).

Diese auch auf Erhards fortdauernder Distanz zum 
NS-Regime beruhenden Rückschläge in seiner wissen­
schaftlichen Entwicklung warfen Erhard nicht aus der 
Bahn. Im Gegenteil: Sie lösten eine berufliche Wendung 
aus, ohne die es seine bedeutende politische Karriere 
wohl kaum gegeben hätte – und auch nicht die Grün­
dung des ifo Instituts.

4	 »Es gab für mich nicht eine Sekunde eine Überlegung, ob ich einen 
Kompromiss schließen könnte, etwa um einer wissenschaftlichen Kar-
riere willen. Ich wollte mich habilitieren und wollte Hochschullehrer 
werden, aber dazu hätte ich zum NS-Dozentenbund gehen müssen. 
Das ist mir überhaupt nicht in den Sinn gekommen.« (Ludwig Erhard 
im Gespräch mit Günter Gaus; rbb-Sendung vom 10. April 1963)

LUDWIG ERHARD UND DER AUFBAU DES INSTITUTS 
FÜR INDUSTRIEFORSCHUNG AB HERBST 1942

Mit Unterstützung befreundeter Persönlichkeiten der 
Reichsgruppe Industrie5 (RGI) konnte Ludwig Erhard 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1942 eine neue For­
schungsstätte gründen, die die Keimzelle des ifo Ins­
tituts wurde. Sie trat unter der Bezeichnung »Insti­
tut für Industrieforschung Nürnberg – Berlin« auf und 
hatte ihren Sitz zunächst in Nürnberg. Berlin taucht 
in der Firmierung auf, weil das Institut für Industrie­
forschung (IfI6) sehr eng mit der Außenwirtschafts- 
abteilung der RGI in Berlin zusammenarbeitete und 
dort eine Anlaufstelle hatte. 

Die von Ludwig Erhard im Herbst 1942 ergriffene 
Initiative, sich mit seinem Institut für Industriefor­
schung frühzeitig mit Fragen des Wiederaufbaus nach 
dem Krieg zu beschäftigen, fand in der Reichsgruppe 
Industrie einflussreiche Befürworter. Die RGI nahm sich 
dieses Themas an und gründete auf Vorschlag von Her­
mann von Siemens am 18. November 1942 unter ihrem 
Dach eine »Fördergemeinschaft der Deutschen Indus­
trie« mit dem Ziel, Gefahren von der deutschen Wirt­
schaft abzuwenden, die »im Fall eines Niedergangs« 
entstehen. Die Fördergemeinschaft übernahm ab dem 
20. Mai 1943 für die Dauer von drei Jahren die Förde­
rung des IfI mit einer jährlichen Zuwendung in Höhe 
von RM 150 000 (vgl. Wünsche 2015, S. 216), wobei in 
diesem Betrag wohl kaum die Personalkosten der vom 
RGI selbst angestellten Mitarbeiter des IfI enthalten 
waren.7 

Die bedeutendste innerhalb dieser Initiative ent­
standene IfI-Studie griff das Anliegen der vom RGI 
gebildeten Fördergemeinschaft auf, eine Analyse der 
notwendigen Schritte zu verfassen, um die deutsche 
Wirtschaft zurück zu einer Produktion in Friedenszei­
ten zu führen (vgl. Mierzejewski 2005, S. 41). In der im 
März 1944 fertiggestellten Denkschrift »Kriegsfinan- 
zierung und Schuldenkonsolidierung« ging Erhard 
davon aus, dass Deutschland den Krieg verlieren 
würde, was seinerzeit den Tatbestand des Hochver­
rats erfüllte. Unabhängig davon war bereits die Arbeit 
an dieser Studie zumindest in der Anfangsphase sub­
versiv, weil es aufgrund eines Hitler-Erlasses verboten 
war, sich mit Planungen für die Zeit nach dem Weltkrieg 
zu befassen. Erhard stellte Überlegungen zum Neuauf­
bau der Wirtschaft nach dem Krieg an und empfahl u.a. 
einen Währungsschnitt (Einzelheiten dazu vgl. Hent­
schel 1996, S. 30 ff.; Mierzejewski 2005, S. 41 ff.). Auf 
Bitte der Auftraggeber legte Erhard im Sommer 1944 
eine überarbeitete und gestraffte Version der Studie 
vor, die im Herbst 1944 mit Vertretern des RGI disku­
tiert wurde. 8

5	 Dazu gehörten insbesondere sein Schwager Karl Guth (Geschäfts­
führer der RGI) und der Unternehmer Philipp Reemtsma. Einzelhei­
ten dazu bei Herbst (1977, S. 322 f.).
6	 Inoffizielle Abkürzung.
7	 Engelbrecht (2002) nennt eine Fördersumme in Höhe von insge­
samt RM 630 000.
8	 Der vollständige Text der Studie ist erhalten. Ludwig Erhard, 
Kriegsfinanzierung und Schuldenkonsolidierung, Faksimiledruck der 
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Auch wenn die Ideen, die Erhard und sein Team in 
der 270 Seiten umfassenden Arbeit entwickelten, in der 
RGI nicht uneingeschränkt auf Begeisterung stießen 
(vgl. Hentschel 1996, S. 37), lieferte sie doch eine Reihe 
grundsätzlicher Anstöße für die binnenwirtschaftliche 
Diskussion innerhalb des RGI, »die in der Folge von ver-
schiedenen Abteilungen des RGI zu einem komplexen 
wirtschaftspolitischen Konzept verdichtet wurden« (Ptak 
2004, S. 147 f.). Mit seiner Denkschrift wollte Erhard – 
so Ralf Ptak – einerseits die konkrete praktische Frage 
behandeln, wie die durch die Kriegswirtschaft ent­
standene Staatsverschuldung von ca. 400 Mrd. RM 
abzubauen sei, und andererseits frühzeitig in die ord­
nungspolitische Debatte der Nachkriegswirtschaft ein­
greifen, »nicht zuletzt um sich eine günstige Ausgangs-
position für die eigene berufliche Zukunft zu verschaffen. 
Auch er sah in der nahenden Phase des wirtschaftlichen 
Übergangs nicht nur die Notwendigkeit, sondern auch 
die Möglichkeit, eine marktwirtschaftliche Ordnung zu 
etablieren.« (Ptak 2004, S. 148)

Eine Ausfertigung dieser Denkschrift schickte 
Ludwig Erhard dem Widerstandskämpfer Carl Goer­
deler (geboren am 31. Juli 1884 in Schneidemühl/
Posen; nach dem missglückten Attentat auf Hitler am 
2. Februar 1945 in Berlin-Plötzensee hingerichtet). 
Denn Goerdeler, der schon seit einigen Jahren zum 
engeren Bekanntenkreis von Ludwig Erhard gehörte, 
hatte Erhard Anfang 1944 gebeten, ihm zur Vorbe­
reitung der Planungen der Verschwörer für die Zeit 
nach Hitler die wirtschaftlichen und finanzpolitischen 
Maßnahmen zu schildern, die notwendig wären, um 
Deutschland wirtschaftlich zu gesunden (vgl. Mier­
zejewski 2005, S. 44). Als Erhard seine Studie Goer­
deler (auf dem Postweg) schickte, war dieser bereits 
auf der Flucht vor der Gestapo. Er las die Studie und 
wies in einer Denkschrift, die er Anfang August 1944 
verfasste und an den Kreis der Widerstandskämp­
fer verschickte, auf sie mit den Worten hin: »Doktor 
Erhard vom Forschungsinstitut der deutschen Industrie 
in Nürnberg hat über die Behandlung dieser Schulden 
eine sehr gute Arbeit geschrieben, der ich im wesentli-
chen beistimme. Er wird Euch gut beraten.« (zit. nach 
Hentschel 1996, S. 38)

Je näher das Kriegsende rückte, umso offener 
wurde in der Reichsgruppe Industrie und auch im 
Reichswirtschaftsministerium über Fragen der Nach­
kriegsplanung diskutiert. Im Herbst 1944 war die RGI in 
der Lage, sowohl für die Innen- als auch für die Außen­
wirtschaft Planungsprogramme aufzustellen (vgl. 
Herbst 1977, S. 330). In dieser Phase koordinierte das 
Institut für Industrieforschung die verbandsinterne Bil­
dung von Konzeptionen und avancierte »bis Mitte 1944 
zur wirtschaftspolitischen Clearing-Stelle des RGI« 
(Ptak 2004, S. 148).

Das der RGI vorgelegte Arbeitsprogramm des Insti­
tuts für Industrieforschung9 diente dem gemeinsamen 

Denkschrift 1943/44, mit Vorbemerkungen von Ludwig Erhard,  
Theodor Eschenburg und Günter Schmölders, Propyläen 1977.
9	 Hentschel (1996, S. 43) kritisiert »die »Ankündigung zahl- und um­

Interesse des Instituts und der Reichsgruppe Indust­
rie, »sich mit Nachkriegsproblemen auseinanderzuset-
zen, die unmittelbar industriewirtschaftliche Aufgaben 
berühren«. Ziel war, »fernab jeder Interessenpolitik die 
Grundlagen zu einer sicheren Beurteilung der sich durch 
den Krieg ergebenden materiellen Lage zu gewinnen, 
um über die Forderungen des Tages hinaus mindestens 
gedanklich auf die kommenden Aufgaben vorbereitet 
zu sein.« Das Arbeitsprogramm ist in vier Abschnitte 
gegliedert, die sich ausnahmslos mit der Nachkriegs­
ordnung auseinandersetzen.10 

Abschnitt 1 befasst sich mit Untersuchungen 
auf geld- und währungspolitischem Gebiet. In die­
sen Abschnitt fallen Folgearbeiten zu der Studie über 
»Kriegsfinanzierung und Schuldenkonsolidierung« 
sowie Arbeiten über »Möglichkeiten und Verfahren der 
Vermögensabgabe« sowie »Vollbeschäftigung, Kon- 
junkturstabilisierung und währungspolitischen Neu- 
ordnung«. 

Im Mittelpunkt von Abschnitt 2 stehen handels­
politische Fragen (vorwiegend den Außenhandel betref­
fend). Unter anderem geht es um die Aufstellung von 
Länderanalysen hauptsächlich für den europäischen 
Raum und die handelspolitischen Beziehungen der 
Industriestaaten untereinander sowie um die Gestal­
tung des Übergangszeitraums bis zur Konstituierung 
fester Währungsrelationen und stabiler Wechselkurse. 
Weitere Schwerpunkte dieses Abschnitts sind Untersu­
chungen zur Zollpolitik (zum Beispiel zu den Grenzen 
der zollpolitischen staatlichen Autonomie) und zum 
Problem internationaler Kartelle. 

Besonderes Augenmerk wird dem Abschnitt 3 
(innerdeutsche Wirtschaft) gewidmet. Schwerpunkte 
dieses Abschnitts sind Fragen, die sich »einerseits 
aus der Umstellung der materiellen und formalen Ord-
nung auf die Friedenswirtschaft und zum anderen 
und im speziellen aus der Notwendigkeit der materi-
ellen und finanziellen Wiedergutmachung der Kriegs-
schäden ergeben«. Hier hatte Erhard seinen persön­
lichen Schwerpunkt auf die Bearbeitung der fiskali­
schen Fragen gelegt. Weiteren Untersuchungsbedarf 
beschreibt das Arbeitsprogramm (sowohl aus volks­
wirtschaftlicher als auch aus betriebswirtschaftlicher 
Perspektive) vor allem im Hinblick auf das Ausmaß der 
Zerstörungen an den industriellen Produktionsanla­
gen und dem dadurch bewirkten Produktionsausfall 
in den einzelnen Industriezweigen sowie hinsichtlich 
der Voraussetzungen zur Wiederherstellung bzw. vol­
len Ausnutzung der vorhandenen industriellen Kapa­
zitäten. In diesem Zusammenhang werden sowohl 
versorgungs-, vertriebswirtschaftliche als auch ver­
kehrsökonomische Aspekte angesprochen. Gegen­
stand von Abschnitt 4 sind allgemeine wirtschafts­
politische Fragen, allen voran die Frage der künftigen 
Wirtschaftsordnung. Dazu wörtlich: »Wenn diese Frage 

fangreicher Studien, an deren Einlösung aufrichtig niemand glauben 
konnte, weil sie schlechterdings nicht einzulösen war.
10	 Der Wortlaut des Arbeitsprogramms ist bei Schütte (2015, 
S. 218 ff.) aufgeführt. Darauf beziehen sich die folgenden Zitate.
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auch nicht von der Wissenschaft entschieden wird, so ist 
doch deutlich, dass mit der Auflockerung der Bindun-
gen auf dem Gebiet der Wirtschaftslenkung im allge-
meinen sowie der Preisüberwachung und der Warenbe-
wirtschaftung im besonderen die Stellung des Staates 
in der Wirtschaft einer neuen, klar umrissenen Fixierung 
bedarf. Zwischen der totalen Staatswirtschaft, wie sie 
der Krieg in nahezu allen Ländern mit sich gebracht hat 
(und wie sie der Bolschewismus zum Prinzip erhoben 
hat) und einer freien, liberalen Wirtschaft sind so viele 
Abstufungen und Schattierungen denkbar, dass auf 
eine Konstituierung der wirtschaftspolitischen Grund-
sätze für die Nachkriegszeit nicht verzichtet werden 
kann. ... Jede dazwischen liegende Form bedarf also ... 
einer Neuorientierung. Diese Frage verdient aber des-
halb ernstere Beachtung, weil die Vorrangstellung der 
Technik (wie auch der Krieg gezeigt hat) notwendig zu 
einer immer stärkeren Kapitalakkumulation oder doch 
zu einer fortschreitenden Konzernierung ‒ im ganzen 
also in eine Richtung führt, die mit anderen sozialen und 
staatspolitischen Grundsätzen in Widerstreit gerät.« 
Auf preispolitischem Gebiet als dem Kernproblem der 
Wirtschaft sollte untersucht werden, »unter welchen 
Voraussetzungen, innerhalb welcher Sektoren und in 
welchem Umfang eine Aufhebung der derzeitigen Bin-
dungen verfügt werden könnte«. In dem Zusammen­
hang geht das Arbeitsprogramm insbesondere auf das 
Problem der Kartelle ein: Die Fragen der Preispolitik 
berührten »das Problem der Kartelle aufs engste, und 
es wäre deshalb wünschenswert, die Tätigkeit dieser 
marktregelnden Verbände in der kommenden Friedens-
wirtschaft auf eine neue, sichere Grundlage zu stellen.«

Im Arbeitsprogramm wurden die Untersuchun­
gen beschrieben, an denen Erhard und die RGI beson­
deres Interesse hatten. Daneben erstellten Erhard und 
die IfI-Wissenschaftler Gutachten, die die RGI speziell 
in Auftrag gab. Dazu gehörten z.B. ein Gutachten zu 
Vertriebsformen, Vertriebswegen und Vertriebskos­
ten, Ausarbeitungen zur Nachkriegswirtschaft in der 
Schweiz sowie außenwirtschaftliche Prognosen und 
Analysen der Außenhandelsabhängigkeit bestimmter 
Volkswirtschaften.11 Zusätzlich war das IfI in die lau­
fende wissenschaftliche Unterstützung (im Sinne einer 
wissenschaftlichen Clearing-Stelle) der RGI eingebun­
den. So wählte das IfI Experten für Ausarbeitungen 
und Fachgespräche in der RGI aus, und Erhard selbst 
leitete eine Arbeitsgruppe zur Außenwirtschaft und 
verfasste Rundschreiben der RGI auf diesem Gebiet.12 
Die Zusammenarbeit zwischen Institut und RGI wurde 
so eng, dass die RGI-Außenwirtschaftsabteilung, 
nachdem sie im März 1945 wegen Bombenschäden in 
ein Behelfsquartier umziehen musste, beim Institut 
für Industrieforschung einen »Meldekopf« einrichtete. 
Sämtliche Kontaktpersonen der Außenwirtschafts­
abteilung mussten Duplikate des mit ihr geführten 
Schriftwechsels an das Institut für Industrieforschung 

11	 Schriftverkehr zwischen RGI, Erhard und Dritten im Zeitraum Juli 
1944 bis Februar 1945, BA Bestand 12-I, Akten 221, 232 und 233.
12	 Schriftverkehr aus Juli 1944, BA Bestand 12-I, Akte 232.

schicken.13 Zu diesem Zeitpunkt hatte Ludwig Erhard 
den Sitz des Instituts bereits von Nürnberg nach Bay­
reuth in die Carl-Schüller-Straße 54 verlegt. 

Auslöser des Untertauchens Erhards und seines 
Instituts in Bayreuth waren, wie Ludwig Erhard es spä­
ter dem Oberbürgermeister der Stadt Bayreuth erläu­
terte,14 »politische Gründe«. Dafür gibt es zwei Erklärun­
gen: Die erste besteht darin, dass Erhard befürchtete, 
dass die Gestapo auf seine Verbindungen zu Goerdeler 
aufmerksam würde und die Arbeit an der Denkschrift 
zur Schuldenkonsolidierung als staatsfeindliche Tätig­
keit einstufen könnte.15 Näher liegt die Erklärung, die 
Erhard gegenüber einem Zeitzeugen abgab: Er wollte 
aus dem Sichtfeld des Nürnberger NSDAP-Gauleiters 
verschwinden, weil dieser gedroht hatte, Erhard müsse 
an die Front, wenn er nicht für die NSDAP politisch tätig 
werde.16

Den Wechsel nach Bayreuth ermöglichte der 
Hauptgeschäftsführer der Gauwirtschaftskammer 
Bayreuth Dr. Hermann Streng.17 Er stellte den Kontakt 
zu Erich Köhler, Inhaber der in Bayreuth ansässigen 
»Neue Baumwollen-Spinnerei Aktiengesellschaft« her, 
der auf seinem Werksgelände Büroräume für Erhard 
und weitere Mitarbeiter des Instituts für Industrie­
forschung zur Verfügung stellte. Es handelte sich um 
einen Speisesaal des Werks, dessen Innenausbau auf­
grund kriegsbedingter Baubeschränkungen vor der 
endgültigen Fertigstellung gestoppt worden war. Köh­
lers Antrag vom 7. März 1944 auf Aufhebung des Bau­
stopps hatte Erfolg. Der Umbau der Räume für die Zwe­
cke des Instituts wurde auf den Tag drei Monate später 
abgeschlossen.18 Bei der Einrichtung der Räume legte 
Erhard selbst Hand an, und er wohnte ab dann zeit­
weise in Bayreuth (vgl. Engelbrecht 2002).

Hermann Streng vermittelte dem Institut nicht nur 
eine neue Bleibe, sondern auch eine weitere Finanzie­
rungsquelle. Die Gauwirtschaftskammer beauftragte 
das Institut für Wirtschaftsforschung fortan mit der 
Erstellung von Analysen zur regionalen Wirtschaft.19 

Im April 1945 wurde die Institutsadresse in Fürth, 
Friedrichstraße 2, geändert. Denn Erhard hatte nach 
Luftangriffen der Alliierten im April 1945 auf Bayreuth 
seinen Schreibtisch nach Fürth in Räume der in der 
Friedrichstraße ansässigen Fa. Blattgoldwerke Leon­
hard Kurz verlagert.20 Unbeschadet dessen behielt 
das IfI seinen Sitz über das Ende des Weltkriegs hin­
aus in Bayreuth.

Ludwig Erhard konnte sich bei seinen IfI-Aktivitä­
ten auf ein Team erfahrener Volkswirte und Betriebs­
wirte stützen, die zusammen mit ihm aus dem Versho­

13	 Rundschreiben des RGI vom 15. März 1945, BA Bestand 12-I.
14	 Stadtarchiv Bayreuth Nr. 27848: Schreiben des Bayerischen 
Staatsministers für Wirtschaft Dr. Ludwig Erhard an den Oberbürger­
meister der Stadt Bayreuth Dr. Meyer vom 7. März 1946.
15	 Ptak (2004, S. 148), sieht ein solches Risiko nicht.
16	 Zeitzeuge Dr. Otto Streng im Fernsehinterview mit Evi Kurz.
17	 Zeitzeuge Dr. Otto Streng im Fernsehinterview mit Evi Kurz.
18	 Akten des Baugenehmigungsverfahrens, Stadtarchiv Bayreuth 
Nr. 27848
19	 Zeitzeuge Dr. Otto Streng im Fernsehinterview mit Evi Kurz.
20	 Hinweis von Frau Evi Kurz, Vorstandsvorsitzende der Stiftung Lud­
wig-Erhard-Haus, Fürth.
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fen-Institut in das Institut für Industrieforschung über­
getreten waren und/oder mit ihm auf freiberuflicher 
Grundlage zusammenarbeiteten. Dies ergibt sich aus 
zwei späteren Schreiben Erhards aus dem Jahr 1946: In 
einem Schreiben, das er in seiner Eigenschaft als bay­
erischer Wirtschaftsminister unter dem Datum vom 
21. September 1946 an die Militärregierung für Bayern 
richtete, zeigt Erhard der Militärregierung an, dass die 
Belegschaft des Nürnberger Instituts für Wirtschafts
beobachtung der deutschen Fertigware nach dem Aus­
scheiden Ludwig Erhards aufgeteilt worden war. Einige 
frühere Beschäftigte dieses Instituts – so Erhard ‒ blie­
ben dort weiterhin unter der Leitung von Professor 
Erich Schäfer tätig, einige andere traten in das von Lud­
wig Erhard gegründete und geleitete Institut für Indus­
trieforschung über, das laut Erhard im September 1946 
in das Institut für Wirtschaftsbeobachtung und Wirt­
schaftsberatung in München überführt worden war.21 
Bei dem zweiten Schreiben handelt es sich um das 
bereits zitierte Schreiben Erhards vom 7. März 1946 an 
den Oberbürgermeister der Stadt Bayreuth. Darin bit­
tet er den Oberbürgermeister, für drei Mitarbeiter des 
in Bayreuth tätigen Instituts für Industrieforschung, die 
passiv der NSDAP angehört hatten, die damals notwen­
digen Anhörungsverfahren zügig durchzuführen22, was 
dann auch geschah und zur vollständigen Entlastung 
dieser drei Mitarbeiter führte. Zwei dieser Mitarbeiter 
gehörten zu den (mindestens) fünf Wissenschaftlern 
und Wissenschaftlerinnen des Instituts für Industrie­
forschung, die im Herbst 1946 in das Münchner Institut 
für Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschaftsberatung 
überwechselten. 

Diese Fakten widersprechen nur scheinbar dem in 
der Literatur regelmäßig zu findenden Hinweis, dass 
das Personal des Instituts für Industrieforschung nur 
aus Erhard selbst und seiner langjährigen Sekretärin 
Ella Muhr bestand.23 Denn zur administrativen Ent­
lastung Erhards hatte die RGI Mitarbeiter des Instituts 
für Industrieforschung eingestellt und die Direktions­
rechte an das Institut für Industrieforschung abgetre­
ten.24 Ludwig Erhards Sekretärin Ella Muhr war offen­
sichtlich direkt bei Erhard angestellt und gehört auch 
nicht zu den Beschäftigten des Instituts, die im Herbst 
1946 in das Institut für Wirtschaftsbeobachtung und 
Wirtschaftsberatung übertraten.

Das Institut für Industrieforschung konnte bis 
zum Ende des Weltkriegs längst nicht alle der im 
Arbeitsprogramm angesprochenen Untersuchungen 
fertigstellen, einige der abgeschlossenen Arbeiten gin­
gen verloren (vgl. Wünsche 2015, S. 225). Ein Teil der 
erzielten Ergebnisse der durchgeführten Studien floss 

21	 Schreiben des Bayerischen Staatsministers für Wirtschaft an 
Headquarters Regional – Military Government for Bavaria vom 
21. September 1946, HStA MWi 12799.
22	 Schreiben des Bayerischen Staatsministers für Wirtschaft Dr. Lud­
wig Erhard an den Oberbürgermeister der Stadt Bayreuth Dr. Meyer 
vom 7. März 1946, Stadtarchiv Bayreuth Nr. 27848.
23	 Vgl. Herbst (1977, S. 323), Mierzejewski (2005, S. 40), Hentschel 
(1977, S. 29), Wünsche (2015, S. 216).
24	 Schreiben Ludwig Erhard an Clodwig Kapferer vom 4. Juli 1942, 
zitiert in Erinnerungen Clodwig Kapferers, S. 28.

beim Wiederaufbau Deutschlands in Gesetzesinitiati­
ven ein.

LUDWIG ERHARDS WEG IN DIE POLITIK UND SEINE 
ZUSAMMENARBEIT MIT DEM NATIONALÖKONOMEN 
ADOLF WEBER IN DESSEN VOLKSWIRTSCHAFT­
LICHER ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR BAYERN

Nach der bedingungslosen Kapitulation der Wehr­
macht kam es Erhard zugute, dass er sich schon in 
den Kriegsjahren mit Fragen des Wiederaufbaus und 
den Anforderungen an die deutsche Wirtschaftspoli­
tik in der Nachkriegsphase befasst und stets Abstand 
zur NSDAP gehalten hatte. Die Legende, dass seine in 
den beiden letzten Kriegsjahren verfasste Studie zur 
Kriegsfinanzierung und Schuldenkonsolidierung sowie 
die auf diese Studie verweisende Denkschrift Carl 
Goerdelers in die Hände der Alliierten gefallen waren, 
Erhard zur »Entdeckung der Amerikaner« machten (vgl. 
Hentschel 1996, S. 44; Mierzejewski 2005, S. 86; Wün­
sche 2015, S. 229) und seinen Weg in die Politik ebne­
ten, ist nur teilweise richtig (vgl. Wünsche 2015, S. 228; 
Hentschel 1996, S. 44). 

Nach der Besetzung durch die US-Truppen war 
Bayern25 Teil der amerikanischen Besatzungszone. 
General Dwight D. Eisenhower, Oberster Befehlshaber 
der amerikanischen Streitkräfte in Europa, stellte 
mit seiner Proklamation Nummer 2 vom 19. Sep- 
tember 1945 Bayern als Staat wieder her. Die Exeku­
tive lag zwischen 1945 und 1952 in der Verantwortung 
der US-amerikanischen Militärgouverneure. Ludwig 
Erhard suchte sofort den Kontakt zur Militärverwal­
tung, denn die beiden Finanzquellen des Instituts für 
Industrieforschung ‒ der Zuschuss der RGI und die Auf­
träge der Gauwirtschaftskammer Bayreuth – waren 
versiegt, und Erhard musste sich und dem Institut 
andere Einkünfte erschließen. Schon am Tag nach 
dem Einmarsch der amerikanischen Truppen in seine 
Heimatstadt Fürth (18. April 1945) stellte er sich bei 
der dortigen amerikanischen Militärbehörde als Öko­
nom mit besonderen Kenntnissen in der Konsum- 
güterindustrie vor und bot seine Dienste an. Er erhielt 
von ihr den Auftrag, einen Bericht über den Zustand 
der Industrie in Fürth zu erstellen (vgl. Wünsche 2015, 
S. 229). Erhard nutzte die Gunst der Stunde und prä­
sentierte den US-Behörden bereits im Mai 1945 ein 
Memorandum, in dem er die aus seiner Sicht not­
wendigen Maßnahmen empfahl, um die deutsche 
Wirtschaft insgesamt wieder in Gang zu bringen (vgl. 
Mierzejewski 2005, S. 86). Nachdem Erhard seinen 
Einstiegsauftrag zur Zufriedenheit der Militärver­
waltung erfüllt hatte, ersuchte er den Fürther Stadt­
kommandanten, ihm eine größere Aufgabe zu über­
tragen, und informierte ihn in diesem Zusammen­
hang über seine enge Verbindung zu Goerdeler und 
den Austausch der Publikationen mit ihm. Es spricht 
viel dafür, dass der Stadtkommandant eine solch 

25	 Mit Ausnahme der Stadt Lindau und der Rheinpfalz.
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wichtige Information an das Counter Intelligence 
Corps (CIC) und seine vorgesetzten Militärbehörden 
bis hin zum Office of the Military Government of the  
United States (OMGUS) in Berlin weiterleitete (vgl. 
Wünsche 2015, S. 229). Jedenfalls hinterließ Erhard 
einen so überzeugenden Eindruck, dass er zum »Wirt­
schaftlichen Berater bei der Militärregierung für Mit­
tel- und Oberfranken« ernannt wurde, was die Auf­
gabe einschloss, das Nürnberger Wirtschaftsamt 
neu zu organisieren (vgl. Mierzejewski 2005, S. 86;  
Wünsche 2015, S. 229). Aber schon bevor seine Tätig­
keit als Wirtschaftlicher Berater der Militärregierung 
Früchte tragen konnte, wurde Erhard vom amerika
nischen Militärgouverneur mit Wirkung vom 22. Ok­
tober 1945 zum Minister für Handel und Gewerbe in 
der Bayerischen Landesregierung ernannt, die zu der 
Zeit vom sozialdemokratischen Ministerpräsidenten 
Wilhelm Hoegner geführt wurde. Erhard war damals 
parteilos und wurde in der Kabinettsliste mit der 
Bezeichnung »Linksdemokrat« geführt (vgl. Hohmann 
1997, S. 7).

Ludwig Erhards Amtszeit als bayerischer Wirt­
schaftsminister stand unter keinem guten Stern. Er 
hatte ‒ aufbauend auf die im Jahr 1944 erstellte Stu­
die zur Schuldenkonsolidierung und Kriegsfinanzie­
rung ‒ im Jahr 1945 eine weitere Denkschrift ausgear­
beitet, die sich mit den Möglichkeiten des wirtschaftli­
chen Wiederaufbaus beschäftigte. Zum Jahreswechsel 
1945/46 stellte er die Möglichkeiten der bayerischen 
Regierung beim Wiederaufbau infrage. Er erklärte, 
»eine nur bayerische Wirtschaftspolitik könne die anste-
henden Probleme nicht lösen, dies sei nur im deutschen 
Rahmen und in einer Zusammenarbeit über Deutsch-
lands Grenzen hinaus möglich« (Hohmann 1997, S. 8). 
Diese Forderung Erhards empfanden manche baye­
rischen Politiker als Kampfansage. Das trug mit dazu 
bei, dass sich Ludwig Erhard in der bayerischen Poli­
tik immer mehr isolierte. Diese Entwicklung wurde 
durch Klagen über die Art und Weise der Führung des 
Ministeriums verstärkt (vgl. Hohmann 1997, S. 8) und 
hatte zur Folge, dass Erhards Tätigkeit als bayerischer 
Wirtschaftsminister mit den ersten Wahlen zum Bay­
erischen Landtag nach dem Zweiten Weltkrieg am 
21. Dezember 1946 endete (vgl. https://www.stmwi.
bayern.de/ministerium/historie/).

Erneut zündete das, was auf den ersten Blick als 
beruflicher Rückschlag erscheint, die nächste Stufe 
Erhards beruflicher Karriere. Denn die Münchener 
Schaffensphase hatte für Erhard nicht nur wegen des 
Einstiegs in seine Karriere als Politiker hohe Bedeu­
tung, sondern bot ihm auch das Umfeld, sich hier mit 
führenden Nationalökonomen und Finanzwissen­
schaftlern über die dringenden wirtschafts- und finanz­
politischen Probleme des deutschen Wiederaufbaus 
und die wissenschaftlichen Ansätze zur Lösung die­
ser Probleme auszutauschen sowie aktuelles ökono­
misches Wissen aufzusaugen. Zu diesem Zweck hatte 
er sich der vom Münchener Nationalökonomen Adolf 
Weber gegründeten und geleiteten Volkswirtschaft­
lichen Arbeitsgemeinschaft für Bayern angeschlos­
sen, in der auch Webers Schüler und Fakultätskollege 
Fritz Terhalle – damals Bayerischer Staatsminister der 
Finanzen – aktiv war. 

Adolf Weber (geboren am 29. November 1876 in 
Mechernich in der Eifel, gestorben am 5. Januar 1963 
in München) war einer der großen deutschen National­
ökonomen mit starker Ausstrahlungskraft in die Wis­
senschaft sowie in die wirtschaftliche und politische 
Praxis hinein. In seiner Münchener Schaffensphase war 
er einer der führenden Köpfe nicht nur der Staatswirt­
schaftlichen Fakultät, sondern auch der Universität 
München insgesamt.

Nachdem Adolf Weber 1897 das Abitur an einem 
Gymnasium in Bonn abgelegt hatte, studierte er in 
Bonn – unterbrochen durch Studienzeiten in Berlin 
und Leipzig – Rechts- und Staatswissenschaften. Er 
promovierte im Jahre 1900 in Freiburg i. Br. zum Dr. jur. 
(vgl. Munzinger 1963). Sein eigentliches Interesse galt 
indessen der Volkswirtschaftslehre. Schon zwei Jahre 
später promovierte Weber in Bonn bei Heinrich Diet­
zel zum Dr. phil., bei dem er sich wenige Jahre später 
habilitierte. Seinen ersten Ruf erhielt er an die Han­
delshochschule in Köln (1908). Dort übernahm er schon 
bald zusätzlich die Leitung der Hochschule für soziale 
und kommunale Verwaltung. In Köln stieß er auf den 
jungen Studenten Fritz Terhalle, den er unter seine Fit­
tiche nahm und mit dem er fortan in Verbindung blieb.

Seine Professorenkarriere führte Adolf Weber über 
Breslau (1914–1919) und Frankfurt am Main (1919–
1921) an die Universität München. Dort war er von 1921 
bis zu seiner Emeritierung im Jahr 1948 Inhaber des 
Lehrstuhls für Nationalökonomie und Finanzwissen­
schaft, den vor ihm Max Weber und davor Lujo Brentano 
innehatten (vgl. Jecht 1964, S. 8). Adolf Weber gehörte 
zu den Nationalökonomen, die die wissenschaftlichen 
Grundlagen für die Theorie der Wirtschaftspolitik leg­
ten, und er war Verfasser mehrerer, in hoher Auflage 
verbreiteter Lehrbücher. In seiner wissenschaftlichen 
Arbeit widmete er sich einem breiten Spektrum wirt­
schafts- und ordnungspolitischer Themen: von Fragen 
der Sozialpolitik über das Bankwesen, die Bodenre­
form und das Wohnungswesen bis hin zur Außenhan­
delspolitik und zum ordnungspolitischen Systemver­
gleich (vgl. Grüner 2009, S. 67). 

Bayerisches Kabinett unter Wilhelm Hoegner mit Ludwig Erhard als 
Wirtschaftsminister (fünfter von links) und Fritz Terhalle als Finanz
minister (fünfter von rechts)

© Süddeutsche Zeitung Photo
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Während des Zweiten Weltkriegs setzte Weber 
sich kritisch mit der sowjetischen Planwirtschaft 
und der nationalsozialistischen Befehlswirtschaft 
auseinander. Nach dem Zusammenbruch des Drit­
ten Reiches ging er mit einem wirtschaftspolitischen 
Programm an die Öffentlichkeit, das er schon wäh­
rend des Krieges konzipiert hatte, und führte leitende  
Personen der Wissenschaft und Praxis in der »Volks­
wirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaft für Bayern« 
zusammen, »um mit vereinten Kräften zu retten, was 
noch zu retten war«. Ziel dieses Diskussionskreises 
war, den verfügbaren ökonomischen Sachverstand 
ohne Rücksicht auf parteipolitische oder berufs­
ständische Interessen zu bündeln und für die Wie­
deraufbauplanungen nutzbar zu machen (vgl. Grü­
ner 2009, S. 67). Um die Unabhängigkeit der Arbeits­
gemeinschaft deutlich zu machen, war sie dem von 
Adolf Weber geleiteten Staatswirtschaftlichen Semi­
nar der Universität München angegliedert worden. 
Ihre Aktivitäten führten zu zahlreichen wirtschafts­
wissenschaftlichen und wirtschaftspolitischen Publi­
kationen. Weber selbst veröffentlichte im Jahr 1945 
die Denkschrift »Übergangswirtschaft und Geldord­
nung« sowie im Jahr 1946 eine weitere Denkschrift 
mit dem Titel »Wohin steuert die Wirtschaft?« (vgl. 
Kruse 1964, S. 21). Er gehörte zu den einflussreichs­
ten wissenschaftlichen Beratern der Leitung der bi
zonalen Wirtschaftsverwaltung. 

Adolf Weber bezog Ludwig Erhard, der Weber 
»verehrte«, (Wünsche 2015, S. 229) schon ab der Früh­
phase der Volkswirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaft 
in deren Aktivitäten ein. Er lud ihn im Juni 1945 zu 
einer Gesprächsrunde über »Fragen der Weltwirtschaft 
und der Währung« ein. Grundlage der Beratung in die­
sem Kreis war das bereits genannte von Weber im Jahr 
1944 geschriebene und 1945 in Druck gegebene Manu­
skript »Übergangswirtschaft und Geldordnung«. In die­
ser Schrift identifizierte spezifische Problemlagen soll­
ten in Ausschüssen der Volkswirtschaftlichen Arbeits­
gemeinschaft geklärt und konkreten Lösungen (z.B. 
in Form von Gesetzesentwürfen) zugeführt werden. 
Erhard arbeitete zunächst in dem von Weber geleite­
ten Ausschuss »Geld und Kredit« mit, in dem der »Plan 
zur Neuordnung des deutschen Geldwesens« erarbei­
tet wurde. Diesen Plan legte Erhard persönlich im Juli 
1945 der amerikanischen Militärverwaltung in Frank­

furt im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft vor (vgl. Wün­
sche 2015, S. 230).

Eine weitere Aufgabe Ludwig Erhards in der Volks­
wirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaft, die sich häufig 
in Webers »stillem Haus im Herzogpark« (Dempf 1964, 
S. 11) traf, war die Leitung des Ausschusses für Indust­
rie. Aufgabe dieses Ausschusses war »die Ausarbeitung 
von Vorschlägen für den Wiederaufbau der Industrie, ins-
besondere der bayerischen Industrie, und zwar in einer 
Form, dass sie der bayerischen Regierung unterbreitet 
werden könnten«. Der Ausschuss sollte keine branchen­
wirtschaftlichen Fragen, sondern die Probleme behan­
deln, die sich auf die ganze Breite des industriellen 
Lebens erstrecken (vgl. Wünsche 2015, S. 230). Erhard 
legte in diesem Zusammenhang den »Problemaufriss: 
Der Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft: Die Aufga­
ben bis zur währungspolitischen Neuordnung« vor, den 
er in die Abschnitte I. Der Wirtschaftsraum, II. Organi­
sationsfragen, III. Sofortmaßnahmen, IV. Die Rohstoff­
wirtschaft, V. Die Erzeugungswirtschaft, VI. Absatz und 
Verteilung sowie VII: Geld- und Kreditfragen gliederte.26 

Erhard betont, dass sein Überblick keinen Anspruch 
auf ein Wirtschaftsprogramm erhebt, sondern es ihm 
darauf ankommt, die Richtung aufzuzeigen, in die sich 
die Anstrengungen zum Aufbau der deutschen Wirt­
schaft bewegen müssen. Er appelliert: »Resignation 
vermag das Schicksal nicht zu wenden: Es gibt grund-
sätzlich keine wirtschaftliche Situation, aus der nicht 
Wille und Vernunft Auswege und Wege zu neuem Aufstieg 
finden lassen. Die optimale Lösung zu finden, ist die Auf-
gabe.« Zusammenfassend stellt er fest, dass »erst eine 
Währungsneuordnung die Grundlage für eine gesunde 
Wirtschaft bilden kann und folglich auch von Seiten der 
Wirtschaftspraxis das stärkste Interesse an einer mög-
lichst raschen Bereinigung vorherrschen muss« (Wün­
sche 2015, S. 257). Bis dahin untätig zu verharren, sei 
aber nicht vertretbar. Die größte aktuelle Herausforde­
rung sieht er darin, dass die Güterproduktion in erster 
Linie durch die mangelnde Rohstoffsicherung gefähr­
det sei. Deshalb müsse zunächst mithilfe organisatori­
scher Maßnahmen alles Nötige zur Bewältigung dieses 
Problems getan werden. Dann werde es gelingen, den 
Güter- und Geldkreislauf bis zur währungspolitischen 
Neuordnung ohne ernstere Störungen in Gang halten 
(vgl. Wünsche 2015, S. 257).

Nach dem Ende seiner Amtszeit als bayerischer 
Wirtschaftsminister arbeitete Ludwig Erhard – nun als 
Leiter des Instituts für Wirtschaftsbeobachtung und 
Wirtschaftsberatung bzw. des Süddeutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung – in der Volkswirtschaftlichen 
Arbeitsgemeinschaft mit seinem früheren Kabinetts­
kollegen Fritz Terhalle sowie Adolf Weber und weiteren 
Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft auf währungs
politischem Gebiet zusammen. Im Juli 1947 überreich­
ten sie die gemeinsam erarbeitete Abhandlung über 
die Währungsreform dem Wirtschaftsrat der Bizone 
(vgl. Mierzejewski 2005, S. 94), was Erhards Ansehen 
26	 Der volle Wortlaut dieses Problemaufrisses ist bei Wünsche (2015, 
S. 234 ff.) abgedruckt.

Quelle: Jahrbuch der Bayerischen Akademie der Wissenschaften 1964. 
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als wirtschafts- und finanzpolitischer Experte bei den 
Amerikanern weiter stärkte.

Die Einbindung in den Münchener Kreis rund um 
Adolf Weber und der dadurch gewonnene Kontakt zur 
Staatswirtschaftlichen Fakultät der Universität Mün­
chen ebneten Ludwig Erhard auch den Weg zur lang 
ersehnten Honorarprofessur.27 Die Staatswirtschaft­
liche Fakultät beschloss in ihrer Fakultätssitzung am 
2. Februar 1946 einstimmig, beim bayerischen Kultus­
ministerium die Ernennung Ludwig Erhards und des 
damaligen Kultusministers Franz Fendt zu Honorar­
professoren zu beantragen28, und erteilte Erhard im 
März 1946 einen Lehrauftrag über wirtschaftspoliti­
sche Gegenwartsfragen (einstündig), dem die Militär­
regierung mit Schreiben vom 26. März 1946 zustimmte. 
Aber schon im August 1946 bat Erhard den Rektor 
der Universität München um die Entbindung von sei­
ner Lehrverpflichtung im laufenden Sommersemes­
ter, da er als bayerischer Wirtschaftsminister stark in 
die Planung der wirtschaftlichen Vereinigung der engli­
schen und amerikanischen Besatzungszone involviert 
sei. Zudem beschloss die Staatswirtschaftliche Fakul­
tät am 29. August 1946, dass Erhards Ernennung zum 
Honorarprofessor »aus Gründen der augenblicklichen 
hochschulpolitischen Situation und der allgemeinen Ein-
stellung zu Fragen der Ernennung von im öffentlichen 
Leben stehenden hervorragenden Persönlichkeiten« hin­
ausgeschoben werden sollte. Außerdem sollte Erhard 
in Kenntnis gesetzt werden, dass man beabsichtige, 
ihn »enger mit der Fakultät zu verknüpfen«. Im Dezem­
ber 1946 wurde Erhard ein Lehrauftrag über Wirt­
schaftspolitik (einstündige Übung) erteilt. Im Februar 
1947 waren bestehende Bedenken ausgeräumt, und 
der Antrag, Ludwig Erhard zum Honorarprofessor an 
der Staatswirtschaftlichen Fakultät der LMU zu ernen­
nen, wurde dem Ministerium vorgelegt. Das Ministe­
rium griff den Antrag der LMU auf und beschloss am 
7. November 1947 die Ernennung Erhards zum Hono­
rarprofessor an der Staatswirtschaftlichen Fakultät 
der Universität München.29 Darüber informierte Dekan 
Credner das neue Fakultätsmitglied Ludwig Erhard »in 
der festen Überzeugung, dass sich die Zusammenarbeit 
auch in Ihrer neuen Würde so harmonisch und gedeih-
lich, wie bisher, gestaltet.«30 Das hielt Erhard aber nicht 
davon ab, der Fakultät gegenüber noch im Dezember 
1947 mitzuteilen, im nachfolgenden Sommersemester 
wegen anderweitiger Verpflichtungen keine Lehrver­
anstaltungen abhalten zu können31, woran sich in den 
folgenden Jahren nichts ändern sollte. 

27	 Den Ablauf dieses Verfahrens hat das Archiv der Ludwig-Maxi­
milians-Universität München dokumentiert und im Mai 2017 auf 
der Website der LMU veröffentlicht unter: www.universitaetsarchiv.
uni-muenchen.de/monatsstueck/mai_2017/index.html.
28	 Protokoll der Sitzung der engeren (Staatswirtschaftlichen) Fakul­
tät vom 2. Februar 1946, LMU-Universitätsarchiv, M-III-7.
29	 Vgl. www.universitaetsarchiv.uni-muenchen.de/monatsstueck/
mai_2017/index.html.
30	 Schreiben des Dekans Prof. B. Huber an Staatsminister Dr. Ludwig 
Erhard vom 2. Dezember 1947, LMU-Universitätsarchiv,  
FakVWL-IX-6_001.
31	 Vgl. www.universitaetsarchiv.uni-muenchen.de/monatsstueck/
mai_2017/index.html.

Mit der Ernennung zum Honorarprofessor hatte 
Erhard ein für ihn enorm wichtiges persönliches Ziel 
erreicht. Welche Bedeutung die Honorarprofessur für 
sein Ego hatte, zeigt der Hinweis von Tischner, dass 
Erhard nach seiner Ernennung »die Anrede »Professor 
Erhard«, bei seiner hart erkämpften Ausbildung mensch-
lich verständlich, wichtig (war)«; er machte den Profes­
sorentitel quasi zu seinem ersten Vornamen (vgl. Hent­
schel 1996, S. 39). Ludwig Erhard bedankte sich bei 
der Staatswirtschaftlichen Fakultät auf seine Weise. Er 
zog sich zwar für immer aus der Lehre an der Univer­
sität München zurück, blieb aber – wie schon gesagt – 
in engem wissenschaftlichem Austausch mit Adolf 
Weber und Fritz Terhalle und betrieb weiterhin inten­
siv die Einbindung der Fakultät in die Arbeit »seines« 
Wirtschaftsforschungsinstituts.

Ludwig Erhard war nicht der herausragende Wirt­
schaftswissenschaftler, der er gerne gewesen wäre, und 
er war auch kein Manager mit Leib und Seele, geschweige 
denn ein akribischer Verwaltungsexperte (vgl. Hent­
schel 1996, S. 48; Mierzejewski 2005, S. 86, 92). Aber als 
in der Wirtschaftsbeobachtung und in der wirtschafts­
politischen Analyse und Beratung erfahrener Praktiker, 
der sich ein breites ökonomisches Wissen – vor allem 
die theoretischen Grundlagen der Wirtschaftspolitik – 
angeeignet und als bayrischer Wirtschaftsminister auf 
die Alliierten Eindruck gemacht hatte, kannte Erhard 
die riesigen wirtschaftspolitischen Herausforderun­
gen, die Deutschland zu bewältigen hatte, und den 
daraus resultierenden Bedarf an wissenschaftlich fun­
dierter Beratung in der Wirtschafts- und Finanzpolitik. 
Er fühlte sich dazu berufen, Deutschland durch grund­
legende marktwirtschaftliche Reformen und wachsen­
den Wohlstand in eine bessere Zukunft zu führen, und 
sah die außeruniversitäre Wirtschaftsforschung als 
bedeutenden Mitspieler bei der Gestaltung der neuen 
Wirtschaftsordnung. Dazu musste ein Wirtschaftsfor­
schungsinstitut in seinen Augen wissenschaftlich aus­
gerichtet und fundiert sein, sich bei der Festlegung 
der Arbeitsschwerpunkte am Bedarf der wirtschaftli­
chen und politischen Praxis orientieren und mit seinen 
Arbeitsergebnissen dazu beitragen, die Grundlagen für 
Entscheidungen staatlicher und wirtschaftlicher Insti­
tutionen zu verbessern. Vor allem kannte Erhard die kri­
tische Situation, in welche die bestehenden deutschen 
Wirtschaftsforschungsinstitute infolge der Nazi-Herr­

Wirtschaftsbesprechung der amerikanischen und britischen Zone 1946

© Süddeutsche Zeitung Photo 
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schaft geraten waren, und er erkannte die Chancen, die 
sich für ein neues in Bayern ansässiges Wirtschaftsfor­
schungsinstitut bieten würden. 

DIE ENTSTEHUNG DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFTS­
FORSCHUNGSINSTITUTE VOR 1945

Das ifo Institut ist eines der jüngeren deutschen Wirt­
schaftsforschungsinstitute. Schon in den der ifo-Grün­
dung vorangegangenen 40 Jahren waren in Deutsch­
land Wirtschaftsforschungsinstitute entstanden, aber 
auch sie standen nach dem Ende des Zweiten Welt­
kriegs vor einem Neustart. Zu diesem Zeitpunkt wur­
den die Karten für die deutsche empirische Wirtschafts­
forschung neu gemischt. 

Der Startschuss für den Aufbau außeruniversitä­
rer Einrichtungen auf dem Gebiet der empirischen Wirt­
schaftsforschung fiel im Jahr 1908 in der Hansestadt 
Hamburg, als das Reichskolonialamt mit dem Hambur­
ger Senat einen Vertrag über die Gründung eines Kolo-
nialinstituts schloss. Es sollte zwei Zwecken dienen: 
Zum einen sollten Kolonialbeamte ausgebildet und 
zum anderen eine »Zentralstelle« errichtet werden, »in 
der sich alle wissenschaftlichen kolonialen Bestrebun-
gen konzentrieren können.« Aufgabe der »Zentralstelle« 
sollte sein, »das gesamte Material, wie es in Büchern, 
Zeitschriften, Berichten von Forschungsreisenden usw. 
zutage tritt, zu sammeln« sowie »den Mittelpunkt für Kor-
respondenzen wissenschaftlicher wie auch wirtschaftli-
cher Art zu bilden und durch Vermittlung dieses Gedan-
kenaustausches auf die koloniale Forschung wie die 
wirtschaftliche Entwicklung fördernd einwirken« zu kön­
nen.32 Die Zentralstelle erweiterte ihre Tätigkeit schon 
bald auf Fragen der Überseewirtschaft und entwickelte 
eine laufende Berichterstattung, aus der im Jahr 1916 
die Veröffentlichungsreihe »Wirtschaftsdienst« ent­
stand. Im Zuge der Gründung der Universität Hamburg 
im Jahr 1921 beschloss der Hamburger Senat, den bis­
lang vom Kolonialinstitut ausgeübten Lehrbetrieb an 
die Universität zu verlagern, und aus der »Zentralstelle« 
wurde das »Hamburgische Welt-Wirtschafts-Archiv« 
(HWWA).33

Auch die zweite Gründung einer deutschen Ein­
richtung der empirischen Wirtschaftsforschung fand 
im hohen Norden statt. Im Februar 1914 wurde das 
Königliche Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft 
als ein der Universität Kiel angegliedertes Forschungs- 
und Lehrinstitut gegründet. Die Gründung dieses Ins­
tituts, dem die Umwandlung des Staatswissenschaft
lichen Seminars in das Staatswissenschaftliche Ins­
titut (1910) sowie die Einrichtung einer Abteilung für 
Seeverkehr und Weltwirtschaft (1911) vorausgegangen 
war (vgl. Czycholl 2014, S. 27), war das Ergebnis jahre­
langer Verhandlungen, in denen sich Bernhard Harms 
(1876–1939) nach seiner Berufung zum ordentlichen 
Professor der wirtschaftlichen Staatswissenschaften 

32	 50 Jahre Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv, Hamburg, 1958, 
S. 44–45.
33	 Ebenda.

an der Universität Kiel im Jahr 1908 mithilfe von Förde­
rern aus der Wirtschaft, des preußischen Kultusminis­
teriums und sogar des Kaisers gegen Widerstände aus 
der Universität und dem preußischen Finanzministe­
rium durchgesetzt hatte (vgl. Schneider 1964, S. 8 ff.). 
Harms strebte mit seinem Institut an, die »Gesamt-
lebensäußerungen der Weltwirtschaft« zu beobach­
ten. Wie die Hamburger »Zentralstelle« sollte das Ins­
titut für Seeverkehr und Weltwirtschaft Bücher, Zeit­
schriften und Zeitungen in den wichtigsten Sprachen 
sammeln. Darauf sollte aber – anders als im HWWA 
‒ die wissenschaftliche Bearbeitung in Form der Ana­
lyse und Kausalforschung aufbauen. Ziel war es, »die 
weltwirtschaftlichen Verflechtungsvorgänge in syste-
matischer Arbeit allmählich zur Darstellung zu bringen 
und auf dieser Basis zum Ausbau einer Teildisziplin der 
Wirtschaftswissenschaft, der Weltwirtschaftslehre, vor-
zuschreiten« (Schneider 1964, S. 8). Dazu sollten auch 
die von Bernhard Harms geschaffenen Periodika »Pro­
bleme der Weltwirtschaft« (1910) und »Weltwirtschafts­
archiv« (1912) beitragen. Ein wesentlicher Baustein für 
die Gründung des Kieler Instituts war, dass es Bernhard 
Harms gelang, eine Fördergesellschaft mit prominen­
ter Besetzung ins Leben zu rufen und damit beachtliche 
private Fördermittel einzuwerben (vgl. Czycholl 2014, 
S. 28).

Die Auseinandersetzung mit den konjunkturel­
len Entwicklungen war zum Zeitpunkt der Gründung 
der beiden norddeutschen Institute Sache der wirt­
schaftlichen Praxis und der staatlichen Verwaltung, 
insbesondere der Kammern, Verbände, Banken, Zent
ralbanken sowie der einschlägigen Ministerien und 
auch der statistischen Ämter. Das änderte sich erst, 
als Reichsamtspräsident Ernst Wagemann in Berlin 
– aufbauend auf Vorarbeiten, die ab 1919 im Reichs­
wirtschaftsministerium und im Statistischen Reichs
amt geleistet worden waren – im Jahr 1925 das Insti-
tut für Konjunkturforschung (IfK) gründete, um der 
Konjunkturforschung mehr Unabhängigkeit von den 
staatlichen Verpflichtungen zu verleihen. Wagemann 
hatte sich 1914 an der Friedrich-Wilhelms-Universität 
Berlin habilitiert und wurde im Jahr 1919 zum außer­
ordentlichen Professor an der Universität Berlin be
rufen; seit 1923 war er Präsident des Statistischen 
Reichsamtes (vgl. DIW 2012, S. 9 f.). Ähnlich wie Harms 
am Kieler Institut gelang es Wagemann, Unterneh­
men, Verbände und Gewerkschaften als Förderer des 
von ihm gegründeten Instituts zu gewinnen. Er wurde 
erster Präsident des IfK, wobei er seine Position als 
Präsident des Statistischen Reichsamtes beibehielt 
und mit dazu beitrug, dass es zahlreiche personelle 
und institutionelle Beziehungen und einen intensiven 
Leistungsaustausch zwischen Institut und Reichsamt 
gab. Ziel des IfK war die »Entwicklung einer ausreichen-
den Konjunkturbeobachtung, d.h. ... die systematische 
Sammlung und Veröffentlichung des für die Beurteilung 
des Konjunkturverlaufs maßgeblichen Materials«.34 Die 

34	 Zur Geschichte des DIW vgl. insbesondere Krengel (1985). 
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im Gründungsjahr erschienene Denkschrift »Die welt­
wirtschaftliche Lage Ende 1925« war der Beginn der 
vierteljährlichen Konjunkturberichterstattung des 
IfK. Es folgten die Periodika »Vierteljahresheft zur 
Wirtschaftsforschung« und »Wochenbericht des Insti­
tuts für Konjunkturforschung«. Die Stellung des Ber­
liner Instituts als damaliges Zentrum der empirischen 
Konjunkturforschung in Deutschland wurde auch 
dadurch deutlich, dass es zahlreiche Abteilungen und 
Außenstellen im Inland (so auch eine Außenstelle in 
München) und im Verlaufe des Zweiten Weltkrieges 
auch im Ausland gründete.35 

Die von Wagemann angestrebte Weiterentwick­
lung des IfK zu einem international beachteten wis­
senschaftlichen Zentrum der Konjunkturtheorie schei­
terte dagegen daran, dass zwei der aufstrebenden Ber­
liner Konjunkturtheoretiker (Gerhard Colm und Adolf 
Löwe) in der zweiten Hälfte der 1920er Jahre zu Bern­
hard Harms an das Kieler Institut wechselten, um dort 
die die Abteilung für Statistische Weltwirtschaftskunde 
und internationale Konjunkturforschung (»Astwik«) 
aufzubauen. Sie war von Bernhard Harms mit dem Ziel 
gegründet worden, dem Kieler Institut neben der Mate­
rialsammlung ein schärferes wissenschaftliches Profil 
zu geben und sollte »ihre wissenschaftliche Aufmerk-
samkeit internationalen Markteinflüssen auf dem Gebiet 
der Rohstoffversorgung, des Transportwesens, der Wan-
derungsbewegungen, der Kapitalanlagen und der wirt-
schaftlichen Organisationsformen zuwenden« (Czycholl 
2014, S. 39 unter Verweis auf Zottmann 1964, S. 41–42). 
Bis zur Machtergreifung Hitlers im Jahr 1933 wurde die 
Astwik-Abteilung ihrem Auftrag gerecht und lieferte mit 
international hoch beachteten Forschungsergebnis­
sen wirtschaftstheoretische Impulse auf dem Gebiet 
der Konjunkturtheorie und trug damit zum Aufbau des 
wissenschaftlichen Renommees des Kieler Instituts bei 
(vgl. Czycholl 2014, S. 40).

Schon bald nach der Machtergreifung Hitlers ver­
loren in Deutschland zahlreiche an den Universitäten 
und Wirtschaftsforschungsinstituten tätige Ökonomen 
und Konjunkturforscher ihre Stellung (vgl. Kulla 1996, 
S. 45, 167–180), darunter auch drei Mitarbeiter des IfK. 
Konjunkturforschung war zwar während der national­
sozialistischen Herrschaft obsolet (vgl. Tooze 1993, 
S. 15), aber das Institut für Konjunkturforschung pro­
fitierte unter Ernst Wagemann enorm von der »reißen-
den Nachfrage nach den Ergebnissen der empirischen 
Wirtschaftsforschung« infolge des Ausbaus der staatli­
chen Wirtschaftslenkung und vervierfachte seinen Mit­
arbeiterstab bis Anfang der 1940er Jahre auf 200 Per­
sonen (vgl. DIW 2012, S. 21). Im Jahr 1941 wurde das 
Institut für Konjunkturforschung – dem Zwang natio­
nalsozialistischer Ideologie folgend – in Deutsches Ins­
35	 Das von Ernst Wagemann aufgebaute Institut für Konjunkturfor­
schung war die Blaupause für die von Friedrich August von Hayek 
und Ludwig von Mises betriebene Gründung des »Österreichischen 
Instituts für Konjunkturforschung« im Jahr 1927. In der Zeit der 
nationalsozialistischen Herrschaft wurde dieses Institut ab dem 
Jahr 1938 als Außenstelle Wien (unter dem Namen Wiener Institut 
für Wirtschaftsforschung) in das Berliner Institut für Konjunkturfor­
schung eingegliedert.

titut für Wirtschaftsforschung (DIW) umbenannt (vgl. 
DIW 2012, S. 2).

Im Ruhrgebiet hatten einige Handelskammern 
schon in der ersten Hälfte der 1920er Jahre die Absicht, 
ein privates regional ausgerichtetes Konjunkturfor­
schungsinstitut zu gründen, was aber wegen der Grün­
dung des Berliner Instituts für Konjunkturforschung 
zunächst ad acta gelegt wurde. So kam es dazu, dass 
im IfK im Jahr 1926 eine »Abteilung Westen« einge­
richtet wurde, die den Status einer Außenstelle des 
IfK hatte. Motor der Gründung der »IfK-Filiale Essen« 
war Walther Däbritz, ein promovierter Jurist und Öko­
nom, der seinerzeit als städtischer Angestellter der 
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie in Essen vor­
stand und die Filiale Essen im Nebenamt leitete. Auf­
gabe der Essener IfK-Filiale war die Konjunkturbeob­
achtung im rheinisch-westfälischen Industrierevier, 
wozu eine eigene Statistik zur Konjunkturbeobach­
tung im rheinisch-westfälischen Industriebezirk ent­
wickelt wurde. Ab 1939 verlagerte sich der Schwer­
punkt der Arbeiten hin zur Industriestruktur des 
Reviers und seiner Hauptwirtschaftszweige Steinkoh­
lenbergbau sowie Eisen- und Stahlindustrie. Im Jahr 
1943 wurde die »Abteilung Westen« auf Betreiben von 
Walther Däbritz, der im Jahr 1938 zum Honorarprofes­
sor an der Universität Köln ernannt worden war und 
dem neuen Institut die notwendige finanzielle Unter­
stützung durch die westfälischen Bergbauunterneh­
men und die Stahlindustrie besorgt hatte, aus dem 
IfK ausgegliedert und als Rheinisch-Westfälisches 
Institut für Wirtschaftsforschung in der Rechtsform 
eines eingetragenen Vereins verselbstständigt (vgl. 
RWI 2018). Den Vorstandsvorsitz übernahm Ernst 
Wagemann parallel zu dessen Präsidentschaft im DIW 
und auch über das Ende der Präsidentschaft im DIW 
hinaus. Der Vorstandsvorsitz Wagemanns im RWI war 
aber mehr formaler Natur; die Leitungsverantwortung 
trug vor allem Walther Däbritz als Wissenschaftlicher 
Leiter des RWI.36

DIE SITUATION DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFTS­
FORSCHUNGSINSTITUTE NACH DEM ENDE DES 
ZWEITEN WELTKRIEGS

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs war die Situa­
tion der empirischen Wirtschaftsforschung in Deutsch­
land desolat. Am schlimmsten traf es das DIW, das unter 
den damaligen deutschen Wirtschaftsforschungsins­
tituten am meisten von der Zuarbeit für die Obersten 
Reichsbehörden profitiert und durch die Auftragsfor­
schung auf dem Gebiet der Kriegswirtschaft stark an 
Größe und Bedeutung gewonnen hatte. Es verlor nicht 
nur seinen Präsidenten Ernst Wagemann, der sich in 
den letzten Kriegsmonaten aus Berlin in die westlichen 
Besatzungszonen absetzte und später einem Ruf an die 
Universität von Santiago de Chile folgte (vgl. DIW 2012, 
S. 24 f.), sondern auch die führende Stellung, die es in 
36	 Mündliche Erläuterungen durch den RWI-Chronisten Prof. Dr. Toni 
Pierenkemper am 17. Mai 2018.
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der Zeit der NS-Herrschaft auf dem Gebiet der empiri­
schen Wirtschaftsforschung in Deutschland aufgebaut 
hatte. Das Institutsgebäude war zerstört, und die aus­
gelagerte Bibliothek ging in der sowjetischen Besat­
zungszone verloren (vgl. DIW 2012, S. 26). Ferner war 
die Arbeitsfähigkeit durch den Verlust des Personals 
eingeschränkt, das in den letzten Kriegsmonaten ver­
sprengt worden war. 

In dieser Situation übernahm Ferdinand Friedens­
burg unmittelbar nach Kriegsende die DIW-Präsident­
schaft und gestaltete den Neubeginn, nachdem er 
zuvor den kommunistischen Zugriff auf die Leitung des 
DIW und dessen Verlagerung in den sowjetischen Sek­
tor abwehren konnte (vgl. DIW 2012, S. 26). Neubeginn 
bedeutete für das DIW, dass sich der Schwerpunkt sei­
ner Forschungstätigkeit auf regionale Themen verla­
gerte: Versorgungsfragen in der kriegszerstörten Stadt, 
Geld- und Kreditprobleme, Aufbau der verarbeitenden 
Industrie und Bauwirtschaft.

Auch das RWI litt nach dem Ende des Zweiten Welt­
kriegs darunter, dass die Kriegsereignisse zu einer Zer­
störung des Institutsgebäudes und der fast vollstän­
digen Vernichtung seiner Arbeitsgrundlagen geführt 
hatten. Zudem blieben die Forschungsaufträge aus 
der Montanindustrie, die eine wesentliche Quelle der 
Finanzierung des RWI bildeten, aufgrund der schlech­
ten Ertragslage des Kohlenbergbaus und der Eisenin­
dustrie aus (vgl. Marquardt 1979, S. 56 f.). Aber es hatte 
das Glück, dass es als einziges Wirtschaftsforschungs­
institut keinen Bruch in der Institutsleitung verkraften 
musste. Erich Wagemann blieb zwar auf dem Papier bis 
1947 Präsident des RWI, aber Walther Däbritz behielt 
die nebenamtliche wissenschaftliche Leitung des RWI 
bei und konnte die Wiederaufnahme der Forschungs­
aktivitäten mit einem kleinen Mitarbeiterstab in die 
Wege leiten.37 Nach dem Kriegsende widmete sich das 
RWI der wirtschaftlichen Bewältigung der Kriegsfolgen, 
dem Wiederaufbau, der Wiedereingliederung in die 
Weltwirtschaft sowie den Voraussetzungen und Konse­
quenzen der europäischen Integration. Es setzte seine 
Konjunktur- und Regionalforschung fort und widmete 
sich verstärkt gesamtwirtschaftlichen Fragen (vgl. 
RWI 2018).

Die beiden norddeutschen Wirtschaftsforschungs­
institute – das Hamburgische Welt-Wirtschafts-Archiv 
und das in Institut für Weltwirtschaft umbenannte 
Kieler Institut – gerieten nach der Machtergreifung  
Hitlers in den Sog des Nationalsozialismus. Christoph 
Dieckmann beschreibt dies mit deutlichen Worten: 
»Im Kieler und Hamburger Wirtschaftsforschungsins-
titut arbeiteten Ökonomen, die auf vielfältigste Weise 
die Praxis des Dritten Reiches beeinflußten und die bis 
in die vierziger Jahre hinein daran glaubten, die Schaf-
fung einer krisenlosen Gesellschaft in einer europäi-
schen Gemeinschaft voranzutreiben. Daß es sich bei 
dieser Gesellschaft um eine deutsche Leistungsgemein-
schaft handeln sollte, die nur aufgrund der permanenten 

37	 Mündliche Erläuterungen durch Prof. Dr. Toni Pierenkemper.

Ausbeutung und Unterdrückung bis hin zur völligen Ver-
sklavung und Vernichtung großer Teile des eigenen und 
der übrigen Völker geschaffen werden konnte, irritierte 
die wenigsten. Der Glaube an die Schaffung eines neuen 
Deutschlands und eines neuen Europas walzte alle auf-
kommenden Zweifel im Namen der großen Idee der »Hei-
lung des eigenen Volksganzen« im Rahmen einer europä-
ischen »Großraumwirtschaft« nieder. Begeistert von der 
Praxisnähe entwickelten sie einen totalitären Machbar-
keitswahn, dessen Wirksamkeit durch die wissenschaft-
liche Unterfütterung mit modernsten volkswirtschaft-
lichen Theorien enorm gesteigert wurde.« (Dieckmann 
1992, S. 184 f.)

Im Zuge der Gleichschaltung war dem HWWA 
sein bis dahin geltender Status einer »wissenschaft­
lichen Anstalt« entzogen worden, und es wurde der 
Hamburger Exekutivbehörde für Wirtschaft unter­
stellt. Fritz Terhalle, der seit 1922 Lehrstuhlinhaber 
für Nationalökonomie und Finanzwissenschaft an der 
Hamburger Universität sowie seit 1929 Direktor des 
HWWA war und später eine wichtige Rolle bei der Grün­
dung des ifo Instituts spielen sollte, wurde 1933 von 
den Nationalsozialisten des Direktorenamtes entho­
ben (vgl. Leveknecht 1998, S. 25). Terhalles Nachfol­
ger als HWWA-Direktor Leo Hausleiter wurde unmit­
telbar nach Kriegsende von der britischen Militärregie­
rung verhaftet, und das HWWA wurde vorübergehend 
geschlossen. Während des bis 1948 geltenden provi­
sorischen Einsatzes des HWWA unter der kommissa­
rischen Leitung von Paul Heile (vgl. Leveknecht 1998, 
S. 37) war die Zukunft des HWWA ungewiss.

Unter den deutschen Wirtschaftsforschungsinsti­
tuten hatte das Kieler IfW nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs sicherlich die besten Startchancen. Bedingt 
durch die Machtübernahme durch die Nationalsozia­
listen verlor das Institut zwar – neben anderen renom­
mierten Wissenschaftlern wie Adolf Löwe und Gerhard 
Colm – seinen als liberal geltenden Direktor Bernhard 
Harms, der sein Amt aufgab und im Herbst 1933 durch 
den überzeugten Nationalsozialisten (und späteren 
Widerstandskämpfer) Jens Jessen ersetzt wurde (vgl. 
Czycholl 2014, S. 45–47). Ihm folgte schon im Jahr 1934 
der Dekan der Rechts- und Staatswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Kiel Andreas Predöhl im Amt 
des IfW-Direktors nach. Unter der Leitung von Andreas 
Predöhl expandierte das IfW in den Kriegsjahren erheb­
lich. Es entwickelte sich auf dem Gebiet der kriegswich­
tigen Forschung zum wichtigsten Partner des Ober­
kommandos der Wehrmacht und des Wehrwirtschafts- 
und Rüstungsamts, sodass es »mit riesigen Summen 
selbst noch in Zeiten größter Sparsamkeit gefördert« 
wurde (vgl. Dieckmann 1992, S. 178). Das Wehrwirt­
schafts- und Rüstungsamt bescheinigte dem IfW in 
einem Schreiben vom 6. März 1941: »Das Institut für 
Weltwirtschaft an der Universität Kiel ist ständig in gro-
ßem Umfang mit wissenschaftlichen Forschungsarbeiten 
für das OKW, Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt beschäf-
tigt. Allein in der Zeit vom 1.4.1940–1.1.1941 wurden 
vom Institut 98 umfangreiche wissenschaftliche Untersu-
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chungen neben vielen kurzen Anfragen bearbeitet. Diese 
Arbeiten sind für die wirtschaftliche Kriegsführung von 
grundlegender Bedeutung und werden laufend in glei-
chem Umfange benötigt.« (zit. nach Diekmann 1992, 
S. 178) Die monopolartige Stellung auf dem Gebiet der 
kriegswichtigen Forschung sicherte dem Institut nicht 
nur die Finanzierung, sondern auch die Unabkömm­
lichstellung seiner meisten Mitarbeiter.

Predöhl blieb einige Monate nach dem Zusam­
menbruch des Dritten Reichs im Amt und musste es 
dann an seinen einstigen Stellvertreter Friedrich Hoff­
mann abgeben, der das IfW ab November 1945 kom­
missarisch leitete. Das Kieler Institutsgebäude war 
zwar teilweise zerstört und die Mitarbeiterschaft des­
halb verstreut untergebracht, aber die Bibliothek und 
das Wirtschaftsarchiv hatten den Krieg nahezu unver­
sehrt überstanden. Zudem konnte das Institut auch 
weiterhin auf einem großen Teil seiner bisherigen 
(während des Krieges unabkömmlich gestellten) Mit­
arbeiter zurückgreifen (vgl. Czycholl 2014, S. 71), und 
es profitierte sicherlich auch von dem wissenschaftli­
chen Renommee, das es vor 1933 aufgebaut hatte. So 
konnte das IfW seine Forschungsarbeiten zügig wie­
deraufnehmen. Allerdings änderten sich – ähnlich 
wie beim DIW ‒ nach dem Wegfall der umfangreichen 
Forschungsaufträge aus den NS-Behörden die Tätig­
keitsfelder. Schwerpunkte der Forschungsaktivitäten 
waren nun die drängenden Alltagsprobleme Nach­
kriegsdeutschlands, insbesondere Untersuchungen zu 
den Auswirkungen des Flüchtlingsstroms auf Schles­
wig-Holstein, den Möglichkeiten des wirtschaftlichen 
Wiederaufbau Kiels und Analysen der wirtschaftlichen 
Probleme der britischen Besatzungszone(vgl. Czycholl 
2014, S. 72).

Daneben gab es kleinere Einrichtungen der Wirt­
schaftsforschung, die aber bis Ende des Zweiten Welt­
kriegs nicht annähernd die Bedeutung des DIW, HWWA, 
IfW und RWI erlangt hatten.

DER AUFBAU DER EMPIRISCHEN WIRTSCHAFTS­
FORSCHUNG IN MÜNCHEN: VOM INSTITUT FÜR 
WIRTSCHAFTSBEOBACHTUNG UND WIRTSCHAFTS­
BERATUNG ZUM SÜDDEUTSCHEN INSTITUT FÜR 
WIRTSCHAFTSFORSCHUNG

Ludwig Erhard nutzte seine Möglichkeiten als baye­
rischer Wirtschaftsminister, um die Errichtung eines 
empirisch arbeitenden Wirtschaftsforschungsinsti­
tuts mit Sitz in München vehement anzugehen. Als er 
gerade neun Monate im Amt war, hatte er die Gründung 
eines Trägervereins bereits weit vorangetrieben. Des­
sen Satzung wurde am 15. Juli 1946 errichtet, wie es 
§ 11 der Satzung ausweist.38 Dies sollte – so die Satzung 
– auch als Tag der Gründung des Vereins gelten, zur 

38	 Satzung des Instituts für Wirtschaftsbeobachtung und Wirt­
schaftsberatung im Anhang eines Schreibens des bayerischen Wirt­
schaftsministers Ludwig Erhard an den Bayerischen Staatsminister 
der Finanzen (und Mitglied der Staatswirtschaftlichen Fakultät der 
Universität München) Prof. Dr. Fritz Terhalle vom 13. Dezember 
1946), LMU-Universitätsarchiv,M-VIII-3.

Gründungs-Mitgliederversammlung lud Erhard aller­
dings erst zum 10. September 1946 in die Räume des 
bayerischen Wirtschaftsministeriums ein. Zu den Grün­
dungsmitgliedern gehörten – neben Ludwig Erhard – 
die Herren Reithinger, Waldmann und Holthaus39, die 
leitende Funktionen im Wirtschaftsministerium inne­
hatten. Den Sinn und die Notwendigkeit der Gründung 
des neuen Wirtschaftsforschungsinstituts begründete 
Ludwig Erhard in der für ihn typischen Diktion: 

»Seit 1933 und in verstärktem Ausmass während des 
Krieges ist in Deutschland die Verbindung mit der wirt-
schaftlichen und technischen Entwicklung in der Welt 
verloren gegangen. In Deutschland selbst werden so 
umfassende und die physische Existenz des Volkes 
bedrohende Probleme, wie das der Reparationen, der 
Zerreissung und Wiederabstimmung der verbliebenen 
Teilwirtschaftskörper der Besatzungszone, der Ergän-
zung der abgebauten oder verschlissenen Produkti-
onsapparatur, der Deckung unseres notwendigen Ein-
fuhrbedarfs an Nahrungsmitteln und Rohstoffen durch 
die Ausfuhr von Fertigerzeugnissen, der Anpassung des 
Verteilungsapparates an die veränderten Vorausset-
zungen von Produktion und Verbrauch , der rationells-
ten Einschaltung der Flüchtlinge in den Arbeitsprozess 
usw. zur Zeit fast passiv hingenommen, obwohl Mög-
lichkeiten einer aktiven Mitarbeit und Beeinflussung 
durch Verhandlungen durchaus gegeben sind.

Nach dem letzten Weltkrieg wurde in Deutsch-
land ein Wiederaufbau-Ministerium gegründet und 
die Frage der Reparationen in einer besonderen Abtei-
lung des Statistischen Reichsamtes bearbeitet. Heute 
sind die einzelnen Länderregierungen und ihre Wirt-
schaftsämter mit der unmittelbaren Bekämpfung des 
täglichen Notstands beschäftigt und die nach den Wei-
sungen der Militärregierung arbeitenden Planungs-
ausschüsse und Arbeitsstäbe der Zonen kommen über 
die laufende Geschäftsabwicklung einer gesichts-
punktlosen Materialkontingentierung von der Hand 
in den Mund nicht hinaus. Zu einer systematischen 
Durcharbeitung dieser Probleme, von deren aktiven 
Inangriffnahme und richtiger Lösung unser Schicksal 
und unsere Zukunft abhängig ist, sind bei den Behör-
den weder die zeitlichen, noch die organisatorischen 
und sachlichen Voraussetzungen gegeben.

Nicht weniger wichtig, wie die grossen wirt-
schaftspolitischen, sind die privatwirtschaftlichen Pro-
bleme der Standort- und Kapazitätsauswahl ..., der 
Gestaltung der Produktions- und Verteilungskosten 
nach der Währungsreform, der technischen und preis-
lichen Konkurrenzfähigkeit auf den Weltmärkten (...), 
des Nachholbedarfs in der Verbrauchsgüter-Indust-
rie, der Überprüfung der Anwendung technischen Ver-
fahren nach jahrelangem Abschluss von der Welt, der 
Kaufkraftentwicklung und schließlich der unvermeid-

39	 Dokument »Arbeitsorganisation« des Instituts für Wirtschafts­
beobachtung und Wirtschaftsberatung im Anhang des Schreibens 
Ludwig Erhards an Fritz Terhalle vom 13. Dezember 1946, LMU-Uni­
versitätsarchiv, M-VIII-3.
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lich damit zusammenhängenden sozialpolitischen 
Auswirkungen.
Der Versuch, unser wirtschaftliches und soziales 
Schicksal wieder selbst in die Hand zu bekommen, 
setzt eine nüchterne Klarstellung unserer verbleiben-
den Wirtschaftsgrundlagen innerhalb und ausserhalb 
unserer Grenzen, eine fundierte Meinungsbildung über 
die möglichen Wege sowie über das wirtschafts- und 
sozialpolitisch erreichbare Ziel des Wiederaufbaus vor-
aus. Keine Einzelorganisation der gewerblichen Wirt-
schaft oder eines privaten Unternehmens ist heute 
oder in absehbarer Zukunft in der Lage, sich darüber 
wie früher durch unmittelbaren Kontakt mit dem Aus-
land, durch eigene technische und wirtschaftliche For-
schung oder durch volkswirtschaftliche Abteilungen 
im Stil der früheren Grossbanken und Grossfirmen 
diese Unterlagen zu schaffen. Frühere Reichsorgane 
auf diesem Gebiet .., existieren nicht mehr oder sind in 
ihrer Tätigkeit lahmgelegt. Schon der persönliche und 
wissenschaftliche Aufwand erfordert – abgesehen von 
den materiellen Mitteln – eine Zusammenfassung die-
ser Aufgaben in einer besonderen wissenschaftlichen 
Organisation.«40

Die Mitgliederversammlung beschloss die Gründung 
des Vereins »Institut für Wirtschaftsbeobachtung und 
Wirtschaftsberatung« auf der Grundlage der bereits am 
15. Juli 1946 errichteten Satzung und setzte den Grün­
dungsvorstand ein.41 Der Verein hatte seinen Sitz in 
München und sollte – so § 3 der Satzung – in das Ver­
einsregister des Amtsgerichts München eingetragen 
werden, was aber nie geschah. Der Gründungsvor­
stand (Direktorium) setzte sich aus dem Vorstands­
vorsitzenden Ludwig Erhard sowie den Vorstandsmit­
gliedern Anton Reithinger und Rolf Waldmann sowie 
dem Geschäftsführer des Direktoriums Gerhard Holt­
haus zusammen.42

Anton Reithinger (geb. 1898) war als promovier­
ter Volkswirt von 1924 bis 1931 Mitarbeiter des Statisti­
schen Reichsamts in Berlin und im Zeitraum von 1932 
bis 1945 Prokurist bei der IG-Farbenindustrie AG. In 
dieser Zeit verfasste er Monographien zu den Themen 
»Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschaftsordnung« 
(Stuttgart, 1936) sowie »Das wirtschaftliche Gesicht 
Europas« (Stuttgart-Berlin, 1936). In der IG-Farbenin­
dustrie AG leitete er die Volkswirtschaftliche Abtei­
lung. Erhard arbeitete schon in seiner Nürnberger Zeit 
bei seinen Arbeiten für die Reichsgruppe Industrie mit 
Reithinger zusammen und holte ihn 1946 als »Ministe­
rialabteilungsleiter II« in das bayerische Wirtschafts­

40	 Dokument »Begründung« des Instituts für Wirtschaftsbeobach­
tung und Wirtschaftsberatung im Anhang des Schreibens Ludwig 
Erhards an Fritz Terhalle vom 13. Dezember 1946, LMU-Universitäts­
archiv, M-VIII-3.
41	 Darauf lassen die im Bayerischen Hauptstaatsarchiv und im Uni­
versitätsarchiv der LMU vorhandenen Dokumente schließen, auch 
wenn das Gründungsprotokoll nicht überliefert ist.
42	 Dokument »Arbeitsorganisation« des Instituts für Wirtschafts­
beobachtung und Wirtschaftsberatung im Anhang des Schreibens 
Ludwig Erhards an Fritz Terhalle vom 13. Dezember 1946, LMU-Uni­
versitätsarchiv, M-VIII-3.

ministerium.43 Diese Funktion bekleidete Reithinger 
von 1945 bis 1947. Rolf Waldmann hatte an der Tech­
nischen Hochschule Stuttgart Bauingenieurwesen 
und Architektur mit Schwerpunkt Ingenieurbaube­
trieb studiert und sein Studium als Diplom-Ingenieur 
abgeschlossen und war vor 1945 für die Dauer von ins­
gesamt 16 Jahren freiberuflich auf seinen Spezialge­
bieten Verfahrenstechnik und Verfahrensentwicklung 
tätig gewesen. Danach wurde er Leiter der Abteilung III 
(Industrieproduktion) des bayerischen Wirtschaftsmi­
nisteriums unter Ludwig Erhard.44 Wie Anton Reithinger 
schied er mit dem Ende der Amtszeit Ludwig Erhards 
als bayerischer Wirtschaftsminister Ende des Jahres 
1946 aus dem Staatsdienst aus. Gerhard Holthaus, 
ein promovierter Nürnberger Wirtschaftswissenschaft­
ler, war ein enger Mitarbeiter Ludwig Erhards, mit dem 
er – wie schon erwähnt – am Institut für Wirtschafts­
beobachtung der deutschen Fertigware an Gutachten 
u.a. über die Situation der polnischen Wirtschaft gear­
beitet hatte. Er war Erhard zunächst an das Institut für 
Industrieforschung und später in das bayerische Wirt­
schaftsministerium gefolgt. Holthaus verließ zeitgleich 
mit Reithinger und Waldmann das Wirtschaftsminis- 
terium und wurde im Jahr 1947 als hauptamtlicher 
Abteilungsleiter und Geschäftsführer im neu gegrün
deten Institut tätig. Danach wechselte in die Ver­
waltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschafts­
gebiets und leitete dort die Sonderabteilung für 
Wirtschaftsplanung. 

§ 2 der Vereinssatzung stellte das Institut für Wirt­
schaftsbeobachtung und Wirtschaftsberatung in den 
Dienst der wissenschaftlichen Unterstützung des Wie­
deraufbaus Deutschlands. Wörtlich heißt es: »Der Ver-
ein bezweckt die Errichtung und Unterhaltung eines auf 
wissenschaftlicher Grundlage arbeitenden Forschungs-
institutes, das die für den Wiederaufbau erforderli-
chen volkswirtschaftlichen, privatwirtschaftlichen und 
wirtschaftstechnischen Voraussetzungen, Daten· und 
Erkenntnisse sammelt, auswertet und die Ergebnisse auf 
dem Wege der Berichterstattung, Beratung und begut-
achtenden Tätigkeit der Wirtschafts-Verwaltung und 
Wirtschafts-Praxis sowie allen an einer friedlichen Ent-
wicklung der deutschen Wirtschaft interessierten Perso-
nen und Stellen vermittelt.“

Die geplante wissenschaftliche Ausrichtung des 
Instituts kommt auch in den Anforderungen zum Aus­
druck, die die Satzung an die Qualifikation der Vor­
standsmitglieder stellt. § 6 Satz 2 der Satzung legt fest, 
dass der Vorstand aus drei Vorstandsmitgliedern »von 
wissenschaftlichem Ruf« und einem Geschäftsführer 
bestehen muss. 

Für die wissenschaftliche Ausrichtung des Ins­
tituts war für Ludwig Erhard die Anbindung an die 
Staatswissenschaftliche Fakultät der Universität 
München von zentraler Bedeutung. Das geht aus 
43	 Bundesarchiv; GND:1030272166 {{ Reithinger, Anton }}; unter: 
http://www.bundesarchiv.de/cocoon/barch/0/z/z1961z/kap1_5/
para2_37.html.
44	 Vgl. ifo- Vorstandsarchiv: Akte Lohnkonten des Süddeutschen Ins­
tituts für Wirtschaftsforschung für den Zeitraum 1947–1949.
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einem ausführlichen Schreiben hervor, das Erhard 
in den letzten Wochen seiner Amtszeit als Bayeri­
scher Staatsminister für Wirtschaft an seinen Kabi­
netts- und Fakultätskollegen Fritz Terhalle richtete, 
nachdem er ihn – wie auch Adolf Weber – bereits Ende 
Oktober 1946 für die Mitgliedschaft im Kuratorium 
des Instituts für Wirtschaftsbeobachtung und Wirt­
schaftsberatung gewonnen hatte.

In seinem Schreiben vom 13. Dezember 1946 
bedankt sich Erhard bei seinem Kollegen Terhalle für 
dessen Zustimmung, in das Kuratorium des Instituts 
für Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschaftsberatung 
einzutreten, und bittet ihn um einen Austausch zu 
der Frage, »welche weiteren Wissenschaftler wir in die-
ses Gremium berufen könnten“. Kern des Schreibens 
ist indessen die Verbindung des Instituts zur Staats­
wirtschaftlichen Fakultät. Dazu schreibt Erhard: 
»In Ergänzung zu dem Ihnen bereits über das Institut 
zugeleiteten Exposé möchte ich noch ausführen, dass 
mir eine enge Verbindung des Instituts mit der Univer-
sität in hohem Maße wünschenswert erscheint, ohne 
dass ich dabei an eine formelle Angliederung denke. 
Immerhin könnte dieser Tatbestand äußerlich erkenn-
bar werden und auch in der Einschaltung und Mitarbeit 
der einen oder anderen Persönlichkeit des Lehrkörpers 
zum Ausdruck kommen.« Für die Zusammenarbeit zwi­
schen Universität und Fakultät wirbt Erhard in diesem 
Schreiben mit dem Hinweis auf die enge Verbindung 
des Instituts für Wirtschaftsbeobachtung und Wirt­
schaftsberatung zum bayerischen Wirtschaftsminis­
terium und den bizonalen wirtschaftlichen Verwal­
tungsstellen. Dort – so O-Ton Erhard – »fällt … eine 
Fülle von Material zur Bearbeitung an, dass üblicher-
weise wirtschaftswissenschaftlichen Einrichtungen 
und Forschungsinstituten der Hochschulen nicht zur 
Verfügung steht. Wie Sie ja selbst am besten beurteilen 
können, sind die Ministerien in ihrer aktuellen Tages-
arbeit derart mit Aufgaben überlastet, dass ihnen, ..., 
auch keine Musse bleibt, sich mit den grundsätzlichen, 
aber für das deutsche wirtschaftliche Schicksal beson-
ders wichtigen Fragen zu befassen. ... In dem besonde-
ren Fall des neuen Instituts würde ich in einer Verbin-
dung mit der Universität sowohl einen Vorteil für diese 
als auch für die amtlichen Wirtschaftsstellen finden, 
die sich ja vornehmlich dann der Arbeit dieses Instituts 
bedienen werden.« 

Als Vorteil für die Universität verweist Erhard auf 
die Gewinnung des wissenschaftlichen Nachwuch­
ses. Das Institut sei »auf tüchtige Studenten der Uni-
versität angewiesen, die nach abgelegtem Examen 
hier eine wertvolle Spezialausbildung genießen kön-
nen und denen bei relativ guter Bezahlung der Schritt 
in das Erwerbsleben wesentlich erleichtert wird«, und 
er – Erhard – könne sich vorstellen, »dass ebenso wie 
es bei der Handelshochschule in Nürnberg der Fall 
war, die Universität München dank der durch das Ins-
titut gegebenen Chancen eine Anzugskraft auf junge 
Studierende ausübt.« Ferner spricht Erhard die Mög­
lichkeit des Instituts an, sich in die universitäre Lehre 

einzubringen: »Bei einer gedeihlichen Entwicklung 
könnte weiter daran gedacht werden, dass das Institut 
selbst im Rahmen der Universität Seminare mit beson-
ders aktuellen, zur Bearbeitung anstehenden Fragen 
abhält.« Erhard schließt sein Schreiben mit der Bitte, 
seinen Vorschlag innerhalb der Fakultät zu erörtern 
und betont, »meinerseits besonders glücklich (zu 
sein), wenn sich die Möglichkeit einer Verwirklichung 
finden würde«.45

Fritz Terhalle leitete Erhards Vorschlag be­
fürwortend an die Ordinarien der Staatswirtschaftli­
chen Fakultät weiter, die sich damit in ihren Fakultäts­
sitzungen vom 17. Januar 1947 und 7. Februar 1947 
ausführlich befassten. Die Fakultät kommt in ihren 
Sitzungen zu dem einstimmigen Ergebnis, dass sie 
die von Ludwig Erhard erwünschte Zusammenarbeit 
des Instituts mit der Universität begrüßt. Sie hält es 
für richtig, dass das Institut nicht als universitätsin­
terne Einrichtung, sondern außerhalb der Universität 
ins Leben gerufen wird, und sagt Erhard ihre Unter­
stützung zu. Sie bringt ferner ihren Willen Ausdruck, 
»eine enge Zusammenarbeit mit demselben anzustre-
ben«. Der amtierende Dekan und das Fakultätsmit­
glied Fritz Terhalle werden bestimmt, das Nähere mit 
Erhard zu besprechen.46 

Fortan begleiteten Adolf Weber und Fritz Terhalle 
die weitere Entwicklung des Instituts für Wirtschaftsbe­
obachtung und Wirtschaftsberatung hin zum späteren 
ifo Institut. Als Mitglieder des Kuratoriums und wissen­
schaftliche Aushängeschilder prägten sie diese Entwick­
lung in mancherlei Hinsicht. Als Adolf Weber in Kontakt 
mit Ludwig Erhard kam und in das Kuratorium des Insti­
tuts für Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschaftsbera­
tung eintrat, befand er sich in der Schlussphase seiner 
Professorenlaufbahn. Aber auch nach seiner Emeritie­
rung im Jahr 1948 blieb er, wie weiter unten dargestellt 
wird, sowohl der Universität als auch dem ifo Institut 
eng verbunden.

Seinem akademischen Lehrer Adolf Weber ver­
dankt Fritz Terhalle (geboren am 20. Oktober 1889 
in Vreden, gestorben am 8. September 1962 in Mün­
chen) seine beachtliche wissenschaftliche Karriere, 
die in seiner Jugend keineswegs vorgezeichnet war. 
Als erstes von acht Kindern wuchs Ernst Terhalle in der 
»zeitweise äußersten Bedrängnis seines Elternhauses« 
auf. Eine mehrjährige lebensbedrohende TBC-Erkran­
kung verhinderte Terhalles Schulabschluss am Pau­
linum in Münster. Im Selbststudium brachte er sich 
die Grundlagen der kaufmännischen Buchhaltung und 
des Rechnungswesens bei, sodass die seinerzeit von 
Adolf Weber geleitete Handelshochschule Köln ihn im 
Jahr 1910 zum Studium zuließ, das er im Jahr 1912 mit 
ausgezeichneten Ergebnissen in sämtlichen Fächern 
abschloss (vgl. Jecht 1962, S. 3). Nach einem kurzen 

45	 Schreiben des Bayerischen Staatsminister für Wirtschaft Ludwig 
Erhard an den Bayerischen Staatsminister der Finanzen Fritz Terhal­
le vom 13. Dezember 1946, LMU-Universitätsarchiv, M-VIII-3.
46	 Protokolle der Sitzungen der Staatswirtschaftlichen Fakultät vom 
17. Januar 1947 und vom 7. Februar 1947, LMU-Universitätsarchiv, 
M-III-7.
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beruflichen Einstieg in den Getreidehandel konnte 
ihn Adolf Weber, der zwischenzeitlich an die Universi­
tät Breslau berufen worden war, im Jahr 1912 überzeu­
gen, seine wirtschaftswissenschaftliche Qualifizierung 
fortzusetzen. Bereits im Jahr 1915 promovierte Ter­
halle bei Adolf Weber mit Auszeichnung, wurde dessen 
Assistent und habilitierte sich bei ihm im Jahr 1918. Im 
Jahr darauf wurde Terhalle außerordentlicher Profes­
sor an der Universität Jena, und ein weiteres Jahr spä­
ter übernahm er an der Universität Münster seine erste 
ordentliche Professur. Von dort wechselte er im Jahr 
1922 an die Universität Hamburg, wo er einen Lehrstuhl 
für Nationalökonomie und Finanzwissenschaft inne­
hatte (vgl. Jecht 1962, S. 3). In Hamburg gewann Fritz 
Terhalle ausgiebige Erfahrungen in der außeruniver­
sitären empirischen Wirtschaftsforschung, als er, wie 
bereits berichtet, im Jahr 1929 zum Direktor des HWWA 
ernannt wurde. Nach seiner Amtsenthebung durch die 
Nationalsozialisten im April 1933 hielt ihn nichts mehr 
in Hamburg, und er folgte im Jahr 1934 Adolf Weber an 
die Staatswirtschaftliche Fakultät der Universität Mün­
chen. Mit zahlreichen Publikationen legte Fritz Ter­
halle Grundlagen für die Finanzwissenschaft (vgl. Jecht 
1962, S. 4 ff.), die nicht nur das akademische Wissen 
bereicherten, sondern auch in die praktische Politik 
einflossen. Seine wissenschaftliche Erfahrung für die 
Politik nutzbar zu machen, war ihm nach dem Ende der 
Nazi-Herrschaft ein besonderes Anliegen. Im Kabinett 
des Ministerpräsidenten Hoegner war er der erste Bay­
erische Staatsminister der Finanzen (1945–1946), und 
er brachte sich in die wirtschafts- und finanzpolitische 
Beratung der Alliierten sowie später der Bundesregie­
rung ein.

Das Institut für Wirtschaftsbeobachtung und Wirt­
schaftsberatung nahm unmittelbar nach seiner Grün­
dung im September 1946 seine Arbeit auf. Da es an 
die Tätigkeiten des Instituts für Industrieforschung 
anknüpfte und dessen Personal im November 1946 
übernahm47, konnte es sofort mit seiner inhaltlichen 
Arbeit loslegen. Schon im November 1946 lieferte es 
erste Arbeitsergebnisse, indem es zunächst »Zahlen 
zur Wirtschaftslage« für Bayern und die US-Zone bereit­
47	 Die im ifo-Personalarchiv enthaltenen Unterlagen lassen darauf 
schließen, dass insgesamt sechs Beschäftigte (davon fünf Wis­
senschaftler) des Instituts für Industrieforschung zum Institut für 
Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschaftsberatung/ Süddeutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung übergewechselt sind.

stellte. Später kamen entsprechende Informationen 
für die anderen Besatzungszonen und die wichtigsten 
Länder des Auslands und kurze Übersichten über den 
Stand und die Aussichten der Industrieproduktion in 
Bayern hinzu (vgl. Marquardt 1979, S. 58 f.). Finanziert 
wurde das Institut für Wirtschaftsbeobachtung und 
Wirtschaftsberatung durch Mittel aus der Privatwirt­
schaft, die Erhard eingeworben hatte. In seiner Amts­
zeit als bayerischer Wirtschaftsminister hatte er keine 
Vorstöße unternommen, »seinem« Institut Zuschüsse 
oder Aufträge aus den bayerischen Ministerien zukom­
men zu lassen.48

Nach seinem Ausscheiden aus dem bayerischen 
Kabinett Ende 1946 nutzte Erhard die gewonnenen 
Freiräume, um den Aufbau des Instituts weiter voran­
zutreiben und öffentlich für die Einsicht in die Notwen­
digkeit der Wirtschafts- und Währungsreform zu wer­
ben. Die laufenden Geschäfte überließ er vor allem dem 
Vorstandsmitglied Anton Reithinger, der in den Ministe­
rien ebenfalls sehr respektiert war und über sehr gute 
Kontakte in die Wirtschaft hinein verfügte. 

Erhard kümmerte sich um die grundlegenden 
Geschicke des Vereins, insbesondere um die wissen­
schaftliche Vernetzung des Instituts und dessen stär­
kere Verankerung in Staat und Wirtschaft. Mit seiner 
Initiative, Institut und Universität eng miteinander 
zu verknüpfen und die beiden volkswirtschaftlichen 
Aushängeschilder Adolf Weber und Fritz Terhalle in 
das Kuratorium des Instituts und dessen Arbeit ein­
zubinden, hatte er erste Schritte eingeleitet, das Ins­
titut auch nach außen hin stärker wissenschaftlich 
zu prägen. In den nächsten Schritten ging es Erhard 
darum, das Institut mit namhaften Entscheidungs­
trägern aus Staat und Wirtschaft zu vernetzen. Er 
hatte zwar sein Ministeramt unter unschönen Begleit
erscheinungen verloren, seine neu gewonnene Popu­
larität und seine Verbindungen in Wirtschaft und Poli­
tik hinein aber behalten, und nutzte sie nun für den 
Aufbau des Instituts. So hatte Ludwig Erhard beim 
Bayerischen Wirtschaftsbeirat, der beim BStMW ange­
siedelt war, großes Ansehen erworben und Mitstreiter 
für seine wirtschaftspolitischen Ideen und den Aufbau 
des Wirtschaftsforschungsinstituts gefunden. Erhard 
gelang es, die sowohl zu führenden Köpfen der Wirt­
schaft als auch zu der Führungsebene wirtschaftspoli­
tisch relevanter staatlicher Institutionen aufgebauten 
Verbindungen zu nutzen, um das Institut auf breiter 
Ebene mit Entscheidungsträgern aus Staat und Wirt­
schaft zu vernetzen. Dazu gründete er das Institut für 
Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschaftsberatung 
mit tatkräftiger Unterstützung des Bayerischen Wirt­
schaftsbeirats um in das »Süddeutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung« (im Folgenden auch kurz SIW49 
genannt). Rechtlich und faktisch war die »Umgrün­

48	 Im Schreiben des StMF an das StMWI vom 9. August 1947 (I 24082 
– Cc 106g) wird darauf hingewiesen, dass sich das von Erhard ge­
gründete Institut mit privaten Geldern finanziert und die Gründer 
bisher »an den bayerischen Staat nicht um eine finanzielle Unter­
stützung herangetreten« sind. HStA MWi 12799.
49	 SIW war kein offizielles Kürzel des Instituts.

Fritz Terhalle

© Süddeutsche Zeitung Photo



31

FORSCHUNGSERGEBNISSE

ifo Schnelldienst  13 / 2018  71. Jahrgang  12. Juli 2018

dung« nichts anderes als eine Umfirmierung des noch 
nicht in das Vereinsregister eingetragenen Instituts 
für Wirtschaftsforschung und Wirtschaftsberatung. 
50 An der Satzung des bisherigen Vereins Institut für 
Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschaftsberatung, 
am geplanten Aufgabenspektrum und der betrieb­
lichen Organisation änderte sich kaum etwas. Die 
bedeutendste konzeptionelle Veränderung bestand 
in der Ausweitung des Aktionsradius. Sollte das Ins­
titut für Wirtschaftsbeobachtung und Wirtschafts
beratung vornehmlich bayerischen Interessen die­
nen, ohne groß an die Öffentlichkeit zu treten51, sah 
sich das Süddeutsche Institut für Wirtschaftsfor­
schung in der Verantwortung, im Interesse der von der 
amerikanischen Besatzungszone umfassten süddeut­
schen Länder Bayern, Hessen und Württemberg-Ba­
den tätig zu werden und die Untersuchungsgegen­
stände seiner Arbeiten auf alle deutschen Länder und 
die aus Perspektive der deutschen Wirtschaft wich­
tigsten ausländischen Staaten auszudehnen. Seine 
Arbeitsergebnisse wollte es sowohl gegen Entgelt als 
auch unentgeltlich als öffentliche Güter in die fachli­
che und allgemeine Öffentlichkeit einspeisen.

Mit dem geschickten Schachzug einer »Umgrün­
dung« mithilfe des Bayerischen Wirtschaftsrats 
gelang es Erhard, nicht nur den Wirkungskreis des Ins­
tituts auszuweiten, sondern das Institut auch auf eine 
breitere Mitgliederbasis zu stellen und hochkarätige 
Persönlichkeiten für die Unterstützung des Instituts 
zu gewinnen, indem er ihnen das Gefühl vermittelte, 
das Institut mitgegründet zu haben.52 Zu den führen­
den Köpfen aus der Wirtschaft, die sich bereit erklärt 
hatten, im Kuratorium mitzuwirken und den Aufbau 
des Instituts zu unterstützen, gehörten insbesondere 
Kommerzienrat Dr. Karl Butzengeiger, langjähriger 
Sprecher des Vorstands der Bayerischen Vereinsbank, 
der auch aktiv in Adolf Webers Volkswirtschaftlicher 
Arbeitsgemeinschaft mitarbeitete, Hermann Enzens­
berger, Direktor (Vorstand) der Bayerischen Elektri­
zitätswerke, Karl Max von Helllingrath, Präsident der 
Bayerischen Staatsbank, Geheimrat Dr. h.c. Ludwig 
von Kastl, Aufsichtsrat der MAN AG, Dr. Hans Karl von 
Mangoldt-Reiboldt, Direktor und ab 1948 Vorsitzen­
der des Aufsichtsrats der BMW AG, Ernst von Siemens, 
Vorstand (ab 1949 Vorsitzender des Vorstands) der 
Siemens & Halske AG und Leonhard Wolf, Vorstands­
vorsitzender der Bayernwerk AG. Auch die für die 
Arbeit des Instituts bedeutendsten staatlichen Insti­
tutionen Bayerns, Hessens und Württemberg-Badens 

50	 Die Darstellung von Hesse (Hesse 2010, S. 135), die 1940 unter der 
Bezeichnung »Institut für Wirtschaft-und Konjunkturforschung« ge­
gründete Münchener Außenstelle des DIW habe nach dem Weltkrieg 
als Süddeutsches Institut für Wirtschaftsforschung firmiert, und 
durch dessen Fusion mit der »1947 vom Bayerischen Statistischen 
Landesamt gegründeten Forschungs- und Informationsstelle« sei 
1949 das ifo Institut entstanden, trifft nicht zu.
51	 LMU-Universitätsarchiv, Schreiben des Bayerischen Staatsminis­
ter für Wirtschaft Ludwig Erhard an den Bayerischen Staatsminister 
der Finanzen Fritz Terhalle vom 13. Dezember 1946, Anlage 1.
52	 In der Sitzung des Kuratoriums vom xx. September 1947 spricht 
Erhard sogar vom Wirtschaftsbeirat des bayerischen Wirtschaftsmi­
nisteriums als »Gründer des Instituts«.

waren im Kuratorium durch ranghohe Repräsentan­
ten vertreten. Vorsitzender des Kuratoriums wurde 
Ludwig Kastl.

Ludwig Kastl (geboren am 17. September 1878 
in Burg Altebaumburg bei Altbamberg/Rheinpfalz, 
gestorben am 15. Mai 1969 in Hausham/Oberbayern) 
studierte Rechts- und Staatswissenschaften in Mün­
chen, Tübingen, Erlangen, Berlin und Würzburg. Er 
begann seine berufliche Laufbahn bei der Regierung 
von Oberbayern und machte sein Assessorexamen im 
Jahr 1904. Im Jahr 1906 ging er in den Kolonialdienst 
und war bis 1920 in Deutsch-Südwest-Afrika in ver­
schiedenen Funktionen bei Gerichtsbarkeit und Ver­
waltung der Besatzungsmacht tätig. Im Zeitraum von 
1921 bis 1925 leitete er als (Geheimer) Ministerialrat 
im Reichsfinanzministerium die Reparationsabteilung. 
Danach schied er aus dem Staatsdienst aus und wurde 
geschäftsführendes Präsidialmitglied des Reichsver­
bands der Deutschen Industrie (RDI). Parallel dazu war 
er in den Jahren 1929 bis 1932 deutsches Mitglied bei 
der Mandatskommission des Völkerbunds in Genf. In 
dieser Phase (1931) verlieh die Handelshochschule Ber­
lin Ludwig Kastl die Ehrendoktorwürde (vgl. Marquardt 
1979, S. 305).

Im RDI brachte Kastl die nationalsozialistischen 
RDI-Mitglieder gegen sich auf. Nachdem der Industri­
elle Fritz Thyssen in der RDI-Sitzung am 23. März 1933 
vehement die »Mitarbeit des Verbandes im neuen 
Staat« und einen personellen Wechsel in der Verbands­
führung gefordert hatte, wurde die RDI-Geschäfts­
stelle am 1. April 1933 von einem SA-Trupp besetzt, 
was der nationalsozialistischen Fraktion im RDI nicht 
ungelegen kam. Dies endete damit, dass Otto Wage­
ner, Leiter der wirtschaftspolitischen Abteilung der 
NSDAP, unter Androhung von Gewalt den Rücktritt 
Kastls aus der Geschäftsführung des RDI erzwang.53 
Kastl hielt auch weiterhin Abstand zur NSDAP und 
trat nicht in die Partei ein. Ab dem Jahr 1933 arbei­
tete er als Rechtsanwalt in Berlin und übernahm noch 
vor dem Ende des Weltkriegs führende Positionen in 
der Wirtschaft, vor allem im M.A.N.-Konzern. Schon 
mit Blick auf die Nachkriegszeit wurde Nicht-Partei­
genosse Kastl im Jahr 1944 vom M.A.N.-Aufsichtsrat 
»als Sicherungsmaßnahme« in den M.A.N.-Vorstand 
delegiert. Nach dem Zusammenbruch des Dritten Rei­
ches konnte er die Verbindungen zwischen den ver­
schiedenen, auf mehrere Besatzungszonen verteilten 
M.A.N.-Teilwerken aufrechterhalten. Schon bald ver­
fügte er nicht nur über ausgezeichnete Beziehungen 
zur amerikanischen Besatzungsmacht und zur neuen 
bayerischen Regierung. Im April 1946 übernahm er 
das neu eingerichtete Büro des GHH Aktienvereins in 
Nürnberg und wurde in der Folgezeit Mitglied mehre­
rer Aufsichtsräte (u.a. bei der M.A.N. AG). 

Ludwig Kastl als Vorsitzenden des Kuratoriums in 
die Institutsarbeit einzubinden, war eine der für die wei­

53	 Vgl. Rheinland-Pfälzische Personendatenbank: Ludwig Kastl, 
verfügbar unter: http://rpb.lbz-rlp.de/cgi-bin/wwwalleg/srchrnam.
pl?db=rnam&recnums=0009968.
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tere Entwicklung des Instituts glücklichsten Entschei­
dungen Erhards. Kastl, der in den Jahren 1946 und 1947 
auch Präsident des Bayerischen Wirtschaftsrats war54, 
widmete sich in den folgenden fast 20 Jahren mit Hin­
gabe seinem Amt als Vorsitzender des Kuratoriums des 
Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung und 
später des ifo Instituts. Solange Ludwig Erhard als Vor­
standsvorsitzender zur Verfügung stand, knüpfte Kastl 
die Fäden mehr im Hintergrund, danach übernahm er 
neben dem ifo-Vorstand Leitungsverantwortung für 
das Institut und steuerte es sehr erfolgreich.

Der Verein Süddeutsches Institut für Wirtschafts­
forschung bezog Geschäftsräume in der Winzererstraße 
52 (München-Schwabing). Die neben der Änderung des 
Vereinsnamens einzige substanzielle Änderung betraf 
den durch § 1 festgelegten Vereinszweck. In ihm wur­
den die wissenschaftliche Ausrichtung zum einen durch 
die Erwähnung der Zusammenarbeit mit anderen wis­
senschaftlichen Einrichtungen und zum anderen durch 
die explizite Aufnahme der Forschung und der Veröf­
fentlichung wissenschaftlicher Einzelschriften in die 
Satzungsaufgaben gestärkt sowie der Informationsauf­
trag deutlicher hervorgehoben, während der Aspekt 
der Dienstleistungen für Staat und Wirtschaft weni­
ger dominant betont wurde. Nach diesen Änderungen 
lautete § 1 der Satzung des Süddeutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung folgendermaßen:

§ 1
Zweck des Vereins

Der Verein bezweckt die Errichtung und Unterhaltung 
eines auf wissenschaftlicher Grundlage und in Zusam-
menarbeit mit sonstigen wissenschaftlichen Einrich-
tungen arbeitenden Forschungsinstitutes, das die für 
die Förderung des wirtschaftlichen Lebens erforderli-
chen Voraussetzungen erforscht, sowie die Daten und 
Erkenntnisse sammelt und auswertet. Die Ergebnisse 
werden auf dem Wege der Veröffentlichung, Berichter-
stattung und begutachtenden Tätigkeit der Allgemein-
heit, insbesondere der Wirtschaftsverwaltung und 
Wirtschaftspraxis, sowie allen an einer friedlichen Ent-
wicklung der deutschen Wirtschaft interessierten Per-
sonen und Stellen vermittelt. Der Erreichung des Ver-
einszweckes im Rahmen des Institutes dienen u.a. die 
Unterhaltung einer einschlägigen Bücherei und eines 
Wirtschaftsarchivs, sowie die Herausgabe von perio-
dischen Veröffentlichungen und wissenschaftlichen 
Einzelarbeiten.

Vorstandsmitglieder blieben Ludwig Erhard, Anton 
Reithinger und Rolf Waldmann, während das frühere 
geschäftsführende Vorstandsmitglied Holthaus nun 
nicht mehr dem Vorstand angehörte. Er wurde vor­
übergehend Mitarbeiter des SIW, bis er im Laufe des 
Jahres 1947 in die bizonale Verwaltung wechselte. Die 

54	 Vgl. Rheinland-Pfälzische Personendatenbank: Ludwig Kastl, 
verfügbar unter: http://rpb.lbz-rlp.de/cgi-bin/wwwalleg/srchrnam.
pl?db=rnam&recnums=0010073, aufgerufen am 18. Juni 2018.

Vorstandsmitglieder übten ihr Amt ehrenamtlich aus, 
obwohl die Vorstandstätigkeit mit der Übernahme von 
Leitungsverantwortung im Institut verknüpft war. Wie 
die Verantwortung des Vorstandstrios als Vorstands­
mitglieder und als Abteilungsleiter aufgeteilt werden 
sollte, war in den §§ 2 bis 4 der Geschäftsordnung des 
Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung fest­
gelegt.55 Demnach sollten die Abteilung 1: Volkswirt­
schaftliche Abteilung von Anton Reithinger, die Abtei­
lung 2: Betriebs-und marktwirtschaftliche Abteilung 
von Ludwig Erhard und die Abteilung 3: Industrie-und 
verfahrenstechnische Abteilung von Rolf Waldmann 
geleitet werden. Ferner bestimmte die Geschäftsord­
nung, dass die Geschäftsführung durch den Gesamt­
vorstand wahrgenommen werden sollte. De facto 
bestand die Aufgabenverteilung innerhalb des Vor­
stands darin, dass sich Ludwig Erhard als Vorstands­
vorsitzender um die grundlegenden Fragen der Ent­
wicklung des Instituts kümmerte, das Institute nach 
außen vertrat und sich die Verhandlungen mit den Lei­
tungen öffentlicher Stellen vorbehielt, während Anton 
Reithinger weitgehend freie Hand in der Geschäftsfüh­
rung des Instituts hatte. Die Mitgliedschaft Rolf Wald­
manns im Institutsvorstand stand mehr oder minder 
auf dem Papier. 

Welche Zielsetzungen mit der »Umgründung« 
des Instituts für Wirtschaftsbeobachtung und Wirt­
schaftsberatung in das Süddeutsche Institut für Wirt­
schaftsforschung verfolgt wurden, zeigt die Stellung­
nahme Ludwig Erhards, die er als Vorstandsvorsitzen­
der anlässlich der Gründungsversammlung am 9. Juni 
1947 an die Öffentlichkeit gab.56 

»Am 9. Juni wurde in München unter Mitwirkung der 
interessierten Behörden und Wirtschaftskreise der Ver-
ein »Süddeutsches Institut für Wirtschaftsforschung« 
gegründet. Das Institut stellt aus diesem Anlass die fol-
genden Ausführungen zur Verfügung:
Der Nutzen, ja die Notwendigkeit von gemeinnützigen 
Wirtschaftsforschungsinstituten, – früher nannte man 
sie meist Konjunkturforschungsinstitute-, ist seit lan-
gem anerkannt. Ihre grundlegenden Arbeitsmethoden 
gehen auf die Pionierarbeit einiger weltbekannter Ins-
titute, wie der Harvard Economic Society, Cambridge 
(Mass. USA), der London School of Economics, des  
Institut d`Etudes et de documentation economiques 
et sociales, Paris, und des Instituts für Konjunkturfor-
schung, Berlin, zurück. In den wirtschaftlichen Krisen-
zeiten nach dem Ersten Weltkrieg wurden in allen zivili-
sierten Staaten solche Konjunkturforschungsinstitute 
gegründet.
Wodurch haben sich diese Institute so allgemeine 
Anerkennung erwerben können?
Hier können nur einige wesentliche Punkte angeführt 
werden. Sie arbeiten grundsätzlich überparteilich, 

55	 Vgl. Geschäftsordnung des Süddeutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung e. V.; ifo Vorstandsarchiv..
56	 Öffentliche Erklärung aus Anlass der Gründungsversammlung 
des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung e. V. am 9. Juni 
1947, ifo Vorstandsarchiv.
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streng wissenschaftlich objektiv, ausgerichtet nach 
dem ökonomischen Prinzip, weltoffen, mit dem Ziel der 
wirtschaftlichen Wohlfahrt sowohl ihres Heimatlandes 
wie aller Länder, die mit diesem im Wirtschaftsaus-
tausch stehen und damit die gemeinsame Wohlfahrt 
der Völker fördern helfen.
Sie treiben keine Wirtschaftspolitik, die sie den Par-
teien und deren Repräsentanten in den Regierungen 
überlassen, sie stellen jedoch dem Wirtschaftspoli
tiker die im modernen Wirtschaftsleben unerlässlichen 
Unterlagen zur Verfügung. Politisch können sie güns-
tig wirken, indem sie über die wirtschaftlichen Gege-
benheiten und Möglichkeiten aufklären, Missverständ-
nisse abtragen und so zum besseren Verstehen sowohl 
in den inneren wie in den zwischenstaatlichen Wirt-
schaftsbeziehungen beitragen.
Ihre Wirtschaftsbeobachtung erstreckt sich auf alle 
wirtschaftlichen Bereiche des eigenen Landes sowie 
der für dieses Land wichtigen ausländischen Part-
ner. Sie fassen die komplizierten Einzelvorgänge des 
Wirtschaftsablaufes zusammen, machen sie nach den 
bewährten Methoden der Konjunkturstatistik ver-
gleichbar und stellen sie in übersichtlicher Form den 
interessierten Stellen der öffentlichen Verwaltung und 
privaten Wirtschaft, den Gewerkschaften, Wirtschafts-
verbänden u.a.m. zur Verfügung.
Schon in normalen Zeiten ist es kaum möglich, dass 
die vielen interessierten Stellen jede für sich die fach-
lich geschulten Kräfte, das statistische und archivari-
sche Material und die hierfür notwendigen hohen Kos-
ten aufbringen. Bei Verhältnissen wie den derzeitigen 
in Deutschland machen sie diesen Kreisen die Benut-
zung des volkswirtschaftlichen und statistischen Quel-
lenmaterials überhaupt erst möglich.
Wirtschaftsforschungsinstitute haben heute weiter 
die Aufgabe, im eigenen Land durch fachlich geschulte 
Kräfte die verschiedenen Pläne für den Wiederaufbau 
zu sammeln, kritisch zu beurteilen und den zuständi-
gen Stellen in Staat und Wirtschaft damit die Möglich-
keit zu schaffen, den Wirkungsgrad ihrer Maßnahmen 
zu erhöhen. Dazu können sie objektive Grundlagen 
für die friedliche Regelung vieler Probleme geben, 
so zum Beispiel für die volkswirtschaftlich richtige 
Gestaltung der Löhne durch einwandfreie Berech-
nung der Realkaufkraft oder für die richtige Festset-
zung der Währungsparitäten durch Vergleiche der 
realen Kaufkraft in den einzelnen Ländern. Sie kön-
nen weiter die wirtschaftlichen Möglichkeiten einer 
zweckmäßigeren Eingliederung der Flüchtlinge auf-
zeigen, sowie überhaupt an der Lösung vieler ande-
rer brennender Wirtschaftsprobleme vorbereitend 
mitarbeiten.
Nach Lage der Dinge wird Deutschland auf absehbare 
Zeit hinaus keine autonome Wirtschaftspolitik führen 
können. Umso wichtiger ist es jedoch, dass die deut-
sche Wirtschaft nach ihrer langen Isolierung über die 
wirtschaftliche Entwicklung und die Ziele der Wirt-
schaftspolitik der führenden Weltmächte und der 
europäischen Nachbarländer wieder informiert wird, 

damit sie im eigenen Lande die aufbauwilligen Kräfte 
so rationell wie möglich ansetzt, Fehlleitungen ver-
meidet oder ein Gegeneinanderarbeiten aus Mangel 
an Verstehen möglichst ausschließt.
Die Erfahrung lehrt, dass viele ausgezeichnete Pläne 
einzelner Ressorts sich nur deshalb häufig nicht zum 
Nutzen der Allgemeinheit auswirken können, weil es 
an einer unabhängigen wissenschaftlichen Stelle fehlt, 
die sie in objektiver Prüfung miteinander koordinieren 
und den maßgebenden Stellen vermitteln kann.
Warum nun aber ein Süddeutsches Institut für Wirt-
schaftsforschung? Die spezielle Aufgabe dieses Insti-
tut wird es sein, die besonderen wirtschaftlichen Pro-
bleme des Süddeutschen Raumes in Zusammenarbeit 
mit anderen Institutionen bevorzugt zu bearbeiten 
und daran mitzuwirken, das Verstehen und die wirt-
schaftlichen Beziehungen zwischen den Ländern und 
Zonen Deutschlands, zwischen der amerikanischen 
Zone und deren Besatzungsmacht und schließlich mit 
den anderen Staaten Europas zu vertiefen.
Für marktwirtschaftliche Untersuchungen und für 
die wirtschaftstechnische Betriebsberatung stehen 
anerkannte Fachkräfte aus bekannten Instituten zur 
Verfügung.
Ein im Aufbau befindliches Wirtschaftsarchiv und eine 
statistische Materialsammlung sollen allen interes-
sierten Kreisen ihre heute so schwierige Arbeit erleich-
tern. Dieses Ziel wird umso früher erreicht werden, 
wenn die an solchen Untersuchungen interessierten 
Verwaltungs- und Wirtschaftsstellen das Institut bei 
der Sammlung dieses Materials unterstützen.«

Für die Umsetzung solch hochgesteckter Ziele war ein 
schlagkräftiger Apparat erforderlich. Dafür hatten Lud­
wig Erhard und seine Vorstandskollegen für die drei 
Forschungsabteilungen des Instituts eine ausführliche 
Referatsverteilung57 ausgetüftelt, mit deren Hilfe das 
sehr breite Leistungsspektrum der drei Forschungs­
abteilungen bewältigt werden sollte. So sollte die von 
Anton Reithinger geleitete Volkswirtschaftliche Abtei­
lung die sechs Fachreferate

–	 Wirtschaftliche und sozialpolitische Problema
tik, Konjunkturablauf, Veröffentlichungen 
(Grundsatzreferat)

–	 Geld und Kredit; Währung; Zahlungsbilanzen; 
öffentliche Finanzwirtschaft, Volkseinkommen, 
Volksvermögen,

–	 Landwirtschaft und Ernährung, Forstwirtschaft
–	 Gewerbliche Wirtschaft, Verteilung, Verbrauch
–	 Arbeitsmarkt, Löhne, Einkommen
–	 Preise, Handel, Verkehr

sowie zusätzlich die Auslandsbeobachtung umfassen. 

Die enorme Breite des ursprünglich geplanten 
Leistungsspektrums des Instituts war Folge von Lud­
57	 Vgl. ifo Vorstandsarchiv, Referatsverteilungsplan des Süddeut­
schen Instituts für Wirtschaftsforschung.
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wig Erhards Einschätzung, dass ein Wirtschaftsfor­
schungsinstitut am besten zur Lösung der großen 
Herausforderungen des Wiederaufbaus Deutsch­
lands beitragen kann, wenn es volkswirtschaftliche, 
betriebswirtschaftliche und auch technische Kompe­
tenz unter einem Dach vereint, um nicht nur sachge­
rechte Entscheidungsgrundlagen für wirtschafts- und 
finanzpolitische Lösungen entwickeln, sondern auch 
den Unternehmen praktische Entwicklungshilfe in 
Form von Informationen und Beratungsleistungen lie­
fern zu können. In der praxisnahen Zusammenarbeit 
mit Unternehmen sah er zudem die Chance, stärker die 
Bedürfnisse der Praxis in die Planungen des Instituts 
einfließen zu lassen, für die Arbeit des Instituts wich­
tige Unternehmensdaten zu erschließen und vor allem 
die für den Aufbau und Betrieb des Instituts notwendi­
gen Erträge zu erwirtschaften. 

Die grundlegenden volkswirtschaftlichen Fragen 
hatten für Erhard indessen Vorrang vor den betriebs­
wirtschaftlichen. Er stellte den Aufbau der von ihm 
selbst zu leitenden Abteilung 2 (Betriebs- und markt­
wirtschaftliche Abteilung) zurück und befasste sich 
weiter intensiv mit den konzeptionellen Grundlagen 
der bevorstehenden Währungs- und Wirtschaftsre­
formen. Dabei war es ihm ein besonderes Anliegen, 
in der Bevölkerung, die seinerzeit einer marktwirt­
schaftlichen Ordnung weitgehend kritisch gegenüber­
stand, Verständnis für die bevorstehenden Reformen 
zu wecken (vgl. Hohmann 1997, S. 8). Er startete eine 
ausgedehnte publizistische Kampagne vor allem in der 
von den Amerikanern herausgegebenen überregiona­
len Tageszeitung »Die Neue Zeitung«. Zwischen Sep­
tember 1946 und März 1948 erschienen in dieser Zei­
tung zwölf längere von Erhard verfasste Aufsätze über 
grundsätzliche wirtschafts- und währungspolitische 
Themen (vgl. Hohmann 1997, S. 8). In dieser Zeitspanne 
stand er auch in dem schon erwähnten wissenschaftli­
chen Austausch mit Adolf Weber und Fritz Terhalle über 
Grundfragen der anstehenden Reformen. 

Im Herbst 1947 kam die nächste Aufgabe auf Lud­
wig Erhard zu, die ihm ein Forum für hochkarätige 
Diskussionen wirtschaftlicher und politischer Fra­
gen sowie die Möglichkeit bot, wirtschaftliche Ent­
scheidungen der Alliierten mitzugestalten und sich für 
höhere Aufgaben zu profilieren. Der für die Bizone ein­
gerichtete Wirtschaftsrat hatte Mitte des Jahres 1947 
beschlossen, unter dem Namen »Sonderstelle Geld und 
Kredit« eine Art Sachverständigenrat zu schaffen, der 
den Wirtschaftsrat bei der bevorstehenden Währungs­
reform beraten und möglichst die Alliierten dazu bewe­
gen sollte, die Reform auf eine für die deutsche Bevöl­
kerung akzeptable Weise durchzuführen (vgl. Mierze­
jewski 2005, S. 93). Auf Vorschlag des FDP-Politikers 
Everhard Bungartz berief der Wirtschaftsrat der Bizone 
Ludwig Erhard zum Mitglied der Sonderstelle Geld und 
Kredit. Sie war zwar in Haushaltsfragen der Verwaltung 
für Finanzen der Bizone unterstellt, aber in wirtschafts­
politischen Fragen unabhängig. Die Mitglieder der Son­
derstelle trafen sich regelmäßig am Sitz der bizona­

len Verwaltung in Bad Homburg. In der ersten Sitzung 
der Sonderstelle Geld und Kredit an 10. Oktober 1947 
wurde Ludwig Erhard zum Vorsitzenden der Sonder­
stelle ernannt (vgl. Mierzejewski 2005, S. 93 f.).

Ebenso wie der Aufbau der Abteilung 2 des SIW 
wurde auch der Aufbau der Abteilung 3 (Industrie- 
und verfahrenstechnische Abteilung), die vom Vor­
standsmitglied Rolf Waldmann geleitet werden sollte, 
zurückgestellt, was dazu führte, dass Waldmann sich 
von seinen SIW-Funktionen beurlauben ließ. Damit 
beschränkte sich das Tätigkeitsfeld des Instituts erst 
einmal auf die von Anton Reithinger geleitete Volks­
wirtschaftliche Abteilung, deren Arbeit durch ein  
kleines Wirtschaftsarchiv und eine Bibliothek unter­
stützt wurden. Dafür verfügte das Institut über einen 
Stab von etwa einem Dutzend Beschäftigter, der  
sich aus erfahrenen wissenschaftlich tätigen Refe­
renten sowie technischen Kräften zusammensetzte, 
zu denen sporadisch freiberuflich tätige Personen 
hinzutraten.

Für einen zügigeren Aufbau der Forschungskapa­
zitäten fehlte dem SIW das Geld. Erhard und vor allem 
auch Ludwig Kastl hatten als Hauptfinanzquelle des 
SIW aus zwei Gründen zunächst auf privatwirtschaft­
lich erzielte Erträge gesetzt: Zum einen sahen die 
Haushalte der öffentlichen Körperschaften unmittel­
bar nach Ende des Zweiten Weltkriegs nur in gerin­
gem Umfang Mittel für die Förderung wirtschafts­
wissenschaftlicher Forschung vor; zum anderen sah 
Erhard (wie vor allem auch Ludwig Kastl) anfangs in 
der staatlichen Förderung außeruniversitärer For­
schungseinrichtungen das Einfallstor für staatliche 
Einflussnahme auf die Ausrichtung der Forschungs­
aktivitäten58, die er ebenso strikt vermeiden wollte 
wie parteipolitische Einflussmöglichkeiten. Diese 
Zurückhaltung Erhards gegenüber der staatlichen 
Förderung trat in den Hintergrund, als sich schon in 
den ersten Monaten nach der SIW Umgründung her­
ausgestellt hatte, dass die Einbindung der Wirtschaft 
und der relevanten staatlichen Institutionen in die 
Umgründung des Instituts nicht zu den erhofften 
finanziellen Impulsen geführt hatte und klar wurde, 
dass die Rüstkosten für die Entwicklung der per- 
sonellen und fachlichen Arbeitsgrundlagen und der 
Infrastruktur nicht allein aus privatwirtschaftlich ein­
geworbenen Erträgen finanziert werden konnten.

Erhard lud das Kuratorium des SIW, deren Sitzun­
gen er selbst leitete, bereits für den 29. September 1947 
zu einer Sitzung ein, in der er mit aller Deutlichkeit die 
Finanzierungs- und Existenzfrage stellte. An dieser Sit­
zung nahmen neben bedeutenden Unternehmerper­
sönlichkeiten wie Ludwig Kastl und Ernst von Siemens 
auch Vertreter des Bayerischen Staatsministeriums für 
Wirtschaft (Wegmann) und des Bayerischen Staats­
ministerium der Finanzen (Wagenhöfer) teil. Erhard 
beklagte die zu geringe Bereitschaft der im Kurato­

58	 So Äußerungen Erhards und Kastls in Sitzungen des SIW-Kuratori­
ums vom 29. September 1947, Bay HStA MWi 12799, und vom 26. Juli 
1948, Bay HStA MF 71499.
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rium vertretenen Institutionen, sich an der Finanzie­
rung des Instituts zu beteiligen und forderte das Kura­
torium auf, Klarheit über die künftige Finanzierung zu 
schaffen. Unter Hinweis auf seine neu gewonnenen 
politischen Erfahrungen auf Ebene der bizonalen Ver­
waltung betonte er die Potenziale des Instituts: »Wenn 
es das Institut nicht schon gäbe, müsse es unbedingt 
gegründet werden.«59

Erhard verlangte vom Kuratorium, zwei Fragen 
grundsätzlich zu klären:

Frage 1:	 Wird das Süddeutsche Institut von der Wirt- 
	 schaft und den Behörden für notwendig 
	 gehalten?
Frage 2:	 Wenn Frage 1 mit »ja« beantwortet wird:  
	 Können die Mittel in der Höhe aufgebracht 
	 werden, wie sie für die Arbeit eines wir- 
	 schaftswissenschaftlichen Instituts erforder- 
	 lich sind?

Dazu gab Erhard einen kurzen Überblick über die 
aktuelle (schwierige) Situation der anderen Wirt­
schaftsforschungsinstitute und erklärte, warum das 
Süddeutsche Institut für Wirtschaftsforschung bis­
lang nur mit der Volkswirtschaftlichen Abteilung 
gestartet war. Dass der Abschluss von Arbeitsverträ­
gen mit hochqualifizierten Wissenschaftlern zurück­
gestellt worden war, begründete Erhard mit der finan­
ziellen Lage des Instituts. Es seien aber Vorverträge 
mit »bekannten Wirtschaftswissenschaftlern mit 
Institutserfahrung« geschlossen worden und deren 
Zuzugsgenehmigungen geklärt.

Die unbedingte Notwendigkeit der Existenz und 
Weiterentwicklung des Instituts wurde in völliger Über­
einstimmung sämtlicher Sitzungsteilnehmer bejaht, 
und es wurde deren Bereitschaft festgestellt, im Rah­
men der jeweiligen persönlichen Möglichkeiten für 
eine bessere Finanzierung des Instituts zu werben. Dies 
führte zu folgendem einstimmig gefassten Beschluss 
des Kuratoriums:

»Beschluss: Die anwesenden Mitglieder des Kuratori-
ums erklären einstimmig, dass sie die weitere Entwick-
lung des »Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung« unbedingt für notwendig halten. Wenn man 
auch von dem Grundsatz ausgehen muss, dass die 
Finanzierung des Instituts für die Zukunft Angelegen-
heit der Wirtschaft sein müsste, so ist das Kuratorium 
doch der Meinung, dass es bei der Aufbringung der Mit-
tel für den Aufbau und das Anlaufen des Instituts auch 
einer wesentlichen Unterstützung seitens der staatli-
chen Behörden bedürfe.“

Ludwig Erhard beließ es nicht bei Appellen. Am 
27. Oktober 1947 traf er sich mit dem bayerischen Wirt­
schaftsminister Hanns Seidel (CSU)60, um ihm die Pläne 

59	 Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Süddeutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung vom 29. September 1947, Bay HStA MWi 12799.
60	 Hanns Seidel hatte erst gut einen Monat vor dem Gespräch mit 

für das Süddeutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
vorzustellen und ihn für seine Unterstützung und die 
Mitgliedschaft im Kuratorium zu gewinnen. Dabei ging 
es Erhard vor allem darum, dem Minister »die ent-
scheidende Bedeutung einer raschen Finanzierung und 
einer Sicherstellung des Etats vor Augen zu führen«. 
Wie Erhard in seinem anschließenden Schreiben an 
Staatsminister Seidel vom 3. November 1947 festhielt, 
erklärte sich dieser bereit, »aus dem dem Wirtschafts-
ministerium zur Verfügung stehenden Fonds einen grö-
ßeren Beitrag (…RM 70–80.000) für den Aufbau des Ins-
tituts abzuzweigen und mit dem Finanzministerium die 
dazu erforderliche Regelung zu treffen.« Ludwig Erhard 
bat den Minister, »unbeschadet der noch zu erfolgenden 
Abklärung mit den parallel laufenden Plänen des Herrn 
Dr. Wagner« initiativ zu werden, »um eine weitere Verzö-
gerung zu vermeiden«.61

KONKURRENZ UM DIE FÖRDERUNG MIT 
BAYERISCHEN MITTELN: DIE PLÄNE 
RUDOLF ZORNS UND KARL WAGNERS ZUR 
ERRICHTUNG EINES »ZENTRALARCHIVS FÜR 
EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSKUNDE«

Zwischenzeitlich war auf ministerieller Ebene ein 
ernstzunehmender Mitbewerber um die staatliche 
Förderung wirtschaftswissenschaftlicher Aktivitäten 
aufgetaucht. Die »parallel laufenden Pläne des Herrn 
Dr. Wagner«, wie es im Schreiben Erhards an StM Sei­
del heißt, bezogen sich auf die Errichtung eines an 
das Bayerische Statistische Landesamt gekoppelten 
»Zentralarchivs für europäische Wirtschaftskunde«, 
das in Form einer durch Zuschüsse des Freistaats 
Bayern finanzierten privatrechtlichen Körperschaft 
gegründet werden sollte. Initiator dieses Vorhabens 
war Ludwig Erhards Nachfolger als bayerischer Wirt­
schaftsminister Rudolf Zorn (SPD). Er hielt – wie Erhard 
– den Aufbau einer in München ansässigen Wirt­
schaftsforschungseinrichtung für dringend notwen­
dig, dachte aber mehr an eine »halb-offiziöse« und mit 
dem Bayerischen Statistischen Landesamt institutio­
nell verbundene Institution, die in erster Linie staatli­
chen Stellen mit den benötigten Wirtschaftsinforma
tionen und darauf aufbauenden Forschungsleistun­
gen versorgen sollte.62 

Im Einzelnen sahen die von Rudolf Zorn und Karl 
Wagner entwickelten Pläne die Gründung eines zent
ralen Archivs mit integriertem Forschungsstab vor. 
Fundament dieser Einrichtung sollte eine »archivali-
sche Zentralsammelstelle für alle im sozial-ökonomi-

Erhard Rudolf Zorn im Amt des Bayerischen Staatsministers für Wirt­
schaft abgelöst.
61	 Schreiben des Vorsitzenden des Vorstands des Süddeutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung Ludwig Erhard an den Bayerischen 
Staatsminister für Wirtschaft Hanns Seidel vom 3. November 1947, 
Bay HStA MWi 12799.
62	 Dass Rudolf Zorn geistiger Urheber der Pläne für das Zentralar­
chiv für europäische Wirtschaftskunde war und die Antragstellung 
durch den Präsidenten des Bayerischen Statistischen Landesamtes 
beim Bayerischen Staatsministerium des Innern initiiert hatte, ergibt 
sich aus einem persönlichen Schreiben Zorns an den bayerischen 
Innenminister Ankermüller vom 1. Oktober 1947 (HStA MWi 12799).
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schen Bereich liegenden dokumentarischen Unterla-
gen« für das gesamte Deutschland und das Ausland 
sein, die »auch für aktuelle Problemstellungen jüngs-
tes Zahlen- und Nachrichtenmaterial präsent hält«.63 
Das Archiv sollte für Süddeutschland einen ähnli­
chen Schwerpunkt herausbilden »wie es für den nord-
deutschen Raum das HWWA und das Institut für Welt-
wirtschaft in Kiel gewesen ist«.64 Als »integrierender 
Bestandteil des Archivs« war laufende Wirtschaftsbe­
obachtung vorgesehen, mit deren Hilfe die notwen­
digen »Tatbestandskenntnisse« ermittelt werden, auf 
die sich die Forschungsarbeit stützen sollte, die aber 
mithilfe eines Informationsdienstes laufend auch den 
Wirtschaftsverbänden und sonstigen am wirtschafts- 
und sozialpolitischen Geschehen Interessierten zugu­
tekommen sollte. Zur Wirtschaftsbeobachtung gehör­
ten auch eine systematische Beobachtung der Aus­
landsmärkte und die Zusammenstellung der wichtigen 
gesetzgeberischen und statistischen Materialien des 
Auslands.65

Der zweite Schwerpunkt der Planungen für das 
Zentralarchiv war ein »Forschungsstab bestens geschul-
ter Statistiker und Volkswirte, der in der Lage ist, auf-
grund des ihm zur Verfügung stehenden Unterlagenma-
terials Untersuchungen und Denkschriften auszuarbei-
ten und Material als Vorarbeiten für wirtschaftspolitische 
Entscheidungen zusammenzustellen, (und) der weiterhin 
imstande ist, sich über wirtschaftspolitische Anträge und 
Vorschläge gutachterliche oder mit Gegenvorschlägen zu 
äußern.«66 Als weiterer Schwerpunkt der Forschungs­
arbeiten wurde mit Verweis auf die »Anforderungen 
der Wirtschaftslenkung« und der bevorstehenden Wäh­
rungs- und Finanzreform die »Planungsforschung« 
angesehen. Denn: »Die staatlichen Planungen zugrun-
deliegende Forschungsarbeit liege noch weitgehend im 
Bereich der Ministerien selbst, »sie sollte aber der Hast 
und Unruhe des täglichen Geschäftsbetriebes grundsätz-
lich entzogen sein und in einer Atmosphäre wissenschaft-
licher Versenkung67 angesiedelt werden.«68

Damit wollten Zorn und Wagner nicht nur ein Zent
ralarchiv nach dem Muster des HWWA und des IfW 
errichten, sondern dies auch zu einem Konjunkturfor­
schungsinstitut ausbauen. Dabei orientierten sie sich 
an dem Vorbild Ernst Wagemanns, der das Berliner Ins­
titut für Konjunkturforschung aufgebaut und parallel 
zum Statistischen Reichsamt geleitet hatte. Dazu heißt 
es in dem Konzept für das Zentralarchiv wörtlich: »Da 
die Statistik heute mit zu den wichtigsten Tatbestand-
sunterlagen für die Wirtschafts- und Sozialpolitik gehört, 
empfiehlt es sich – auch aus Gründen sparsamsten zent-
ralen Einsatzes der Mittel –, das Zentralarchiv für europä-
ische Wirtschaftskunde in engste räumliche und perso-
nelle Verbindung mit dem Bayerischen Statistischen Lan-
63	 Schreiben BStMI an BStMW vom 1. Juli 1947, Anlage »Begrün­
dung«, S. 1 f., HStA MWi 12799.
64	 Ebenda, S. 3.
65	 Ebenda, S. 3 f
66	 Ebenda, S. 2.
67	 Wörtliches Zitat.
68	 Schreiben BStMI an BStMW vom 1. Juli 1947, Anlage »Begrün­
dung“, S. 3, HStA MWi 12799.

desamt zu bringen. Nach den Erfahrungen früherer Jahre 
hat sich die Koppelung zwischen Statistischem Reichs
amt und Institut für Konjunkturforschung als höchst 
zweckmäßig und außerordentlich fruchtbar erwiesen. In 
ähnlicher Form sollte daher das Archiv – ohne im eigent-
lichen Sinne Behörde zu sein – halb-offiziösen Charakter 
tragen, indem es als Stiftung oder Verein dem Präsiden-
ten des Bayerischen Statistischen Landesamtes unter-
stellt wird und durch diese Personalunion mit ihm ver-
koppelt wird.«69

Zorn fädelte seinen Plan geschickt ein: Er wandte 
sich mit seiner Idee an den Landesamtspräsidenten 
Wagner, der sie aufgriff und einen umfassend begrün­
deten Antrag auf Gründung und staatliche Förderung 
des zu gründenden Zentralarchivs für europäische 
Wirtschaftskunde ausarbeitete und zuständigkeitshal­
ber an den bayerischen Innenminister Josef Seifried 
(SPD) schickte. Seifried holte zu diesem Vorschlag mit 
Schreiben vom 1. Juli 1947 die Stellungnahme Rudolf 
Zorns als fachlich beteiligtem Wirtschaftsminister ein, 
der sich – welch Wunder ‒ dem Innenminister gegen­
über nachdrücklich für die Gründung des Zentralar­
chivs und dessen Finanzierung mit staatlichen Mitteln 
einsetzte, ohne in diesem Schreiben offenzulegen, dass 
er selbst geistiger Urheber dieses Plans war. Anders das 
in dieser Sache ebenfalls am 1. Juli 1947 vom BStMI 
angeschriebene Finanzministerium: In seiner Antwort 
vom 8. September 1947 erkennt der bayerische Finanz­
minister Hans Kraus durchaus an, dass »die archivali-
sche Sammlung aller für die Wirtschafts- und Sozialpo-
litik wertvollen Unterlagen erwünscht ist« und »eine sol-
che Materialsammlung nur dann sinnvoll ist, wenn sie 
wissenschaftlich ausgewertet wird, sei es im Sinne einer 
systematischen Marktbeobachtung, sei es für interre-
gionale und internationale Vergleiche oder dgl mehr«. 
Dennoch befürwortet Kraus die Errichtung und staatli­
che Förderung eines solchen Zentralarchivs nicht, weil 
»schon heute mehrere teils staatliche, teils private oder 
halb öffentliche Einrichtungen vorhanden sind, die in die-
sem Sinne bereits tätig sind.« In diesem Zusammenhang 
verweist er vor allem auf das von Ludwig Erhard und 
Anton Reithinger gegründete und betriebene Institut. 
Eine Förderung eines zentralen Archivs sei allenfalls 
denkbar, wenn es gelänge, mehrere der bestehenden 
Einrichtungen zusammenzufassen. Aber auch dann 
müsse die zentrale Einrichtung unter maßgeblicher 
Beteiligung der davon profitierenden Kreise finanziert 
werden. In diesem Zusammenhang erwähnt Minister 
Kraus wiederholt die Finanzierung des Erhard-Instituts 
aus privaten Quellen als Vorbild.70

Das Antwortschreiben des Finanzministers war 
der erste Schritt in Richtung auf eine ressortübergrei­
fende Abstimmung über die Frage der staatlichen För­
derung eines Wirtschaftsforschungsinstituts in Bay­
ern. Die Kernaussage dieses Schreibens, dass das 
BStMF den Auf- und Ausbau in München ansässiger 

69	 Ebenda, S. 5 f..
70	 Schreiben des BStMF an den BStMI vom 8. September 1947, HStA 
MWi12799.
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wissenschaftlicher Einrichtungen für die Wirtschafts­
forschung begrüßt und prinzipiell bereit ist, sie zu för­
dern, wenn die Kräfte gebündelt und die nutznießen­
den Kreise an der Finanzierung beteiligt werden, wird 
im Oktober 1947 in einer Vorlage des federführen­
den Referenten im StMW (Wegmann) an seinen Minis­
ter Hanns Seidel aufgegriffen. Die Vorlage Wegmanns 
vom 10. Oktober 1947 diente der Information der Lei­
tung des Hauses sowohl über die Ergebnisse der Sit­
zung des Kuratoriums des SIW als auch über das der 
Gründung des Zentralarchivs für europäische Wirt­
schaftskunde zugrunde liegende Konzept. Wegmann 
stellt fest, dass sich die Zwecksetzungen beider Ins­
titute teilweise unterscheiden, sich aber darin berüh­
ren, dass beide auf volkswirtschaftliche Auswertun­
gen abzielen und auch das Süddeutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung beabsichtigt, sich einen brei­
ten Materialbestand an Zeitungen, Zeitschriften, Fach­
literatur usw. zuzulegen. Er kommt zu dem Ergebnis, 
dass hinter beiden Einrichtungen eine gute Idee steht 
und es für Bayern wie für die ganze US-Zone von Nut­
zen wäre, wenn ein Institut geschaffen werden könnte, 
dass sowohl die archivmäßige Sammlung von Mate­
rial als auch die Auswertung in engem Zusammenwir­
ken mit den Ministerien und der Wirtschaft vornimmt. 
Als Beispiel eines wichtigen Aktionsfelds benennt er 
die Außenwirtschaft: Es sei sehr erwünscht, wenn die 
Abteilung Außenhandel des Wirtschaftsministeriums 
auf ein Institut zurückgreifen könnte, dass marktana­
lytische Untersuchungen für die einzelnen Export­
märkte liefert. »Besonders wertvoll« sei der Plan der 
SIW-Leitung, auch Forschungen auf dem betriebs- 
und marktwirtschaftlichen sowie industrietechni­
schen Gebiet durchzuführen. Wegmann lehnt aber die 
Gründung von zwei parallel arbeitenden Einrichtun­
gen strikt ab und plädiert nachdrücklich dafür, beide 
Projekte zusammenzuschließen.71

Ein Hindernis für einen solchen Zusammenschluss 
sah Wegmann darin, dass Landesamtpräsident Wagner 
und SIW-Vorstand Reithinger »aus persönlichen Grün-
den nicht zu einer Zusammenarbeit bereit sein« könn­
ten. Außerdem müsse die bisher ehrenamtliche Lei­
tung des SIW durch eine hauptamtliche Leitung ersetzt 
werden, was Wegmann zuvor bereits in der Sitzung des 
SIW-Kuratoriums zur Sprache gebracht hatte. Für die 
hauptamtliche Leitung brachte er den Nationalökono­
men Hans Möller wegen seiner engen Kontakte zu den 
Kreisen um Ludwig Erhard und zum Bayerischen Sta­
tistischen Landesamt ins Spiel. Professor Möller habe 
»sich im Länderrat sehr bewährt und würde gerne eine 
solche Tätigkeit im München aufnehmen«.72

Diese von Staatsminister Seidel abgesegnete 
Grundlinie des BStMW wurde in der zweiten Novem
berwoche 1947 in einem ressortübergreifenden 
Abstimmungsgespräch zwischen BStMW (Wegmann), 
BStMI (von Lex) und BStMF (Barbarino) bestätigt und 

71	 Vermerk BStMW (Wegmann) vom 10. Oktober 1947, HStA MWi 
12799.
72	 Ebenda.

weiter konkretisiert. Sie verständigten sich darauf, dass 
nur ein Institut finanzielle Unterstützung erhalten soll. 
Voraussetzungen für dessen finanzielle Unterstützung 
sollten sein: Es sollte selbständig sein und vom Staat, 
der Wirtschaft (einschließlich Gewerkschaften) und der 
Wissenschaft getragen und gefördert werden sowie 
mit dem statistischen Landesamt zusammenarbeiten. 
Das Institut sollte »von einem hauptamtlich besolde-
ten Herrn geleitet« werden, der von einem ehrenamtli­
chen Direktorium oder einem Ausschuss des Kuratori­
ums, bestehend aus etwa je zwei Vertretern der Res­
sorts, der Wirtschaft und der Wissenschaft, unterstützt 
wird. Die Einzelheiten sollten in einem Gespräch zwi­
schen Vertretern der beteiligten Ressorts, des Süd­
deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung und des 
Bayerischen Statistischen Landesamtes sowie Mitglie­
dern der Staatswirtschaftlichen Fakultät (Adolf Weber, 
Otto von Zwiedineck-Südenhorst und Oskar Anderson) 
erörtert werden.73

In dieser Besprechung der drei beteiligten Res­
sorts kam Hans Möller nicht mehr als potenzieller Kan­
didat für die Institutsleitung zur Sprache. Stattdes­
sen brachte das Innenministerium Oskar Anderson 
sen, Inhaber eines Lehrstuhls für Ökonomie und Sta­
tistik an der Staatswirtschaftlichen Fakultät der Uni­
versität München, ins Spiel. Dessen Kandidatur rückte 
aber wieder in den Hintergrund, als Anton Reithinger 
wenige Tage nach dem Abstimmungsgespräch der drei 
Ressorts dem Wirtschaftsministerium gegenüber seine 
Bereitschaft erklärt hatte, »sich als hauptamtlicher Lei-
ter anstellen zu lassen«. Er war ab diesem Zeitpunkt 
(November 1947) der Favorit für diese Aufgabe, und 
die Vertreter der Ressorts zeigten Verständnis für den 
Standpunkt des SIW, dass »es immerhin bereits gegrün-
det sei, und dass seine Leiter, insbesondere Herr Dr. Reit-
hinger mittlerweile mancherlei Arbeit auf die Einrichtung 
des Instituts verwendet haben«. Es gehe deshalb »nicht 
mehr darum, das Institut erst zu gründen und einen Lei-
ter auszuwählen, sondern nur noch um die Frage, ob die 
Behörden das Institut finanziell unterstützen wollen.« 
Dieser Umstand sollte – wie Wegmann in der Vorlage an 
seinen Minister Seidel vom 3. Dezember 1947 betont – 
»bei den weiteren Verhandlungen nicht außer Acht gelas-
sen werden«. Allerdings sei die Gewährung von Staats­
geldern an das Süddeutsche Institut für Wirtschafts­
forschung nur »zu rechtfertigen, wenn der Einfluss 
des Staates auf die Leitung des Instituts gesichert ist« 
(gemeint ist die Beteiligung des Fachressorts an einem 
ehrenamtlichen Direktorium bzw. einem Arbeitsaus­
schuss des Kuratoriums des Instituts).74 

An die Möglichkeit, dass Karl Wagner ein poten­
zieller Leiter der zu verschmelzenden Einrichtung 
sein könnte, dachte zu diesem Zeitpunkt niemand. 
Im Gegenteil hatte der Finanzminister bereits in sei­
nem Schreiben an den Innenminister vom 8. Septem­
ber 1947 die wissenschaftliche Qualifikation Wagners 

73	 Vermerk BStMW (Wegmann) vom 3. Dezember 1947, S. 1; HStA 
MWi 12799.
74	 Ebenda, S. 2 f..
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für die Leitung des vorgeschlagenen Zentralarchivs 
infrage gestellt.75 Die Vertreter der drei Ressorts waren 
sich hinsichtlich der weiteren Verhandlungen ferner 
klar, dass die Verschmelzung der beiden Institutspläne 
kein Selbstläufer werden würde. Sie waren aus dem 
Umfeld Wagners darüber informiert worden, dass nach 
dessen Auffassung »eine Abgrenzung der Arbeitsgebiete 
und eine Zusammenarbeit ohne weiteres möglich sei« 
und »eine Aussprache zwischen Präsident Wagner und 
Dr. Reithinger geplant (war), um sowohl eine Abgren-
zung der Arbeitsgebiete als auch eine Zusammenarbeit 
zwischen dem Süddeutschen Institut und dem Statisti-
schen Landesamt, bzw. dem geplanten Zentral-Archiv 
zustande zu bringen«. Daraus schlossen die Ressort­
vertreter, dass die beiden beteiligten Einrichtungen 
an ihren ursprünglichen Plänen festhalten wollten und 
eine Zusammenlegung nicht ins Auge fassen.76

Um der gemeinsamen Position der drei Ressorts 
Nachdruck zu verleihen, entschied das BStMF, der 
Zuwendung eines Betrages von RM 50 000,– an das 
Süddeutsche Institut für Wirtschaftsforschung nicht 
zuzustimmen, bevor nicht die demnächst geplante 
»Besprechung … über die Gründung eines zentralen 
Institutes der hier infrage stehenden Art stattgefunden 
hat.« Über diese Entscheidung wurde das BStMW am 
20. November 1947 in Kenntnis gesetzt.77 

Die in dem Abstimmungsgespräch zur Sprache 
gekommene »Aussprache zwischen Präsident Wagner 
und Dr. Reithinger« fand am 1. Dezember 1947 unter 
Beteiligung von Hans Langelütke (Regierungsdirektor 
im Bayerischen Statistischen Landesamt) und Eduard 
Werlé (Wissenschaftlicher Referent im SIW) statt. Es 
führte zu dem Ergebnis, das die Vertreter der Ressorts 
erwartet hatten: Landesamtpräsident Wagner hielt in 
einer allein von ihm unterzeichneten Niederschrift fest, 
dass die Aufgaben des vom Landesamt geplanten Zent
ralarchivs für europäische Wirtschaftskunde und des 
Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung ver­
schiedene Forschungsziele ansteuern. Es »handelt sich 
keineswegs um ein horizontales nebeneinander gleicher 
oder ähnlicher Aufgaben, sondern um vertikal gelagerte 
Aufgabenbereiche auf verschiedenen Forschungsebe-
nen, bei denen das Zentralarchiv für die untere Stufe der 
Materialsammlung, Sichtung und Bereitstellung auf brei-
ter Basis, das Institut für Wirtschaftsforschung für eine 
sich auf dieser Materialbasis weitgehend stützende Wei-
terverarbeitung für industriewirtschaftliche Forschungs-
zwecke zum Einsatz kommen soll.« Wagner schickte die 
Niederschifft Mitte Dezember 1947 an das bayerische 
Wirtschaftsministerium, ohne dass dies in der Folge­
zeit die Position des BStMW und der anderen beteilig­
ten Ressorts änderte. Sie beharrten auf der Verschmel­
zung der beiderseitigen Pläne in einer Einrichtung und 

75	 Schreiben des BStMF an den BStMI vom 8. September 1947; HStA 
MWi 12799.
76	 Vermerk BStMW (Wegmann) vom 3. Dezember 1947, S. 2; HStA 
MWi 12799.
77	 Vermerk BStMW (Kuchtner) vom 20. Dezember 1947; HStA MWi 
1279.

der Erfüllung der an eine solche Einrichtung gestellten 
Anforderungen.

Damit gingen der Vorstand des Süddeutschen Ins­
tituts für Wirtschaftsforschung und die Leitung des 
Bayerischen Statistischen Landesamts mit folgenden 
Perspektiven in das entscheidende Jahr 1948: Um 
zumindest den Status quo zu erhalten und das Überle­
ben des SIW zu sichern, musste der SIW-Vorstand vor 
allem die nicht-staatlichen Erlöse weiter ausbauen. 
Wollte es seine Arbeiten mithilfe staatlicher Zuschüsse 
aus Bayern auf eine breitere inhaltliche und finanzielle 
Grundlage stellen, musste es den Anforderungen der 
Staatsregierung gerecht werden, sich also der Integ­
ration der Wagner-Initiative öffnen und bereit sein, 
den ehrenamtlichen Vorstand durch eine hauptamtli­
che Leitung zu ersetzen sowie ein Kontroll- und Bera­
tungsgremium (Verwaltungsausschuss des Kura­
toriums) einzurichten, in dem auch die staatlichen 
Geldgeber einen Sitz bekommen mussten. Für das 
Bayerische Statistische Landesamt gab es hinsichtlich 
des gewünschten Zentralarchivs dagegen keinen Sta­
tus quo, der zu erhalten gewesen wäre. Es durfte die 
im Aufbau befindliche Wirtschaftsbeobachtung nicht 
weiter aus Mitteln des Landesamtes finanzieren und 
konnte eine öffentliche Bezuschussung seiner Insti- 
tutspläne allein durch eine Verschmelzung mit dem 
SIW realisieren. 

Hinter den Kulissen wurde weiter um Lösungen 
gerungen. Dennoch dauerte es bis Mai 1948, bis die 
von den Ressorts geforderte »Klärung der Vereinigung 
der Institutspläne« so weit vorangeschritten war, dass 
das BStMF grünes Licht für die Auszahlung des bean­
tragten Zuschusses an das Süddeutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung gab. Mitursächlich für die Dauer 
dieser Klärungsphase war sicherlich auch, dass in der 
ersten Hälfte des Jahres 1948 die Länderverhandlun­
gen über die gemeinsame Förderung außeruniversitä­
rer überregionaler Forschungseinrichtungen auf Tou­
ren kamen und die bayerischen Ministerien ‒ allen 
voran das Finanzministerium – stark in Beschlag 
nahmen. 

DIE ENTSTEHUNG DER INFORMATIONS- UND 
FORSCHUNGSSTELLE FÜR WIRTSCHAFTS­
BEOBACHTUNG BEIM BAYERISCHEN 
STATISTISCHEN LANDESAMT

Schon in der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen hat­
ten das Statistische Reichsamt und die statistischen 
Landesämter als Sammler und Bereitsteller der wirt­
schaftsstatistischen Daten große Bedeutung für die 
Wirtschaftsbeobachtung. Das Bayerische Statistische 
Landesamt gehörte zu den statistischen Ämtern, die 
nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches in der 
Lage waren, die statistischen Informationsleistungen 
zumindest im regionalen Bereich zügig wiederaufzu­
nehmen (vgl. Langelütke 1965, S. 6). So stellte es bei­
spielsweise in der zweiten Hälfte des Jahres 1945 auf 
Anordnung der amerikanischen Militärregierung zu 
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Bewirtschaftungszwecken Bedarfsschätzungen für 
alle lebensnotwendigen Güter zusammen, es brachte 
die landwirtschaftlichen Erhebungen in Gang, führte 
eine Wohnungszählung durch und brachte ab Herbst 
dieses Jahres schrittweise seine Veröffentlichungsrei­
hen auf den Weg (vgl. Bayerisches Statistisches Lan­
desamt 1959, S. 10). 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs wurde das 
Bayerische Statistische Landesamt zunächst kommis­
sarisch geleitet. Karl Wagner war der erste nach dem 
Kriegsende ernannte Präsident des Landesamts.

Karl Wagner (geboren am 15. Oktober 1893 in Mün­
chen; gestorben am 31. Mai 1963 in München) studierte 
zunächst neuere Sprachen. Nach Kriegsdienst und bis 
ins Jahr 1920 dauernder Kriegsgefangenschaft stu­
dierte er Nationalökonomie und Statistik an der Uni­
versität München, wo er 1922 promovierte. Von 1923 an 
war er zunächst als »Wissenschaftlicher Hilfsarbeiter« 
und ab 1926 als Regierungsrat im Statistischen Reichs­
amt in Berlin tätig. Nach seinem Ausscheiden aus dem 
Statistischen Reichsamt im Jahr 1941 arbeitete er von 
1942 bis 1945 in der Wirtschaftskammer Bayern. Ab 
dem 12. Februar 1946 leitete er das Bayerische Statis­
tische Landesamt kommissarisch und ab 1947 als des­
sen Präsident. Im Jahr 1948 wurde er Vorsitzender der 
Deutschen Statistischen Gesellschaft und zugleich Mit­
glied des Internationalen Statistischen Instituts.78 Wag­
ners fachliches Interesse galt auch der Raumforschung. 
Nach Gründung der Bayerischen Arbeitsgemeinschaft 
für Raumforschung im Jahr 1949 wurde er deren erster 
Vorsitzender.79

Wagners Bestreben als Präsident des Bayerischen 
Statistischen Landesamts war darauf gerichtet, über 
den Bereich Bayerns hinaus eine gesamtdeutsche Wirt­
schaftsbeobachtung zu ermöglichen, um Politik und 
Wirtschaft mit den benötigten Grundlagen zu versor­
gen (vgl. Langelütke 1965, S. 6). Dazu sollte zunächst 
die Abteilung Wirtschaftsstatistik Aufgaben der Wirt­
schaftsbeobachtung übernehmen. Dafür wurde ab 
1947 Personal eingestellt, und es wurde mit ersten kon­
kreten Maßnahmen der kurzfristigen Wirtschaftsbeob­
achtung und der Bereitstellung der Ergebnisse an die 

78	 Vgl. https://www.statistik.bayern.de/ueberuns/geschichte/, auf­
gerufen am 27. Mai 2018; Marquardt (1979, S. 311 f.).
79	 Vgl. https://www.statistik.bayern.de/ueberuns/geschichte/, auf­
gerufen am 27. Mai 2018.

fachliche und allgemeine Öffentlichkeit begonnen. Das 
erste für die Wirtschaftsbeobachtung eingesetzte Pub­
likationsorgan des Landesamts waren die Vierteljah­
reshefte »Bayerische Wirtschaftszahlen«, deren erste 
Ausgabe im Juli 1947 erschien und die ab dem Jahr 
1948 von den ebenfalls vierteljährlich erscheinenden 
»Berichten zur bayerischen Wirtschaftslage« abgelöst 
wurden.80 

Zu den Experten, die im Jahr 1947 für den Auf­
bau der Wirtschaftsbeobachtung im Landesamt ein­
gestellt wurden, gehörte Hans Langelütke (geboren 
am 25. Juni 1892 in Saalfeld/Thüringen, gestorben 
am 16. Januar 1972 in Brannenburg/Oberbayern). 
Langelütke studierte ab 1913 Volks- und Betriebs­
wirtschaftslehre in Berlin und Freiburg/Breisgau und 
promovierte im Jahr 1923 bei Prof. Karl Diehl an der 
Universität Freiburg über das Thema »Tauschbank 
und Schwundgeld als Wege zur zinslosen Wirtschaft 
‒ Vergleichende Darstellung und Kritik der Zirkula
tionsreformen P. J. Proudhons und Silvio Gesells« (vgl. 
Harlander 1972, S. 127 ff.) Als Assistent von Karl Diehl 
(1924–1926) erweitert er seine Studien auf Geschichte 
und Philosophie. Nach 1926 war Langelütke über 
zwei Jahrzehnte hinweg Mitarbeiter im Statistischen 
Reichsamt und im Institut für Konjunkturforschung in 
Berlin. Nach 1945 war er zunächst Abteilungsleiter für 
Planung und Statistik im Württembergischen Ministe­
rium für Wirtschaft. Von dort holte Wagner ihn im Jahr 
1947 an das Bayerische Statistische Landesamt, wo 
Langelütke in der Position eines Regierungsdirektors 
die Abteilung Wirtschaftsstatistik leitete(vgl. Harlan­
der 1972, S. 127 ff.).

Die von Karl Wagner eingeleiteten Aktivitäten auf 
dem Gebiet der Wirtschaftsbeobachtung lagen außer­
halb der Zuständigkeiten des Landesamts (vgl. Lange­
lütke 1965, S. 6). Um aus dieser Zwickmühle heraus­
zukommen, hatte er beim Bayerischen Staatsminis­
ter des Inneren als vorgesetzter Dienststelle im Jahr 
1947 den oben geschilderten Antrag auf Gründung 

80	 Vgl. Bayerisches Statistisches Landesamt (1959, S. 10). Diese Be­
richte stellte das Landesamt im Jahr 1949 ein, nachdem im Zuge der 
Verschmelzung des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
mit der Informations- und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeob­
achtung die Arbeiten der Wirtschaftsbeobachtung und der Kon­
junkturanalyse auf das neue Institut für Wirtschaftsforschung e.V. 
München übergegangen waren und deren Ergebnisse (in erweitertem 
Rahmen) in der Zeitschrift »Wirtschaftskonjunktur« veröffentlicht 
wurden.

Karl Wagner Hans Langelütke
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des Zentralarchivs für europäische Wirtschaftskunde 
und dessen Finanzierung mit Mitteln des Freistaats 
Bayern eingereicht. Nach der Verständigung der drei 
beteiligten Ressorts auf eine Verschmelzung der Insti­
tutspläne des SIW und des Landesamts als Vorausset­
zung für eine staatliche Förderung mit Mitteln Bayerns 
war die beantragte Gründung des Zentralarchivs für 
europäische Wirtschaftskunde illusorisch geworden. 
Die Beibehaltung des Status quo – also die Fortset­
zung der Wirtschaftsbeobachtung innerhalb des Lan­
desamts – war ihm aus rechtlichen Gründen verwehrt. 
Entweder musste die begonnene Wirtschaftsbeobach­
tung wieder abgebaut oder es musste ein Weg für die 
von den drei Ressorts geforderte Verschmelzung der 
vom Landesamt betriebenen Wirtschaftsbeobach­
tung mit den Aktivitäten des Süddeutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung gefunden werden. In die­
ser Situation griff Wagner zu einem Trick. Da es beim 
bayerischen Wirtschaftsministerium einen nicht aus­
geschöpften Titel für die Förderung der wirtschafts­
wissenschaftlichen Forschung gab, beantragte er 
dort im ersten Quartal 1948 eine Förderung in Höhe 
von RM 50 000 für »wissenschaftliche Forschungs­
zwecke“, von denen er ausgehen konnte, dass sie im 
besonderen Interesse des Wirtschaftsministeriums 
liegen würden. Da Leistungen aus diesem Fonds der 
Zustimmung des Finanzministers bedurften, berich­
tete Wirtschaftsminister Hanns Seidel seinem Kabi­
nettskollegen Hans Kraus mit Schreiben vom 30. März 
1948 über »neuerliche mündliche Verhandlungen« mit 
Landesamtpräsident Wagner. Aus diesen Verhandlun­
gen sei hervorgegangen, dass »das Statistische Landes-
amt die Zielsetzung des geplanten Instituts auf Einrich-
tung eines wirtschaftsstatistischen Informations- und 
Exportdienstes ausdehnt, um aus der Industriebericht-
erstattung und den wirtschaftsstatistischen Unterla-
gen anfallendes Material einem möglichst weiten Kreis 
von Benutzern in der geeigneten Weise zugänglich zu 
machen.« An einem solchen Informations- und Export­
dienst, der z.B. Unterlagen zur Außenhandelsverflech­
tung und Produktionsstatistik der europäischen Staa­
ten enthalte, sei das Wirtschaftsministerium inter­
essiert. Deshalb erklärte Staatsminister Seidel sich 
bereit, dem Landesamt aus dem Etat des Bayerischen 
Staatsministeriums für Wirtschaft für die vorbereiten­
den Arbeiten zur Einrichtung eines »wirtschaftsstatis-
tischen Informations- und Exportdienstes« den Betrag 
von RM 50 000 zur Verfügung zu stellen. Dies stellte er 
unter den ausdrücklichen Vorbehalt, dass dadurch die 
»Frage der Gründung eines Sonderinstituts beim Statis-
tischen Landesamt nicht präjudiziert werden soll«.81 Das 
BStMF (Barbarino) stimmte diesem Vorhaben post­
wendend zu.

Die Bewilligung des beantragten Zuschusses war 
für Karl Wagner und Hans Langelütke der Startschuss, 
um die Informationsdienstleistungen auf dem Gebiet 

81	 Schreiben des Bayerischen Staatsministers für Wirtschaft Hanns 
Seidel an den Bayerischen Staatsminister der Finanzen vom 30. März 
1948, HStA MF 71499.

der Wirtschaftsbeobachtung ab April 1948 weiter aus­
zubauen und sie unter dem Dach des Landesamts in 
der »Informations- und Forschungsstelle für Wirt­
schaftsbeobachtung« zu bündeln. Aufgrund der Erfah­
rungen, die Hans Langelütke am Statistischen Reichs
amt und im Institut für Konjunkturforschung/DIW 
gewonnen hatte, wurde ihm die Leitung dieser Stelle 
als Hauptaufgabe zusätzlich zur Leitung der Abteilung 
Wirtschaftsstatistik des Landesamts übertragen (vgl. 
Harlander 1972, S. 132). Unmittelbar nach der Wäh­
rungsreform am 20. Juni 1948 führte »die Ifo« Inter­
views mit einigen Hundert Unternehmern durch, um 
die Auswirkung der Geldumstellung auf Produktion 
und Investitionsverhalten abschätzen zu können (vgl. 
Marquardt und Strigel 1959, S. 21), und begründete 
damit die ifo-Tradition des Einsatzes von Unterneh­
mensbefragungen für die kurzfristige Wirtschaftsbe­
obachtung. Im Juli wurden die Ergebnisse des mithilfe 
des vom BStMW gewährten Zuschusses aufgebauten 
»Informations- und Exportdienstes« erstmals pub­
lik: Zusätzlich zu den vierteljährlichen »Berichten zur 
bayerischen Wirtschaftslage« hatte die Informations- 
und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung 
den »Ifo-Schnelldienst« entwickelt, dessen erste Aus­
gabe am 20. Juli 1948 an die Presse verschickt wurde 
und der bis zum heutigen Tage das wichtigste Publi­
kationsorgan des ifo Instituts geblieben ist.82 In der 
Erstausgabe stellte sich die Informations- und For­
schungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung folgender­
maßen vor:

»Die »Ifo« ist ein wirtschafts-wissenschaftliches Insti-
tut zur systematischen Beobachtung des Wirtschafts-
ablaufs und zur Durchleuchtung des Aufbaus und der 
Bestimmungsfaktoren der Wirtschaft. Sie wurde auf 
Anregung aus Kreisen der Wirtschaft von dem Prä-
sidenten des Bayerischen Statistischen Landesamts 
Dr. Wagner unter Heranziehung erfahrener Wirt-
schaftswissenschaftler und Fachexperten ins Leben 
gerufen. Hierfür war in starkem Maße mitbestimmend, 
dass die notgedrungen zeitraubende Statistik als ein-
ziges Informationsmittel zur Wirtschafts- und Betriebs-
steuerung nicht mehr ausreicht und dass neuartige 
Erfassungsmethoden einen rascheren, deshalb aber 
nicht weniger gut fundierten Informationsdienst erfor-
derlich machen. Die »Ifo« wird daher ihre Forschungs- 
und Erfassungsarbeiten nicht nur auf den altbewähr-
ten Methoden der Konjunkturforschung aufbauen, 
sondern sich auch repräsentativer Verfahren bedie-
nen, wie sie auf dem Gebiet der Meinungsbefragung 
von den Amerikanern Gallup und Roper entwickelt und 
praktisch erprobt wurden. Durch sinngemäße Anwen-
dung dieser Verfahren im Bereich der Wirtschaftsbeob-
achtung und -befragung wird nicht nur die Erfassung 
beschleunigt, sondern zugleich soll auch das bisher in 
Deutschland stark vernachlässigte Gebiet psychoge-
ner Bestimmungsfaktoren, die in den Meinungen, Vor-

82	 Ifo-Schnelldienst Nr. 1 vom 20. Juli 1948, (heutige Schreibweise: 
ifo Schnelldienst)
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stellungen, Erwartungen u.ä.m. der Wirtschaftssub-
jekte liegen, gebührend berücksichtigt und aufgehellt 
werden.
Der »Ifo«-Schnelldienst, dessen erste Ausgabe bei
liegend übersandt wird, ist dazu bestimmt, der Pres
se die wichtigsten Ergebnisse unserer Arbeiten zu 
vermitteln. Der Schnelldienst wird laufend nicht nur 
über Ergebnisse der »Ifo«-Enqueten berichten, son-
dern auch andere aktuelle Nachrichten aus dem 
Bereich der Wirtschafts- und Sozialbeobachtung 
bringen. ...«

Der Schnelldienst war als (in der Regel) wöchentlich 
erscheinender und gegen Entgelt zu abonnierender 
Informationsdienst insbesondere für die Presse konzi­
piert. Seine erste Ausgabe vom 20. Juli 1948 befasste 
sich mit folgenden Themen:

–	 Erleben wir nur einen Ausverkauf? ‒ Industrie 
erwartet für Juli leichte Produktionssteigerung.

–	 Bleibt uns Massenarbeitslosigkeit erspart?
–	 Verbesserte Zahlungsfähigkeit der Industrie.
–	 Export im Juni
–	 Das tägliche Brot. Die Lage am Internationalen 

Weizenmarkt.
–	 Stagnation im Weltaußenhandel 1948.

Zum Zeitpunkt des erstmaligen Erscheinens des 
Schnelldienstes lag die von zwei wissenschaftlichen 
Referenten (mit Unterstützung einiger Hilfskräfte) 
betriebene Informations- und Forschungsstelle für 
Wirtschaftsbeobachtung83 noch in der rechtlichen, 
fachlichen und finanziellen Verantwortung des Bay­
erischen Statistischen Landesamts; von einem »wirt-
schaftswissenschaftlichen Institut zur systematischen 
Beobachtung des Wirtschaftsablaufs und zur Durch-
leuchtung des Aufbaus und der Bestimmungsfaktoren 
der Wirtschaft« konnte zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
die Rede sein. 

Mit Schreiben vom 24. September 1948 teilte 
Landesamtpräsident Wagner einigen Kontaktper- 
sonen des Landesamts – darunter auch einem Ver­
treter des bayerischen Finanzministeriums – mit, 
dass »die von mir geschaffene Informations- und For-
schungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung als einge-
tragener Verein verselbständigt werden« soll und lud 
sie für den 29. September 1948 in sein Dienstzimmer 
ein.84 

§ 2 der bei diesem Treffen verabschiedeten Ver­
einssatzung sah vor, dass der Verein Informations- 
und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung 
heißen und in das Vereinsregister des Amtsgerichts 
München eingetragen werden sollte. Zweck des Ver­
eins sollte sein, »selbstständig und im Zusammen-

83	 Vgl. Handschriftliche Notiz Bensegger an Barbarino auf dem 
Einladungsschreiben des Präsidenten des Bayerischen Statistischen 
Landesamts, HStA MF 71499.
84	 Vgl. Einladungsschreiben des Präsidenten des Bayerischen Statis­
tischen Landesamts zur Gründungsversammlung der Informations- 
und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung vom 24. Septem­
ber 1948, HStA MF 71499.

wirken mit dem Bayerischen Statistischen Landesamt 
wirtschaftliche und soziale Vorgänge des In- und Aus-
landes zu beobachten, das einschlägige Material zu 
sammeln, auszuwerten und der Verwaltung, Wissen-
schaft und Wirtschaft zugänglich zu machen«.85 Der 
Vorstand sollte aus einer einzigen mit fast allumfas­
senden Zuständigkeiten und Vollmachten ausgestat­
teten Person, nämlich dem Präsidenten des Bayeri­
schen Statistischen Landesamts bestehen. Ferner 
sah die Satzung die Einrichtung eines Kuratoriums 
vor, dem neben dem Vereinsvorstand (Wagner) und 
seinem Stellvertreter (Langelütke) mindestens sieben 
gewählte Personen angehören sollten. Tatsächlich 
wies die Liste der Kuratoren elf gewählte Mitglieder 
aus, nämlich Vertreter der Bayerischen Staatsminis­
terien für Arbeit und soziale Fürsorge (R. Oechsle), des 
Innern (von Lex) und für Wirtschaft (Geiger), drei Mit­
glieder aus Wirtschaftsverbänden und zwei aus Unter­
nehmen, jeweils ein Mitglied aus den Gewerkschaften 
und der Wissenschaft (Oskar Anderson) sowie schließ­
lich Rudolf Zorn, der zum Vorsitzenden des Kuratori­
ums gewählt wurde.86 

Ein Protokoll der Gründungsversammlung ist 
in den Archiven nicht zu finden. BStMF-Vertreter 
Bensegger informierte seinen Kollegen Barbarino 
am 1. Oktober 1948 mit folgender Notiz über Ergeb­
nisse der Sitzung: »Ich habe an der Sitzung teilgenom-
men. Über den Verlauf wurde eine Niederschrift aufge
nommen, die auch Fin.Min. zugeht. Präs. Dr. Wagner will 
sie bitten, als Mitglied in das Kuratorium einzutreten. 
Der Verein hofft, sich finanziell selbst tragen zu können. 
Eine Bitte um staatliche Beihilfe wurde an mich nicht 
gestellt. Z. Zt. ist die Lage die, dass die 2 wissenschaft-
lichen (Mit-)Arbeiter für die Ifo und wissenschaftlichen 
Hilfskräfte ganz überwiegend auf Kosten des Haushalts 
des Statistischen Landesamts (…) gehen. Dem soll 
durch die Gründung des Vereins abgeholfen werden. 
Präs. Dr. Wagner würde Vorstand, Min. a. D. Dr. Zorn 
Vors. d. Kur. und Staatssekretär Geiger stv. Vors.«87 

Gegen dieses Ansinnen des Landesamtspräsidenten 
hatte BStMF-Referent Barbarino Bedenken. Er leitete 
den Vorgang am 11. November seinem Minister mit 
der Bitte um Entscheidung zu, ob er »der Aufforderung 
von Präsident Wagner, dem Kuratorium der Ifo beizu-
treten, nachkommen ... soll. Ich halte eine solche Bin-
dung für nicht unbedenklich, weil vermutlich doch bald 
die Frage eines Staatszuschusses aufgeworfen werden 
wird. Nachdem es nicht gelungen ist, die hiesigen wis-
senschaftlichen Forschungsinstitute zusammenzufas-
sen, dürfte es sich empfehlen, zu allen Seiten Distanz 
zu wahren.«88 Minister Kraus legte mit handschriftli­
85	 Vgl. Satzung des Vereins Informations- und Forschungsstelle 
für Wirtschaftsbeobachtung, beschlossen am 29. September 1948, 
ifo-Vorstandsarchiv.
86	 Vgl. Liste des Kuratoriums des Vereins Informations- und For­
schungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung (ohne Datum), ifo-Vor­
standsarchiv.
87	 Vgl. Handschriftliche Notiz Bensegger an Barbarino auf dem 
Einladungsschreiben des Präsidenten des Bayerischen Statistischen 
Landesamts, HStA MF 71499.
88	 Vgl. Handschriftliche Vorlage Dr. Barbarino an den Minister vom 
11. November 1948, HStA MF 71499.
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cher Antwort vom 20. November 1948 die Haltung 
des BStMF folgendermaßen fest: »Die Süddeutsche 
Forschungsanstalt hat von uns Staatszuschüsse erhal-
ten und wird sie noch weiter beanspruchen. Ich halte 
dieses Unternehmen, das tüchtige Mitarbeiter hat, 
für unterstützungswürdig. Die Ifo führt zur Zersplitte-
rung. Es fragt sich, ob sie neben der Süddeutschen For-
schungsanstalt überhaupt Existenzberechtigung hat. 
Offenbar steht dahinter der Ehrgeiz des Herrn Dr. Wag-
ner. Er wird früher oder später um Zuschüsse nachsu-
chen. Distanz!«89

Ob Karl Wagner ernsthaft geplant hatte, den Ver­
ein im Vereinsregister eintragen zu lassen, ist fraglich. 
Denn es wurden bis zur Beschlussfassung zur Auflö­
sung des Vereins am 24. Januar 1949 keine Schritte 
zur Anmeldung beim Vereinsregister unternommen. 
Überhaupt ist schleierhaft, welches Ziel Wagner und 
Zorn mit der Gründung des Vereins verfolgten. Die 
(laut Notiz des BStMF-Referenten Bensegger) in der 
Gründungssitzung vom 29. September kommuni­
zierte Version, dass der Verein gegründet wurde, um 
die Tätigkeiten der Informations- und Forschungs­
stelle für Wirtschaftsbeobachtung in eigener Regie 
weiterzuführen und die bis dahin vom Landesamt 
getragenen Kosten zu übernehmen, dürfte nur ein 
Teil der Wahrheit gewesen sein. Denn die mit mini­
maler Personalkapazität ausgestattete »Ifo« konnte 
bis dahin nur aufgrund umfangreichen Zugriffs auf 
die Ressourcen des Landesamts existieren, und es 
hätte enormer Anstrengungen bedurft, sie zu einer 
lebensfähigen eigenständigen Einrichtung auszu­
bauen. Dafür eine hinreichende Finanzierung zu fin­
den, war illusorisch, zumal es auf Seiten der bayeri­
schen Staatsregierung keinerlei Bereitschaft gab, für 
den Betrieb einer eigenständigen Informations- und 
Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung staatli­
che Mittel bereitzustellen.

Der wirkliche Grund der Vereinsgründung 
erschließt sich daraus, dass BStMW-Staatssekretär 
Geiger zu den maßgeblichen Gründern des Vereins 
gehörte und sich in der Gründungsversammlung am 
29. September 1948 bereiterklärte, sich zum Stell­
vertretenden Kuratoriumsvorsitzenden der Informa­
tions- und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobach­
tung wählen zu lassen. Möglicherweise war er sogar 
die treibende Kraft der Vereinsgründung. Denn einer­
seits wusste er, dass der Verein auf sich gestellt nicht 
lebensfähig war, andererseits hatte das BStMW gro­
ßes Interesse an den Informationsleistungen der »Ifo«, 
die mit Mitteln seines Ministeriums entwickelt worden 
waren. Damit liegt nahe, dass der Verein Informations- 
und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung mit 
der Absicht gegründet wurde, um einen für alle Sei­
ten gesichtswahrenden Weg zu finden, ihn zeitnah mit 
dem Süddeutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
zu verschmelzen und so die beiderseitigen Aktivitä­
ten in die Förderung mit staatlichen Mitteln (insbe­
89	 Vgl. Handschriftlicher Vermerk des Bayerischen Staatsministers 
der Finanzen Hans Kraus vom 20. November 1948, HStA MF 71499.

sondere in die zu diesem Zeitpunkt bereits absehbare 
gemeinsame Forschungsförderung der Länder) auf­
nehmen zu können. Die Vereinsgründung entsprach 
auch den persönlichen Interessen Karl Wagners, der 
sich so zum weitgehend allein entscheidenden Vor­
sitzenden des Vorstands einsetzen lassen und sich 
so eine starke Ausgangsposition für die anstehenden 
Verhandlungen über die Verschmelzung der »Ifo« mit 
dem Süddeutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
aufbauen konnte.

DIE ERSTEN SCHRITTE ZUR WEITERENTWICK­
LUNG DES SÜDDEUTSCHEN INSTITUTS FÜR 
WIRTSCHAFTSFORSCHUNG ZU EINEM »REPRÄSEN­
TATIVEN WIRTSCHAFTSFORSCHUNGSINSTITUT« 
U.A. DURCH VERKNÜPFUNG MIT DER INFOR­
MATIONS- UND FORSCHUNGSSTELLE FÜR 
WIRTSCHAFTSFORSCHUNG

Der Zuschuss des BStMW an das Bayerische Statis­
tische Landesamt in Höhe von RM 50 000, mit dem 
das Landesamt die Informations- und Forschungs­
stelle für Wirtschaftsbeobachtung aufbaute, war der 
erste grundlegende Schritt zu der von den Minis­
terien geforderten Verschmelzung der Institutspläne 
des SIW und des Landesamts. Damit war der äußerst 
ehrgeizige Plan Wagners zur Gründung eines Zent
ralarchivs für europäische Wirtschaftskunde vom 
Tisch, und die Aufgaben der Informations- und For­
schungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung waren 
so angelegt, dass sie die Arbeitsschwerpunkte des  
Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung in 
idealer Weise ergänzten und für eine Verschmelzung 
mit dem SIW prädestiniert waren. Dass der bayeri­
sche Wirtschaftsminister den Zuschuss in der Erwar­
tung einer baldigen Verschmelzung der Institutspläne 
des Landesamts und des SIW gewährte, zeigt auch 
sein ausdrücklicher Vorbehalt, dass der Zuschuss 
keine Zustimmung zum Aufbau eines »Sonderins­
tituts beim Statistischen Landesamt« bedeutete. 
Für diese Erwartung spricht ferner, dass das BStMW 
wenige Wochen später – im Mai 1948 ‒ in Abstimmung 
mit dem Finanzministerium dem SIW den Zuschuss in 
Höhe von RM 50 000 bewilligte, den die Ministerien  
an die Klärung der beiderseitigen Institutspläne 
geknüpft hatten. Nicht nur das: Am 17. Juni 1948 
wurde dem SIW ein zusätzlicher Zuschuss für For­
schungszwecke in Höhe von RM 100 000 bewilligt und 
ausgezahlt.90

Damit hatte sich die Situation für das Süddeutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung vor Inkrafttreten der 
Währungsreform am 20. Juni 1948 finanziell deutlich 
entspannt. Der vom SIW-Vorstand zur Kuratoriums­
sitzung am 26. Juli 1948 vorgelegte Rechenschaftsbe­
richt weist am Tag vor der Währungsreform ein Gutha­
ben in Höhe von 203 000 RM aus. Dieser Betrag hätte, 
wenn es nicht zur Währungsumstellung gekommen 
90	 Vgl. Schreiben des BStMW (Kuchtner) vom 7. Mai 1948, Verfügung 
vom 17. Juni 1948, HStA MWi 12799.
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wäre, den Institutsbestand auf ein bis zwei Jahre hin­
aus gesichert.91 

Auch in inhaltlicher Hinsicht hatten sich die Dinge 
bis Juni 1948 gut entwickelt. Obwohl die Entwicklung 
des SIW weiterhin stark durch die unzureichende Per­
sonaldecke (zu diesem Zeitpunkt neben dem Vorstand 
vier Wissenschaftliche Referenten, eine Wissenschaft­
liche Referentin sowie insgesamt sieben (teilweise 
wissenschaftlich ausgebildete) Archiv- und Verwal­
tungskräfte) gebremst war, hatte es seine Leistungen 
ausweiten und seine Position in Bayern und der ame­
rikanischen Besatzungszone festigen können. Ins­
besondere die Monatsberichte mit aktuellen Ausar­
beitungen z.B. über Fragen der Bewirtschaftung, die 
weltwirtschaftliche Lage, konjunkturpolitische Pro­
bleme der Steuerreform, Grundlagen des amerika­
nischen Steuersystems sowie die Auswirkungen der 
Geldreform auf die Wirtschaft, die Außenhandelsent­
wicklung und die Zukunft des deutschen Arbeitsmark­
tes stießen in der Wirtschaft und in staatlichen Stellen 
sowie vor allem auch in der Presse auf großes Inter­
esse. Das führte dazu, dass das SIW mehr und mehr 
in der Presse und in Rundfunksendungen auftauchte 
und die Zahl der Vereinsmitglieder, an die die Monats­
berichte geliefert wurden, auf 97 zahlende Mitglie­
der anstieg. Außer den in den Monatsberichten ver­
öffentlichten Untersuchungen wurde eine Reihe klei­
nerer Gutachten (z.B. über die Themen Steuerreform, 
Bankwirtschaft in der britischen Zone, deutsch-öster­
reichische Stromlieferungen und ihre Verrechnung, 
französische Baustoffwirtschaft) für die SIW-Mitglie­
der angefertigt.92 Dank der ausgezeichneten Verbin­
dungen Erhards und Reithingers in Staat und Wirt­
schaft hinein zeigten sich immer mehr Persönlich­
keiten aus der Wirtschaft und leitende Kräfte aus den 
Ministerien zur Unterstützung des Instituts bereit und 
traten in das Kuratorium ein, das 1948 bis auf 35 Mit­
glieder anwuchs. Diese positive Entwicklung wurde 
auch nicht dadurch gestoppt, dass Ludwig Erhard 
zum Direktor der Verwaltung für Wirtschaft der Bizone 
ernannt worden war. Auch nach Antritt dieses bedeu­
tenden und kräftezehrenden Amtes am 3. April 1948 
hielt er seinem Institut die Stange und lenkte dessen 

91	 Vgl. SIW-Rechenschaftsbericht (Reithinger) vom 2. Juli 1948, HStA 
MF 71499.
92	 Ebenda.

Zukunft in den verbleibenden Monaten des Jahres 
1948 in die richtige Bahn.

In dieser Phase war die Rückendeckung durch den 
Vorstandsvorsitzenden für das SIW wichtiger denn je. 
Denn die Währungsreform verschlechterte die Liqui­
ditätslage des Instituts – wie auch vieler anderer 
nicht-staatlicher Forschungseinrichtungen – über das 
erwartete Maß hinaus. Anders als erwartet waren auch 
die Bankguthaben von Forschungseinrichtungen im 
Zuge der Währungsreform auf den allgemeinen Satz 
abgewertet worden. So führte die Umwandlung des 
Reichsmark-Guthabens (RM 203 000) zu einem Konten­
bestand in Höhe von DM 9 363, der aufgrund der lau­
fenden Verbindlichkeiten bis Anfang Juli auf DM 1 188 
abgeschmolzen war.93 Rasche Hilfe war nicht in Sicht, 
da die Vereinsmitglieder und auch die öffentlichen Stel­
len infolge der Währungsreform ihre eigenen Liquidi­
täts- bzw. Haushaltprobleme lösen mussten und nur 
geringe finanzielle Spielräume hatten, um dem Insti­
tut unter die Arme zu greifen. Deshalb beantragte die 
SIW-Geschäftsführung beim Arbeitsamt München die 
Zustimmung zur nächstmöglichen Kündigung aller 
Beschäftigten des SIW. Sie wurde in der ersten Julihälfte 
1948 erteilt, sodass die SIW-Geschäftsführung die Kün­
digungen – so der gegenüber dem Kuratorium abgege­
benen Rechenschaftsbericht – zum 30. September 1948 
aussprach. Ob die SIW-Geschäftsführung die Trennung 
von den Beschäftigten ernsthaft geplant hatte oder die 
Kündigungen nur dazu dienen sollten, das Kuratorium 
und die Bayerische Staatsregierung unter Druck zu set­
zen, kann dahingestellt bleiben. Denn sie wurden nicht 
vollzogen: Das SIW beschäftigte das Personal unverän­
dert über den Kündigungstermin hinaus weiter.

Den durch die Währungsreform hervorgerufenen 
Liquiditätsengpass nahm die SIW-Geschäftsführung 
zum Anlass, in der Sitzung des Kuratoriums vom 26. Juli 
1948 erneut die grundsätzliche Frage nach der Zukunft 
des Instituts zu stellen. In der fast halbtägigen Sitzung, 
an der 25 Kuratoren und Gäste teilnahmen – darunter 
Vertreter des BStMF (Barbarino) und des BStMW (Gei­
ger, Wegmann) sowie Adolf Weber für die Staatswirt­
schaftliche Fakultät – wurde die Daseinsberechtigung 
des Instituts in keiner Weise in Frage gestellt. Ganz im 
Gegenteil wurde von den Sitzungsteilnehmern nach­
drücklich die Weiterführung des Instituts gefordert, 
und es wurden die Weichen für dessen Ausbau zu einem 
»repräsentativen« Wirtschaftsforschungsinstitut für 
Westdeutschland gestellt. 

Erhard eröffnete die Sitzung mit der Beteuerung, 
»wie verbunden er sich nach wie vor dem Süddeutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung fühle und wie ihm des-
sen Schicksal und Entwicklung am Herzen liege. Welche 
Stellung er auch immer im wirtschaftspolitischen Leben 
jetzt einnehme, so bleibe er doch gleichzeitig der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschung eng verbunden. 
Er sei heute mehr denn je davon überzeugt, nachdem 
er wieder stark im politischen Geschehen mitwirke, wie 
93	 Vgl. Kassenbericht der SIW-Geschäftsführung vom 2. Juli 1948, 
HStA MF 71499.

Ludwig Erhard

© Süddeutsche Zeitung Photo
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wichtig es sei, dass die öffentlichen Verwaltungen sich 
auf wissenschaftliche Forschungsarbeiten stützen könn-
ten. Deren Bedeutung werde künftig nicht absinken, son-
dern wachsen.94 Es könne »überhaupt keine Überlegung 
geben, ob das Bedürfnis für Forschungseinrichtungen 
künftig bestehe.« Auch seine Kollegen in der bizona­
len Verwaltung teilten die Auffassung, »dass zwischen 
wirtschaftlicher Forschung, Praxis und Verwaltung eine 
Brücke geschlagen werden müsse und praktische Erfah-
rung und wissenschaftliche Arbeit sich verbinden müss-
ten, um beide Teile zu befruchten. In diesem Sinne sei die 
Institutsarbeit dazu berufen, Wegbereiter zu sein für eine 
moderne Wirtschaftsauffassung und für eine lebensnahe 
Wissenschaft.«95

Die Vertreter der Bayerischen Staatsregierung und 
des BStMF schlossen sich Erhards Plädoyer ohne jede 
Einschränkung an. Staatssekretär Geiger meinte, »er 
müsse all das, was Dr. Erhard dargestellt habe, wieder-
holen, um den Herren seine eigene Auffassung sagen zu 
können.« Die Haltung des BStMW sei, »dass die bisheri-
gen Arbeiten des Instituts einen großen Erfolg darstel-
len und zu weiteren Hoffnungen berechtigen“. Er bat alle 
Sitzungsteilnehmer, »davon überzeugt zu sein, dass das 
Wirtschaftsministerium alles tun werde, um dem Institut 
Hilfe zuteilwerden zu lassen.«96 BStMF-Vertreter Barba­
rino äußerte sich ähnlich: Man sei sich im Finanzminis­
terium »der Wichtigkeit der wirtschaftlichen Forschung 
durchaus bewusst« und wolle auch »von der Einrich-
tung des Instituts weitestgehend Gebrauch machen.« In 
dem Zusammenhang erklärte er das zögerliche Verhal­
ten des BStMF bei der Zuweisung von Mitteln für das 
Jahr 1947: Es sei dem BStMF darum gegangen, sich bei 
der Vergabe staatlicher Mittel nicht zu verzetteln. Da 
Zuschussmittel nur in beschränktem Umfang zur Ver­
fügung stehen, »habe es keinen Sinn, diese an zwei oder 
drei Institute zu verteilen, sodass keines dieser Institute 
leben oder sterben könne.« Und Barbarino machte klar, 
dass diese grundsätzliche Entscheidung der Staats­
regierung zugunsten des Süddeutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung gefallen war, indem er dessen 
künftige Förderung mit bayerischen Mitteln ankün­
digte: Zwar könne im laufenden Quartal keine Zahlung 
erfolgen, weil der Staat vor einer kritischen Situation 
stehe, aber er erwartete, dass für die Quartale Oktober/
Dezember 1948 und Januar/März 1949 Betriebsmittel 
in Höhe von DM 50 000 zur Verfügung gestellt werden 
könnten.97

Die Aussprache führte zu dem einstimmigen 
Beschluss, »das Institut … aufrecht zu erhalten und 
weiterzuentwickeln.«98 Hinsichtlich der weiteren Ent­
wicklung des Instituts war man sich einig, dass ein 
»Sprung« nötig war, damit das SIW den gestellten 

94	 Vgl. Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Süddeutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung vom 26. Juli 1948, S. 1 f., HStA MF 
71499.
95	 Ebenda,  S. 2.
96	 Ebenda, S. 4.
97	 Ebenda, S. 6.
98	 Vgl. Begleitschreiben zum Protokoll der Sitzung des Kuratoriums 
des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung vom 26. Juli 
1948, HStA MF 71499.

Anforderungen gerecht werden und sich zu einem 
»wirklich arbeitsfähigen und repräsentativen Institut für 
Westdeutschland« entwickeln konnte. In dem Zusam­
menhang kündigte Erhard an, dass sich in der von ihm 
geleiteten Verwaltung für Wirtschaft der Bizone künf­
tig die Aufgaben weg von der Wirtschaftsverwaltung 
hin zur Gestaltung der Wirtschaftspolitik verlagern 
würden. Um die Qualität der Arbeit seiner Verwaltung 
zu steigern, wollte er das Institut stärker heranziehen 
und Spezialaufgaben dorthin verlegen. Das bedeu­
tete – so Erhard – nicht, dass das Institut seinen Sitz 
nach Frankfurt verlegen müsste, aber es biete sich an, 
»einen gewissen Stab nach Frankfurt zu verlegen, um 
in enger Fühlungnahme mit den wirtschaftspolitischen 
Stellen zu bleiben«.99 Es war also daran gedacht, einen 
Arbeitsstab des SIW nach Frankfurt »zu dirigieren«, 
der unmittelbar mit den Stellen der Verwaltung der 
Bizone zusammenarbeiten sollte. Das Berliner DIW 
und das Kieler IfW hatten sich laut Sitzungsprotokoll 
vor der Sitzung des Kuratoriums grundsätzlich bereit 
erklärt, jeweils eine Verbindungsperson in diese  
»Clearing-Stelle« zu entsenden.100

Unabhängig von der Frage der Präsenz in Frank­
furt bestand laut Erhard »auch mit Oberdirektor Pün-
der und dem Direktor der Finanzen Hartmann – volle 
Einmütigkeit darüber, dass in Frankfurt die Absicht und 
auch die Mittel vorhanden seien, ernsthafte wirtschafts-
wissenschaftliche Arbeit zu unterstützen«, wobei in 
erster Linie an das Süddeutsche Institut und das Kie­
ler Institut gedacht wurde. Das Süddeutsche Institut 
hatte sich – so Erhard – »bereits in der kurzen Zeit sei-
nes Bestehens einen solchen Namen gemacht«, dass 
seine finanzielle Unterstützung aus bizonalen Mitteln 
gesichert erschien. In »vielen Besprechungen mit Ober
direktor Pünder und Direktor Hartmann« sei diese Frage 
so eindeutig geklärt, dass »an einer Bereitstellung von 
DM 100 000 nicht gezweifelt werden könne.«101

Einvernehmen bestand auch darüber, dass es wei­
terhin notwendig war, aus der Wirtschaft Finanzie­
rungsbeiträge einzuwerben, um die Finanzierung mit 
staatlichen Mitteln nicht zu dominant werden zu lassen. 
Dies veranlasste den BStMW- Referenten Wegmann zu 
der Klarstellung, dass sich die staatlichen Stellen über 
eine hohe finanzielle Beteiligung der Wirtschaft freuen 
würden. Aber: »Ein gewisses Fundament müsse durch 
den Staat gegeben werden, damit der Grundetat gedeckt 
sei; aber der bayerische Staat habe nicht die Absicht, das 
Institut durch seinen finanziellen Zuschuss beherrschen 
zu wollen.«102

Mit den Finanzierungszusagen der Verwaltung 
der Bizone und des bayerischen Finanzministeriums 
war die finanzielle Perspektive für die Weiterentwick­
lung des Instituts erst einmal geklärt, aber das aktuelle 

99	 Vgl. Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Süddeutschen In­
stituts für Wirtschaftsforschung vom 26. Juli 1949, S. 2; HStA 71499.
100	Ebenda, S. 4 und 9; SIW-Rechenschaftsbericht vom 2. Juli 1948, 
beides HStA MF 71499.
101	Vgl. Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Süddeutschen In­
stituts für Wirtschaftsforschung vom 26. Juli 1949, S. 7; HStA 71499.
102	Ebenda, S. 8.
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Liquiditätsproblem noch nicht gelöst, da mit den ers­
ten Auszahlungen der bizonalen und bayerischen Mit­
tel frühestens gegen Ende des Jahres 1948 zu rechnen 
war. Deshalb wurde beschlossen, dass die Wirtschaft 
kurzfristig in die Bresche springen sollte. Die SIW-Ge­
schäftsführung wurde vom Kuratorium gebeten, an 
die privaten Firmen und Verbände mit der Bitte her­
anzutreten, für das zweite Halbjahr 1948 im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten eine finanzielle Unterstützung zu 
gewähren.

Zur künftigen Ausrichtung des SIW wurde festge­
legt, dass das vom Vorstandsvorsitzenden avisierte 
Angebot einer engen wissenschaftlichen Zusammen­
arbeit mit der Verwaltung der Bizone auf jeden Fall für 
die Weiterentwicklung des Instituts genutzt werden 
sollte. Dazu gehörten auch der Aufbau und die Unter­
haltung einer Zweigstelle des SIW in Frankfurt, sofern 
die Bedürfnisse der bizonalen Verwaltungen dies not­
wendig machen sollten. Der Hauptsitz des Instituts 
sollte aber, worauf die Vertreter der Ministerien beson­
deren Wert legten (und was auch zu keiner Zeit ernst­
haft in Frage gestellt worden war), in München bleiben. 
Gleichzeitig bestand Einvernehmen, eine stärkere Aus­
dehnung auf den gesamten süd- und westdeutschen 
(trizonalen) Raum anzustreben. 

Weitere grundlegende Vorentscheidungen für 
die künftige Ausrichtung des Instituts bezogen sich 
auf die Aktivierung der Abteilung 2 des SIW (Betriebs- 
und marktwirtschaftliche Abteilung), deren Aufbau 
aus finanziellen Gründen bislang zurückgestellt war, 
sowie auf die wissenschaftliche Zusammenarbeit mit 
anderen Forschungseinrichtungen vor allem mit der 
Staatswirtschaftlichen Fakultät der LMU und auf die 
Möglichkeiten, institutsübergreifend die zur Verfügung 
stehenden Ressourcen besser zu nutzen. Dazu gilt im 
Einzelnen Folgendes:

Die Aktivierung der schon bei der Gründung des 
SIW geplanten betriebswirtschaftlichen Abteilung als 
zweiter Arbeitsschwerpunkt neben der der volkswirt­
schaftlichen Forschung wurde insbesondere von Lud­
wig Erhard forciert. In dieser Hinsicht verwies er auf 
seine aktuellen politischen Eindrücke. Gerade in der 
letzten Zeit sei deutlich geworden, dass die Frage­
stellung auf dem betriebswirtschaftlichen Sektor eine 
andere sei als auf dem volkswirtschaftlichen, und es 
bestehe in Deutschland keine andere Einrichtung, die 
sich mit diesen Aufgaben forschend befasse. Auch von 
Seiten seines Amtes bestünde dafür ein außerordent­
lich starkes Bedürfnis; hier sei »eine starke Aktivierung« 
wünschenswert.103 

Dies stieß im Kuratorium ebenso auf Zustimmung 
wie Erhards Petitum, größten Wert darauf zu legen, 
dass »das Institut zu der wissenschaftlichen Forschung, 
den Universitäten und Hochschulen engste Verbindun-
gen unterhält«.104 Dabei wurde er von Adolf Weber 
nachdrücklich unterstützt. Weber betonte, dass die 
Zusammenarbeit des SIW mit anderen Forschungs­
103	Ebenda, S. 11.
104	Ebenda, S. 11.

einrichtungen auf mehreren Ebenen wichtig ist: Ers­
tens mit den anderen Wirtschaftsforschungsinstituten 
Deutschlands, zweitens mit der Volkswirtschaftlichen 
Arbeitsgemeinschaft für Bayern, in deren Ausschüs­
sen Vertreter des Instituts mitarbeiten sollten, sowie 
drittens – und vor allem ‒ mit Universitätsinstituten. 
Hier griff Weber als besonders schwierige Forschungs­
aufgabe der näheren Zukunft den Agrarsektor auf, für 
die an der Universität München eine spezielle Arbeits
gemeinschaft eingerichtet worden war. Mit ihr könne 
das Süddeutsche Institut zusammenarbeiten, ohne 
dass ein Nebeneinander zu befürchten sei. Auf Seiten 
der Fakultät sei die Zusammenarbeit (mit dem SIW) 
sicher. Und Weber betonte: Was er tun könne, wolle er 
gerne tun, um das Institut zu unterstützen.105

Die Forderung nach einer weiteren Vertiefung der 
wissenschaftlichen Kooperationen zielte nicht nur auf 
die Stärkung der wissenschaftlichen Ausrichtung des 
SIW, sondern vor allem auch auf das generelle »Gebot 
der Sparsamkeit« beim Umgang mit den knappen Res­
sourcen ab: Aus diesem Gebot wurden sowohl die län­
derübergreifende Vermeidung wissenschaftlicher Dop­
pelarbeit durch klare Abgrenzung der Aufgaben als 
auch die Bündelung wirtschaftswissenschaftlicher und 
wirtschaftsstatistischer Aufgaben bei einzelnen Insti­
tuten und die wissenschaftliche Kooperation mit ande­
ren Forschungseinrichtungen abgeleitet, um die knap­
pen von Staat und Wirtschaft bereitgestellten Mittel 
besser zu nutzen.106 Durch Bündelung und effizientere 
Nutzung der wirtschaftswissenschaftlichen und wirt­
schaftsstatistischen Forschungskapazitäten München 
zu einem Zentrum der Wirtschaftsforschung in der Tri­
zone zu machen, wurde das zentrale Leitmotiv für die 
Weiterentwicklung des SIW.

In dem Zusammenhang wurden die Kuratoren 
darüber informiert, dass »die Differenzen mit dem Bay-
erischen Statistischen Landesamt hinsichtlich der Grün-
dung einer eigenen Wirtschaftsforschungsstelle und 
der Konkurrenz um den bayerischen Staatszuschuss ... 
in gütlicher Vereinbarung beigelegt werden« konnten.107 

Der Inhalt dieser »gütlichen Vereinbarung« wurde laut 
Protokoll nicht näher erläutert. 

Die am nächsten liegende Interpretation ist, dass 
Staatssekretär Geiger und der federführende Refe­
rent im BStMW (Wegmann), die beide an der Kurato­
riumssitzung am 26. Juli 1948 teilnahmen, sich in den 
weiterlaufenden Verhandlungen mit Anton Reithinger 
und Karl Wagner grundsätzlich über die Verschmel­
zungsabsicht verständigt hatten, dies aber noch nicht 
an die große Glocke hängen wollten, weil die Art und 
Weise der Umsetzung noch offen war. Jedenfalls hatte 
die BStMW-Leitung – wie oben bereits angesprochen 
– großes Interesse daran, dass die wirtschaftswissen­
schaftlichen und wirtschaftsstatistischen Aktivitäten 
sowohl des Süddeutschen Instituts für Wirtschafts­

105	Ebenda, S. 11 f.
106	Ebenda, S. 5 und 9.
107	Ebenda, S. 4; SIW-Rechenschaftsbericht (Reithinger) Juli 1948, 
beides HStA MF 71499.
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forschung als auch der Informations- und Forschungs­
stelle für Wirtschaftsbeobachtung in die Forschungs­
förderung durch die Länder aufgenommen werden. 
Entsprechenden Finanzbedarf hatte das Ministerium 
beim federführenden BStMI für die laufende Prüfung 
im Länderrat angemeldet.108 Zwei auf demselben Fach­
gebiet arbeitende Einrichtungen in der gemeinschaft­
lichen Forschungsförderung unterzubringen, war aus­
sichtslos, sodass es zur Verschmelzung der beiderseiti­
gen Aktivitäten keine realistische Alternative gab. 

Nur so ist zu verstehen, dass Staatssekretär Gei­
ger – wie bereits ausgeführt – die Fäden in die Hand 
nahm und sich im September neben der Mitgliedschaft 
im SIW-Kuratorium auf Bitte des Landesamtspräsiden­
ten Wagner auch zum Stellvertretenden Vorsitzenden 
des Kuratoriums der Informations- und Forschungs­
stelle für Wirtschaftsbeobachtung wählen ließ. In der 
Folgezeit war er auf Seiten der Staatsregierung der 
zentrale Ansprechpartner, der mehrere Gespräche mit 
den SIW-Verantwortlichen in Fragen der Finanzierung 
und Verschmelzung führte. Offensichtlich war er es, der 
die Verschmelzung der Informations- und Forschungs­
stelle für Wirtschaftsbeobachtung mit dem Süddeut­
schen Institut für Wirtschaftsforschung vorantrieb.

Ferner war sich das Kuratorium darin einig, dass 
aufgrund der wachsenden Aufgaben des Instituts 
Anton Reithinger künftig eine Vergütung für seine ver­
antwortliche Tätigkeit als geschäftsführendes Vor­
standsmitglied erhalten sollte. Es wurde ein Ausschuss 
eingesetzt, der dessen Gehalt festsetzen sollte. Ange­
sichts der anstehenden grundlegenden Veränderun­
gen wurde die satzungsgemäß in der ersten Jahres­
hälfte einzuberufende Jahresmitgliederversammlung 
auf den Herbst 1948 vertagt.109

In den drei Monaten, die zwischen der Kuratori­
umssitzung vom 26. Juli 1948 und der Einladung zur 
nächsten (außerordentlichen) Sitzung des Kuratori­
ums lagen, überschlugen sich die Ereignisse. Reithin­
ger kümmerte sich mit großem Einsatz um die Umset­
zung der Kuratoriumsbeschlüsse, vor allem um die 
Beseitigung des Liquiditätsengpasses. Mit Schrei­
ben vom 16. August 1948 wies er die Mitgliedsfirmen 
auf die bestehende Finanzierungslücke in Höhe von 
DM 20 000 hin und bat darum, »einen Ihrem Ermes-
sen anheimgestellten Teil des bereits in Reichsmark 
bezahlten Jahresbeitrags in DM nachzuleisten«.110 Drei 
Tage später richtete der Vorstandsvorsitzende Erhard 
einen von Reithinger vorbereiteten Antrag auf finan­
zielle Förderung an den Präsidenten der Bank Deut­
scher Länder111, und mit Schreiben vom 15. Septem­
ber 1948 schickte Reithinger dem bayerischen Wirt­
schaftsministerium unter Bezugnahme auf die in der 

108	Vgl. Entsprechende Hinweise finden sich in HStA MF 71499.
109	Vgl. Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Süddeutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung vom 26. Juli 1949, S. 15; HStA MF 
71499.
110	Vgl. Schreiben Reithinger an das BStMF (Barbarino) vom 16. Au­
gust 1948, HStA MF 71499.
111	Vgl. Schreiben des SIW-Vorstandsvorsitzenden Ludwig Erhard an 
Geheimrat Wilhelm Vocke, Präsident der Bank Deutscher Länder 
vom 19. August 1948, ifo-Vorstandsarchiv.

Kuratoriumssitzung vom 26. Juli 1948 erteilten Zusa­
gen und ein zwischenzeitlich geführtes Gespräch 
mit Staatssekretär Geiger einen Antrag auf Gewäh­
rung eines Zuschusses aus dem Etat für wirtschaft­
liche Forschungszwecke für die restlichen Monate 
des Jahres 1948. Diesem Antrag waren erste Unter­
suchungen des SIW über das amerikanische Steu­
ersystem beigefügt, an denen die Staatsregierung 
besonderes Interesse gezeigt hatte.112 Ferner ent­
wickelte Reithinger bereits im August für das erwei­
terte »Institut für Wirtschaftsforschung« einen neuen 
an Praktiker in der Wirtschaft und der staatlichen Ver­
waltung gerichteten Fachinformationsdienst, und er 
führte (später ergebnislos abgebrochene) Gespräche 
mit dem Geschäftsführer des in Düsseldorf ansäs­
sigen Westdeutschen Instituts für Wirtschaftsfor­
schung (Dr. Görnandt) über den Zusammenschluss 
des SIW, des Westdeutschen Instituts für Wirtschafts­
forschung und der Volkswirtschaftlichen Gesellschaft 
in Hamburg unter dem Dach der »Vereinigten deut­
schen Wirtschaftsinstitute«.113 

Anton Reithinger schaffte es in seiner Amtszeit 
aber nicht mehr, die Informations- und Forschungs­
stelle für Wirtschaftsbeobachtung mit dem SIW zusam­
menzuführen. In der zweiten Septemberhälfte 1948 
kündigte er an, dass er zum 1. November 1948 aus 
dem Vorstand des Süddeutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung ausscheide. Eine offizielle Begrün­
dung gab er für seinen sang- und klanglosen Ausstieg 
nicht an. Die Begleitumstände legen es nahe, dass die 
im bereits zitierten BStMF-Vermerk vom 10. Oktober 
1947114 angesprochenen persönlichen Differenzen zwi­
schen Karl Wagner und Anton Reithinger unüberwind­
bar waren und den Plan der bayerischen Staatsminis­
terien platzen ließen, Anton Reithinger nach Zusam­
menführung der Informations- und Forschungsstelle 
für Wirtschaftsbeobachtung mit dem Süddeutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung zum hauptamtlichen 
Institutsleiter zu machen. 

Die Art und Weise des Ausstiegs Anton Reithin­
gers, der als freiberuflicher Kaufmann ein Beratungs­
büro betrieb115 und später die Augsburger Schuhfirma 
August Wessels im Kuratorium vertrat, führte Ende 
September 1948 zu einer heftigen Auseinandersetzung 
zwischen ihm und dem Betriebsrat.116 Anton Reithin­
ger zog sich ab Ende September weitgehend aus der 
SIW-Geschäftsführung zurück und setzte mit einem an 
die Belegschaft gerichteten Schreiben Eduard Werlé 
als stellvertretenden Geschäftsführer ein117, nahm 

112	Vgl. Schreiben Reithinger an das BStMW (Kuchtner) vom 16. Au­
gust 1948, HStA MF 71499.
113	Vgl. Schriftwechsel zwischen SIW-Geschäftsführung und Dr. Görn­
andt, 1948, ifo-Vorstandsarchiv.
114	Vgl. Vermerk BStMW (Wegmann) vom 10. Oktober 1947, HStA MWi 
12799.
115	Vgl. Bundesarchiv; GND:1030272166 {{ Reithinger, Anton }}; unter: 
http://www.bundesarchiv.de/cocoon/barch/0/z/z1961z/kap1_5/
para2_37.html.a.O.
116	Vgl. Schriftwechsel zwischen Betriebsrat und Anton Reithinger 
vom 28./29. September 1948, ifo-Vorstandsarchiv.
117	Vgl. »Sofortverfügung« Reithingers vom 30. September 1948, 
ifo-Vorstandsarchiv.
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aber noch an der Sitzung des SIW-Kuratoriums am 
1. November 1948 teil. Mit dieser Sitzung schied Reit­
hinger aus dem SIW-Vorstand aus und wurde gleichzei­
tig in das Kuratorium des SIW gewählt. Zuvor hatte der 
vom Kuratorium angesetzte Ausschuss offensichtlich 
Reithingers Aufwandsentschädigung festgesetzt. Die 
Liquidationsbilanz des Süddeutschen Instituts vom 
28. Februar 1949 weist unter den fälligen Verbindlich­
keiten eine »Restschuld an Dr. Reithinger« in Höhe von 
3 500 DM aus.118 

DIE PLANUNGEN FÜR DIE NACH-ERHARD-ÄRA:  
DER AUSBAU DES SÜDDEUTSCHEN INSTITUTS  
ZUM »REPRÄSENTATIVEN« INSTITUT FÜR 
WIRTSCHAFTSFORSCHUNG 

Damit stand Ludwig Erhard Ende September 1948 
unter erheblichem Entscheidungsdruck, da sich vor 
Anton Reithinger auch Rolf Waldmann aus seiner Vor­
standstätigkeit beim SIW verabschiedet hatte, und 
Erhard selbst gehalten war, als Direktor der Verwal­
tung für Wirtschaft seinen SIW-Vorstandsvorsitz künf­
tig ruhen zu lassen. Diese Entwicklung hatte aber auch 
eine positive Seite: Sie erleichterte den Umstieg von 
dem ehrenamtlich tätigen Vorstand auf die hauptamt­
liche Institutsleitung, woran die beteiligten Staatsmi­
nisterien die Förderung des Instituts mit bayerischen 
Mitteln geknüpft hatten. Dazu schnürte Erhard, der nun 
allein die Vorstandsverantwortung trug, ein Paket, mit 
dem die in der Sitzung des Kuratoriums vom 26. Juli 
1948 erörterten Weichenstellungen zum Ausbau des 
SIW zum »repräsentativen« Institut für Wirtschafts
forschung umgesetzt wurden:

Der erste Baustein dieses Pakets bestand darin, 
dass das Institut – wie es in der Kuratoriumssitzung 
vom 26. Juli 1948 besprochen worden war – seine 
Arbeitsfelder räumlich und inhaltlich erweiterte und 
dazu seinen Personalstamm ausbaute. Die räumliche 
Erweiterung bedeutete die Ausweitung des Auftrags 
des Instituts auf die Westzonen, was auch in der Umbe­
nennung des SIW in »Institut für Wirtschaftsforschung« 
zum Ausdruck kommen sollte. Hinsichtlich der inhalt­
lichen Erweiterung musste das SIW seine Pläne teil­
weise revidieren: Aus der von Ludwig Erhard als sicher 
avisierten Zusammenarbeit des SIW mit der bizonalen 
Verwaltung und der sich daraus ergebenden finanziel­
len Förderung wurde nichts. Die Bizonen-Verwaltung 
hatte die dafür notwendigen Mittel nicht mehr in den 
Nachtragsetat für das Jahr 1948 einbringen können, 
weil der Länderrat eine Kommission zur Überprüfung 
der wissenschaftlichen Forschungsinstitute der Län­
der der amerikanischen, britischen und französischen 
Besatzungszone eingesetzt hatte, die auch die Finan­
zierung der mit der bizonalen Verwaltung zusammen­
arbeitenden Forschungseinrichtungen in ihre Überprü­
fung aufnahm. Die Vorlage des Kommissionsberichts 
verzögerte sich über das Ende des Jahres 1948 hin­
118	Vgl. Liquidationsbilanz des Süddeutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung vom 28. Februar 1949, HStA MWi 12799.

aus119, sodass der bizonalen Verwaltung in Sachen For­
schungsförderung die Hände gebunden waren. Damit 
konzentrierten sich die Pläne zur inhaltlichen Erweite­
rung des SIW im Herbst 1948 zum einen auf den Auf­
bau der Abteilung 2 (Betriebs- und marktwirtschaftli­
che Forschung), mit dem unverzüglich begonnen wer­
den sollte. Für deren Leitung gewann Erhard den in der 
Institutsarbeit erfahrenen promovierten Betriebswirt­
schaftler Emil Fratz, der während Erhards Tätigkeit im 
Institut für Wirtschaftsbeobachtung der deutschen 
Fertigware zu seinen engsten Vertrauten gehört hatte. 
Die Leitung der Volkswirtschaftlichen Abteilung war 
bereits im Laufe des Sommers von Anton Reithinger 
auf Eduard Werlé übergegangen. Zum anderen sollte 
nun die geplante Zusammenführung des SIW und der 
Informations- und Forschungsstelle für Wirtschaftsbe­
obachtung in Angriff genommen werden. Dafür muss­
ten die Verhandlungen mit dem Landesamtspräsiden­
ten Wagner und den Vertretern der Staatsregierung 
über die konkrete Ausgestaltung der Verschmelzung 
aufgenommen werden.

Der zweite Baustein des Pakets beinhaltete den 
Aufbau von Kooperationen mit anderen wirtschafts­
wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen: den 
Aufbau der Forschungsgemeinschaft München, in der 
das Institut mit der von Adolf Weber geleiteten Volks­
wirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaft für Bayern und 
anderen in München ansässigen außeruniversitären 
Einrichtungen zusammenarbeiten wollte, die Koopera­
tion mit der Staatswirtschaftlichen Fakultät der Univer­
sität München und die Zusammenarbeit mit den ande­
ren deutschen Wirtschaftsforschungsinstituten in der 
noch zu gründenden Arbeitsgemeinschaft der deut­
schen Wirtschaftsforschungsinstitute.

Der dritte Baustein betraf die Leitung des SIW. 
Erhard entschied, sein Amt als Vorstandsvorsitzender 
des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
nach der anstehenden Kuratoriumssitzung niederzule­
gen und in das Kuratorium zu wechseln. Die dadurch 
freiwerdende Position des Vorsitzenden des Vorstands 
des SIW blieb mit Blick auf die geplante Fusion mit der 
Informations- und Forschungsstelle für Wirtschafts­
beobachtung unbesetzt. Stattdessen wurde Ludwig 
Kastl, der bis dahin als Kurator nur im Hintergrund 
gewirkt hatte, in seiner Stellung als Kuratoriumsvorsit­
zender gestärkt. Insbesondere vertrat Kastl fortan das 
SIW in allen grundsätzlichen Entscheidungen, steu­
erte die Verschmelzung mit der Informations- und For­
schungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung und über­
nahm von Erhard auch die Leitung der Kuratoriums­
sitzungen. Ferner waren Erhard und Kastl sich einig, 
dass die beiden Abteilungsleiter Eduard Werlé und 
Emil Fratz zugleich zu hauptamtlichen Vorstandsmit­
gliedern ernannt werden sollten. 

Eduard Werlé (geboren am 11. September 1905 
in Glogau/Schlesien; gestorben am 26. Oktober 1977 

119	Vgl. Schriftwechsel zwischen dem hessischen Kultusministerium 
(Rupp) und dem bayerischen Finanzministerium (Wagenhöfer) aus 
November/Dezember 1948, HStA 71499.
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in München) studierte Volkswirtschaftslehre an den 
Universitäten Hamburg, Freiburg/Breisgau, Paris und 
Berlin und promovierte im Jahr 1933 am Institut für 
Weltwirtschaft an der Universität Kiel bei den Profes­
soren Gerhard Colm und Bernhard Harms. IfK-Präsi­
dent Ernst Wagemann gewann ihn für das Institut für 
Konjunkturforschung in Berlin, wo Werlé von 1934 bis 
zum Kriegsende als Referent zunächst für öffentliche 
Finanzen und später für Außenhandel tätig war und 
Expertise auf dem Gebiet der empirischen Wirtschafts­
forschung aufbauen konnte.120 Werlé kam auf seiner 
Flucht aus Ostdeutschland nach München. In einem 
Spruchkammerverfahren wurde er zwar als Mitläufer 
eingestuft, das Verfahren wurde aber aufgrund einer 
Weihnachtsamnestie eingestellt. Mit Wirkung vom 
15. Juni 1947 wurde er vom Süddeutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung zunächst auf der Position eines 
Archivars angestellt, übernahm dann aber die Aufga­
ben eines Wissenschaftlichen Referenten mit dem wis­
senschaftlichen Schwerpunkt auf dem Gebiet der Kon­
junkturforschung und im Sommer 1948 die Leitung der 
Volkswirtschaftlichen Abteilung. 

Emil Fratz (geboren am 26. Februar 1898 in Grei­
pelbach, Todesdatum nicht bekannt) nahm ab 1916 
als Unteroffizier am Ersten Weltkrieg teil und schloss 
anschließend seine Schulausbildung sowie seine Stu­
dien an der Universität Nürnberg und an der Handels­
hochschule Nürnberg als Diplom-Kaufmann (1929) 
und Diplom-Handelslehrer (1930) ab. Dort promo­
vierte er im Jahr 1932. An der Handelshochschule war 
er zunächst als Rektoratsassistent (ab Juni 1930) und 
nebenamtlicher Assistent sowie von September 1932 
bis Juni 1938 als planmäßiger Assistent für BWL tätig. 
Im Jahr 1936 wurde Fratz Mitglied der geschäftsfüh­
renden Leitung des Instituts für Wirtschaftsbeobach­
tung der deutschen Fertigware und kehrte im Laufe 
des Jahres 1939 als leitender Assistent an die Handels­
hochschule Nürnberg zurück (vgl. Mantel 2009, S. 692). 
Fratz war passives Mitglied der NSDAP und anderer 
nationalsozialistischer Organisationen (NSLB, NSDDB 
und BNSDJ/NSRB) (vgl. Mantel 2009, S. 692). Nach dem 
Zweiten Weltkrieg war Fratz als selbstständiger Indust­
rieberater und Sachverständiger in Spruchkammerver­
fahren tätig (vgl. Marquardt, S. 307), was auf seine voll­
ständige Entlastung in den Entnazifizierungsverfahren 
schließen lässt.

Erhard und Ludwig Kastl kamen überein, diese 
Pläne dem Kuratorium Anfang November vorzustel­
len und Eduard Werlé in die Planungen und die Vor­
bereitung der Kuratoriumssitzung einzubinden. In die­
ser Phase erhielt Werlé ein attraktives Angebot zum 
Wechsel in die Bank Deutscher Länder. Mit tatkräfti­
ger Unterstützung durch Ludwig Kastl und der Inaus­
sichtstellung der Position eines Vorstandsmitglieds 
gelang es, Werle zum Verbleib in München zu bewegen.121 

120	Vgl. ifo Schnelldienst vom 8. Juli 1970, S. 28.
121	Vgl. Schreiben Eduard Werlé an Rolf Waldmann vom 4. Januar 
1949, ifo-Vorstandsarchiv.

Die Vorabstimmung dieses Pakets mit dem bay­
erischen Wirtschaftsministerium und den Leitern der 
betroffenen Forschungseinrichtungen lief so erfolg­
versprechend, dass Ludwig Kastl im Einvernehmen mit 
Ludwig Erhard mit Schreiben vom 25. Oktober 1948 für 
den 1. November 1948 zu einer außerordentlichen Sit­
zung des Kuratoriums in den Kleinen Sitzungssaal des 
Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft einlud. 
Grund für die außerordentliche Kuratoriumssitzung 
und einziger Tagesordnungspunkt waren die »notwen-
dige Umorganisation des Instituts«.122 »In Anbetracht 
der Wichtigkeit der Tagesordnung« wurden die Mit­
glieder des Kuratoriums um persönliches Erscheinen 
gebeten.123 Zur Vorbereitung der Sitzung reiste Werlé 
am 28. Oktober zu einem Gespräch mit Ludwig Erhard 
nach Frankfurt.124 

Die Sitzung des Kuratoriums am 1. November 1948, 
an der Eduard Werlé und Emil Fratz als Gäste teilnah­
men, war nicht nur die letzte Sitzung des SIW-Kuratori­
ums in Anwesenheit und unter Leitung Ludwig Erhards, 
sondern die letzte Sitzung dieses Organs überhaupt. Zu 
dieser Sitzung gibt es kein Protokoll, aber die durch die 
Sitzung ausgelöste Entwicklung belegt, dass das von 
Ludwig Erhard präsentierte Paket die volle Zustimmung 
des Kuratoriums fand: Erhard und Reithinger schieden 
mit diesem Tag aus dem SIW-Vorstand aus und wur­
den in das Kuratorium gewählt. Damit waren sämtliche 
Vorstandspositionen vakant. Der Startschuss für den 
Aufbau der Betriebswirtschaftlichen Abteilung unter 
Leitung von Emil Fratz wurde gegeben, und Eduard 
Werlé und Emil Fratz wurden zu hauptamtlichen Vor­
standsmitgliedern gewählt, während die Position des 
Vorstandsvorsitzenden – wie geplant – nicht besetzt 
wurde. Für die räumliche Ausdehnung auf die gesam­
ten Westzonen und die Umbenennung zum »Institut 
für Wirtschaftsforschung« (unter Wegfall des Begriffs 
»Süddeutsches«) gab es ebenso grünes Licht wie für 
die Zusammenführung der Informations- und Informa­
tionsstelle für Wirtschaftsbeobachtung mit dem SIW, 
die auch deshalb besondere Bedeutung hatte, weil an 
sie die dauerhafte finanzielle Förderung des Instituts 
mit staatlichen Mitteln geknüpft war. Auch die ande­
ren Maßnahmen der wissenschaftlichen Kooperation 
innerhalb der Forschungsgemeinschaft München und 
der Arbeitsgemeinschaft der wirtschaftswissenschaft­
lichen Forschungsinstitute fanden die Zustimmung des 
Kuratoriums. Eduard Werlé wurde vom Vorsitzenden 
des Kuratoriums als dessen Vertrauensmann zur Wahr­
nehmung der Fusionsgespräche mit den Vertretern der 
Informations- und Forschungsstelle für Wirtschafts
beobachtung und der beteiligten bayerischen Ministe­
rien eingesetzt. 

122	Nicht »die verzweifelte Lage des Süddeutschen Instituts«, wie es 
bei Marquardt (1979, S. 60) heißt.
123	Vgl. Einladungsschreiben (unterzeichnet i.A. Werlé) vom 25. Okto­
ber 1948, ifo-Vorstandsarchiv.
124	Aufgrund der hohen politischen Bedeutung dieser Besprechung 
gestattete die Reichsbahndirektion München Eduard Werlé auf 
seinen Antrag (ifo-Vorstandsarchiv) hin die Nutzung des Dienst-Trieb­
wagens für die Fahrt München-Frankfurt und zurück. 
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AUF DER ZIELGERADEN: EINE FUSION MIT 
KOMPLIKATIONEN

Es spricht vieles dafür, dass das Kuratorium sich in 
seiner Sitzung am 1. November 1948 auch mit der Art 
und Weise der Verschmelzung auseinandersetzte und 
den Vorstand ermächtigte, die beiden nicht eingetra­
genen Vereine Süddeutsches Institut für Wirtschafts­
forschung und Informations- und Forschungsstelle 
für Wirtschaftsbeobachtung in dem neuen, in das Ver­
einsregister einzutragenden Verein »Institut für Wirt­
schaftsforschung« zusammenzuführen und die Fusion 
bis zum Ende des Jahres 1948 abzuschließen. Denn es 
fand vor der Gründung des neuen Instituts keine wei­
tere Kuratoriumssitzung mehr statt, und die SIW-Ge­
schäftsführung kündigte den Beschäftigten des SIW 
schon vor Gründung des neuen Vereins vorsorglich 
zum 31. Dezember 1948 (mit Perspektive der Weiter­
beschäftigung im neuen Institut). Aufgrund dieser 
Beschlusslage schlug das BStMW dem Finanzministe­
rium am 6. November 1948 vor, dem SIW im Zuge der 
Verteilung der für Oktober bis Dezember 1948 zur Ver­
fügung stehenden Mittel einen Zuschuss in Höhe von 
5 000 DM zu bewilligen. Erneut nutzte das BStMF sein 
Vetorecht, um die Fusionspartner unter Druck zu set­
zen. Die Zuschussleistung »musste zurückgestellt wer-
den, bis die in Aussicht genommene Verschmelzung des 
Wirtschaftsstatistischen Informations- und Forschungs-
dienstes beim Statistischen Landesamt mit dem Süd-
deutschen Institut für Wirtschaftsforschung durchge-
führt ist.«125

Der Wechsel der SIW-Gründer Erhard und Reithin­
ger in das Kuratorium schwächte den SIW-Vorstand 
enorm – und beschleunigte gleichzeitig den Prozess 
der Verständigung des SIW mit den Verhandlungs- 
führern der Informations-und Forschungsstelle für 
Wirtschaftsbeobachtung, zu denen neben Karl Wag­
ner und Hans Langelütke der Kuratoriumsvorsitzende 
Rudolf Zorn gehörte.

Rudolf Zorn (geboren am 24. Dezember 1893 in 
Kempten/ Allgäu, gestorben am 21. Januar 1966 in 
München) trat nach seinem Studium der Rechts- und 
Staatswissenschaften, das er im Jahr 1920 mit der Pro­
motion an der Universität München abschloss, in den 
Verwaltungsdienst des Freistaats Bayern ein. Von 1926 
bis 1927 war er Bezirksamtmann in Lichtenfels.126 Als 
Mitglied der SPD wurde er im Jahre 1927 zum Bürger­
meister der Stadt Oppau/Pfalz gewählt. Nach seiner 
Amtsenthebung im Jahre 1933 arbeitete er bis Kriegs­
ende in der freien Wirtschaft. Im Jahr 1946 war Zorn 
zunächst Leiter des neugegründeten Landesamtes für 
Vermögensverwaltung und Wiedergutmachung und 
wurde zum 21. Dezember dieses Jahres als Staatsmi­
nister für Wirtschaft in die von Hans Ehard geleitete 

125	Vermerk BStMW (Kuchtner) vom 11. Januar 1949, HStA MWi 
12799. Der beantragte Zuschuss wurde im März 1949 iHv 3 000 DM 
rückwirkend für das vierte Quartal 1948 ausgezahlt.
126	Vgl. Biographische Angaben des Bayerischen Staatsministeriums 
für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie (BStMWi):  
https://www.stmwi.bayern.de/ministerium/historie/.

Bayerische Staatsregierung berufen, der er bis zum 
20. September 1947 angehörte. Seinem Amt als Wirt­
schaftsminister folgten verschiedene andere Tätig
keiten – u.a. als Vorstandsmitglied der damaligen Bay­
erischen Gemeindebank.127

Über die geplante Fusion konnte – so Werlé – »mit 
Herrn Präsident Wagner, mit Herrn Dr. Zorn und Herrn 
Dr. Langelütke sehr schnell eine Einigung erzielt werden. 
Ebenso fanden sich auch die Herren Geheimrat Weber, 
Prof. Rössle und Dr. Reuter nach einer kurzen Bespre-
chung bereit, mit ihrer »Volkswirtschaftlichen Arbeitsge-
meinschaft«, mit dem »Deutschen Handwerks-Institut« 
und dem »Verein zur Förderung der Wirtschaftlichkeit« 
im Anschluss an das neue Institut an einer »Forschungs-
gemeinschaft München teilzunehmen.«128

So teilten die beiden Kuratoriumsvorsitzenden 
Ludwig Kastl und Rudolf Zorn bereits einen Monat nach 
der Kuratoriumssitzung vom 1. November 1948 den 
Kuratoriums- und Vereinsmitglieder des SIW und der 
Informations- und Forschungsstelle für Wirtschaftsbe­
obachtung den geplanten Zusammenschluss mit und 
luden gleichzeitig für den 18. Dezember 1948 zu einer 
gemeinsamen Mitglieder- und Gründungsversamm­
lung ein. Die mit der Einladung bereitgestellten Infor­
mationen waren allerdings knapp: »Im Rahmen der 
Bestrebungen, durch eine engere Zusammenarbeit der 
bestehenden wirtschaftlichen Forschungseinrichtun-
gen zu einer rationellen Verwendung der öffentlichen 
und privaten Mittel und zu einem im allgemeinen Inter-
esse liegenden besseren Wirkungsgrad der Wirtschafts-
forschung zu kommen« sei von den Verantwortlichen 
des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
und der Informations- und Forschungsstelle für Wirt­
schaftsbeobachtung vereinbart worden, den Mitglie­
dern der beiden Vereine in der gemeinsamen Mitglie­
derversammlung am 18. Dezember 1948 die Fusion 
der genannten Institute vorzuschlagen. Hinsichtlich 
der Leitung des neuen Instituts informierten Kastl 
und Zorn darüber, dass sie sich bereit erklärt hatten, 
in dem neu zu bildenden gemeinsamen Kuratorium 
den Vorsitz zu übernehmen. Um das künftig sehr stark 
besetzte Kuratorium arbeitsfähig zu machen, solle 
aus dem Kreis der Kuratoriumsmitglieder ein wissen­
schaftlicher Beirat und ein Arbeitsausschuss gewählt 
werden. »Gleichzeitig wird die Mitgliederversammlung 
ersucht werden, die von den bisherigen Kuratoriumsvor-
sitzenden nominierten Vorstandsmitglieder des neu zu 
errichtenden »Instituts für Wirtschaftsforschung e.V.«, 
München, zu bestätigen.«129 Die Zusammensetzung 
des Vorstands des neuen Instituts war eine der zuerst 
geklärten Fragen. Schon im November hatten sich 

127	Vgl. Später gehörte Rudolf Zorn vom 3. Januar bis 19. Juni 1951 
der Bayerischen Staatsregierung als Staatsminister der Finanzen an. 
https://www.stmwi.bayern.de/ministerium/historie/.
128	Vgl. Schreiben Eduard Werlé an Rolf Waldmann vom 4. Januar 
1949, ifo-Vorstandsarchiv.
129	Vgl. Gemeinsames Schreiben der Kuratoriumsvorsitzenden Lud­
wig Kastl und Rudolf Zorn an die Kuratoriums- und Vereinsmitglie­
der des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung und der 
Information-und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung vom 
2. Dezember 1948, HStA MF 71499.
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die Verhandlungsführer darauf verständigt, dass er 
aus dem Vorstandsvorsitzenden Karl Wagner, dem 
stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden Hans Lan­
gelütke sowie aus den hauptamtlichen Vorstands­
mitgliedern Eduard Werlé und Emil Fratz bestehen 
sollte. Dies wurde den Kuratoriums- und Vereinsmit­
gliedern im Einladungsschreiben nicht mitgeteilt. 
Ebenso waren die für die Beschlussfassung notwen­
digen Unterlagen (Satzungsentwurf und Gremienlis­
ten) dem Einladungsschreiben vom 2. Dezember 1948 
nicht beigefügt. Sie gingen den Kuratoriums-und Ver­
einsmitgliedern erst unmittelbar vor der geplanten 
Gründungsversammlung zu.130

Laut Bericht des BStMF-Vertreters Bensegger an 
die Leitung seines Hauses war die Mitgliederversamm­
lung am 18. Dezember »nicht genügend vorbereitet. 
Es kam weder zu der geplanten Fusion der beiden (…) 
Vereine, noch zur Statuierung der Mitglieder des Kura-
toriums des Verwaltungsausschusses und des Wissen-
schaftl. Beirats. Gleich zu Beginn der Sitzung bezeich-
nete Geheimrat Prof. Dr. Weber (Südd. Institut) den Sat-
zungsentwurf als undemokratisch und weitgehend auf 
dem Führerprinzip aufgebaut. Er beanstandete insbe-
sondere die weitreichenden Befugnisse des Vorstands 
und verlangte, dass die Gewähr gegeben sei, dass das 
neue Institut absolut neutral arbeite und sich keinesfalls 
in den Dienst einer Interessengruppe stelle. Die vergan-
genen Jahre hätten gezeigt, dass Statistik auch weltan-
schaulich geführt werden könne. Auch in der weiteren 
Aussprache wurden die Satzungen von Mitgliedern des 
Südd. Instituts angegriffen. Daraufhin wurde beschlos-
sen, dass die Satzungen von einem Ausschuss nochmals 
überarbeitet werden sollen. Wenn die Satzung von bei-
den Vereinen gutgeheissen werde, soll der Zusammen-
schluss, an dem grundsätzlich festgehalten wird, auf 
einer Tagung, voraussichtlich im Januar 1949, durchge-
führt werden. – Ich hatte den Eindruck, dass von Seiten 
einiger Mitglieder des Südd. Instituts gegenüber Prä-
sident Dr. Wagner oder gegen den hinter ihm stehen-
den Minister a.D. Dr. Zorn eine gewisse Zurückhaltung 
besteht.«131

Diese »Zurückhaltung« der SIW-Mitglieder war 
nicht nur eine Folge der verspäteten und unvollstän­
digen Information über die Details der geplanten 
Fusion, sondern hatte auch – und vor allem – inhalt­
liche Gründe. Die Verhandlungsführer hatten sich als 
Blaupause für den Entwurf der Satzung des neuen Ins­
tituts für Wirtschaftsforschung auf die Ende Septem­
ber 1948 zustande verabschiedete Vereinssatzung der 
Informations- und Forschungsstelle für Wirtschafts
beobachtung verständigt. Ihr Satzungsentwurf lief auf 
das hinaus, was Karl Wagner und Rudolf Zorn schon 
im Jahr 1947 mit ihrem Plan für die Gründung eines 
Zentralarchivs für europäische Wirtschaftskunde ver­
folgt hatten: in München nach dem Vorbild des frühe­

130	Versand mit gemeinsamem Schreiben von Eduard Werlé und Hans 
Langelütke vom 14. Dezember 1948, HStA MF 71499.
131	Vgl. Vormerkung BStMF (Bensegger) vom 20. Dezember 1948, HStA 
MF 714994.

ren Berliner Instituts für Konjunkturforschung eine 
wirtschaftsstatistische und wirtschaftswissenschaft­
liche Forschungseinrichtung zu schaffen, auf die das 
Landesamt durch institutionelle und personelle Ver­
knüpfung maßgeblichen Einfluss ausüben konnte. 
Nach diesem Entwurf sollte das neue Institut für Wirt­
schaftsforschung »selbstständig und im Zusammenwir-
ken mit dem Bayerischen Statistischen Landesamt und 
anderen Forschungseinrichtungen wirtschaftliche und 
soziale Vorgänge des In- und Auslandes beobachten, 
das einschlägige Material sammeln und auswerten und 
die Forschungsergebnisse der Verwaltung, Wissenschaft 
und Wirtschaft zugänglich machen.« Zum Vorstand hieß 
es im ursprünglichen Satzungsentwurf (§ 5), dass der 
Vorstand des Vereins vom Verwaltungsausschuss des 
Kuratoriums gewählt und »aus dem Vorstands-Vorsit-
zenden, seinem Stellvertreter und zwei weiteren Vor-
standsmitgliedern« bestehen sollte. Dazu wurde im 
ursprünglichen Satzungsentwurf ausgeführt: »Vor-
standsvorsitzender soll der jeweilige Präsident des Bay-
erischen Statistischen Landesamtes sein. ... Der Vor-
stands-Vorsitzende bestellt seinen Stellvertreter.« Der 
Satzungsentwurf sah ferner vor, dass alle Mitglieder 
des Verwaltungsausschusses, der die Vorstandsmit­
glieder zu wählen hatte, Mitglied des Kuratoriums sein 
mussten und die Mitglieder des Kuratoriums auf Vor-
schlag des Vorstands von der Mitgliederversammlung 
gewählt werden sollten.132 Diese Satzungskonstruk­
tion wäre darauf hinausgelaufen, dass die Vorstands­
mitglieder selbst über die Personen bestimmt hätten, 
die über ihre eigene Wahl (die Wahl der Vorstandsmit­
glieder) zu entscheiden hatten. 

Hinsichtlich der Kooperation mit der Universität 
hatten sich die Verhandlungsführer im Vorfeld der Mit­
gliederversammlung darauf verständigt, dass diese 
außerhalb des neuen Instituts stattfinden sollte. Dazu 
sollte es »in der »Forschungsgemeinschaft München« 
mit der Volkswirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaft des 
Herrn Geheimrat Dr. Weber und dem Handwerksinstitut 
des Herrn Prof. Dr. Rößle eng zusammenarbeiten.«133 Ein 
»wissenschaftlicher Beirat« sollte – so der ursprüngli­
che Satzungsentwurf – vom Kuratorium »aus dem Kreis 
der Mitglieder des Kuratoriums gewählt« werden134, 

ohne ihn in der Satzung zu verankern.135 In dem für 
die Wahl der Vorstandsmitglieder zuständigen Verwal­
tungsausschuss sollte die Wissenschaft nicht vertreten 
sein.136 Der ursprüngliche Satzungsentwurf sah folg­
lich keine institutionalisierte Verbindung mit der Uni­
versität München vor. 

Damit stand der für die Versammlung am 
18. Dezember 1948 vorgelegte Satzungsentwurf in 

132	Vgl. § 10 des ursprünglichen Satzungsentwurfs (ohne Datum), 
ifo-Vorstandsarchiv.
133	Vgl. Schreiben Hans Langelütke an Eduard Werlé vom 7. Dezem­
ber 1948, ifo- Vorstandsarchiv.
134	Vgl. Schreiben Hans Langelütke an Eduard Werlé vom 7. Dezem­
ber 1948, ifo- Vorstandsarchiv.
135	Vgl. ursprünglicher Satzungsentwurf (ohne Datum), ifo-Vorstands­
archiv.
136	Vgl. ursprünglicher Satzungsentwurf (ohne Datum), ifo-Vorstands­
archiv.
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zentralen Punkten nicht mit den Prinzipien in Ein­
klang, die bis dahin für das Süddeutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung galten, insbesondere nicht mit 
der in der SIW-Satzung betonten wissenschaftlichen 
Ausrichtung und den Geboten der Überparteilichkeit 
und Objektivität. Das rief den heftigen Widerspruch 
Adolf Webers und anderer Teilnehmer der Versamm­
lung am 18. Dezember 1948 hervor und führte zur Ein­
setzung einer Satzungskommission. In diese Kommis­
sion wurden neben den beiden Kuratoriumsvorsit­
zenden Kastl und Zorn die für die Mitgliedschaft im 
neuen Vorstand vorgesehenen Personen (Wagner, 
Langelütke, Fratz und Werlé) sowie jeweils ein Reprä­
sentant der Universität (Adolf Weber), der Wirtschaft 
(Dr. Balke, Direktor im Verband der Chemischen Indus­
trie) und der Gewerkschaften (Herr Krenn, Organisa
tionssekretär des Bayerischen Gewerkschaftsbundes) 
gewählt.137 Sie traf sich schon am 18. Dezember 1948 
im Anschluss an die Mitgliederversammlung zu ihrer 
ersten und im Januar zu weiteren Sitzungen. In den 
Sitzungen der Kommission im Januar wurde sie um 
Dekan Fritz Terhalle erweitert.

Parallel dazu waren die Kuratoriums- und Ver­
einsmitglieder der beiden Fusionskandidaten auf­
gerufen, sich an der Satzungsdiskussion zu beteili­
gen. Das nutzte vor allem Ludwig Erhard, mit dem die 
SIW-Verhandlungsführer ihren Satzungsentwurf nicht 
abgestimmt hatten. Dabei wurde er von seinem Ver­
trauten Gerhard Holthaus, der eine Leitungsposition 
in der von Erhard geleiteten bizonalen Verwaltung für 
Wirtschaft innehatte und im Jahr 1946 zu den Grün­
dern des Instituts für Wirtschaftsbeobachtung und 
Wirtschaftsberatung gehört hatte, unterstützt. Erhard 
machte sich Sorgen nicht nur um die Überparteilich­
keit des Instituts und dessen Anbindung an die Uni­
versität, sondern vor allem auch um die Akzeptanz des 
neuen Instituts in der Wirtschaft und um dessen über­
regionale Ausrichtung. Holthaus teilte dem Kuratori­
umsvorsitzenden Kastl mit, dass Ludwig Erhard und 
er der Meinung seien, »dass das Bayerische Statistische 
Landesamt bzw. die von ihm präsentierten Persönlich-
keiten ein zu starkes behördliches, unter Umständen 
sogar parteipolitisches Übergewicht in der neuen Ein-
richtung erhalten« und dass »das neue Institut unter 
diesen Umständen für die Privatwirtschaft keine allzu 
große Anziehungskraft haben wird“. In Abstimmung 
mit Erhard wirkte Holthaus auf eine Reihe von Ände­
rungen der Satzung hin.138 

Neben Adolf Weber und Fritz Terhalle waren wei­
tere Mitglieder der Staatswirtschaftlichen Fakultät 
der Universität München – insbesondere Otto von 
Zwiedineck-Südenhorst und Oskar Anderson sen. – 
in die Satzungsdiskussion eingebunden. Sie dauerte 
bis in die Gründungsversammlung am 24. Januar 1949 

137	Vgl. Niederschrift der Sitzung des »Ausschusses zur Beratung der 
Satzung des Instituts für Wirtschaftsforschung e. V.« am 18. Dezem­
ber 1948, ifo-Vorstandsarchiv.
138	Vgl. Schreiben Dr. Holthaus an Ludwig Kastl vom 10. Januar 1949; 
Protokoll der Gründungsversammlung vom 24. Januar 1949, ifo-Vor­
standsarchiv.

hinein an. Ludwig Erhard war es nicht möglich, an die­
ser Versammlung teilzunehmen. Er reagierte schrift­
lich auf die von der Satzungskommission überarbei­
tete Entwurfsfassung und ließ sich in der Versamm­
lung durch Gerhard Holthaus vertreten. Von einer 
Ausnahme abgesehen wurden seine Änderungsvor­
schläge in die endgültig verabschiedete Satzung auf­
genommen. Diese Ausnahme betraf das Prinzip der 
Überparteilichkeit, das Erhard für so wichtig hielt, 
dass er vorschlug, die Worte »auf überparteiliche 
Grundlage« in den Satzungszweck (§ 1) aufzunehmen. 
Die Satzungskommission und die Gründungsver­
sammlung teilten Erhards Einschätzung der Bedeu­
tung der Überparteilichkeit, betrachteten sie aber »für 
ein gemeinnütziges wissenschaftliches Forschungsins-
titut als Selbstverständlichkeit, sodass sie nicht aus-
drücklich betont werden« müsste.139

Bevor die Gründungsversammlung stattfinden 
konnte, musste der direkte Übergang des Vereins
vermögens des Süddeutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung und der Informations- und For­
schungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung auf das 
neue Institut im Wege der Rechtsnachfolge sicherge­
stellt werden. Mit Schreiben vom 16. Dezember 1948 
teilte das Bayerische Staatsministerium der Finanzen 
den beiden Vereinsvorständen auf Antrag mit, dass 
es damit einverstanden ist, »dass das Vermögen der 
beiden Vereine ... auf das neu zu gründende »Institut 
für Wirtschaftsforschung e.V. München« übertragen 
wird.« Allerdings forderte das Finanzministerium die 
Vereinsvorstände auf, »vor der Auflösung der Vereine 
die Satzungen dahin zu ändern, dass das Vermögen mit 
der Auflösung an das neue Institut fällt.« Damit waren 
die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass das neue 
Institut für Wirtschaftsforschung die Rechtsnach­
folge der beiden zu fusionierenden Vereine antreten 
konnte.

Mit Schreiben vom 10. Januar 1949 lud der Kura­
toriumsvorsitzende Ludwig Kastl die Mitglieder und 
Kuratoren des Süddeutschen Instituts für Wirtschafts­
forschung für den 24. Januar 1949 zu insgesamt drei 
Sitzungen in den Kleinen Sitzungssaal des Mün­
chener Rathauses ein: (a) zu einer Vorbesprechung, 
(b) zur Gründungsversammlung des neuen »Instituts 
für Wirtschaftsforschung« und (c) zur daran anschlie­
ßenden Mitgliederversammlung zur Auflösung des 
Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, in 
der vor der Beschlussfassung über die Auflösung des 
Vereins die vom Bayerischen Staatsministerium der 
Finanzen geforderte Satzungsänderung zu beschlie­
ßen war.140 Entsprechende Einladungen richtete der 
Kuratoriumsvorsitzende Rudolf Zorn an die Mitglieder 
des Vereins und des Kuratoriums der Informations- 
und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung.

139	Vgl. Protokoll (Langfassung) der Gründungsversammlung des 
Instituts für Wirtschaftsforschung vom 24. Januar 1949, S. 1f, ifo-Vor­
standsarchiv.
140	Vgl. Schreiben Ludwig Kastl an die Mitglieder des Vereins und des 
Kuratoriums des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
vom 10. Januar 1949, ifo-Vorstandsarchiv.
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Auf der Tagesordnung der Gründungsversamm­
lung des Instituts für Wirtschaftsforschung am 
24. Januar 1949 standen die Beschlussfassungen über 
die Satzung, die Bestellung der Mitglieder des Kurato­
riums sowie die Wahl der Mitglieder des Verwaltungs­
ausschusses und des Wissenschaftlichen Beirats, der 
auf Vorschlag des Dekans Terhalle in Forschungsbeirat 
umbenannt wurde.141 Eine zentrale inhaltliche Frage 
war die Einbindung der Länder Hessen und Württem­
berg-Baden in die Trägerschaft des Instituts. Dane­
ben kam auch die Beteiligung des Instituts an der For­
schungsgemeinschaft München zur Sprache.

So aufwändig die ungeplante, sich über sechs 
Wochen erstreckende Satzungsdiskussion auch war, 
sie hatte auch ihre positiven Seiten: Denn sie führte 
zu einer breiten Auseinandersetzung über die grund­
sätzliche Ausrichtung des neuen Instituts, in die zahl­
reiche Repräsentanten aus Wissenschaft, Wirtschaft, 
staatlicher Verwaltung und Gewerkschaften einge
bunden waren, und die zu einem gemeinsamen Grund­
verständnis über die künftige Arbeit des Instituts sowie 
zur Identifikation der das Institut tragenden Kräfte 
mit »ihrem« Institut führte. Dies wurde allein schon an 
der großen Zahl der Teilnehmer an der Gründungsver­
sammlung – darunter die Fakultätsmitglieder Ander­
son, Rössle, Terhalle, Weber und von Zwiedineck-Sü­
denhorst – deutlich. 

In der Gründungsversammlung bestand völlige 
Übereinstimmung, dass mit der Satzung die rechtliche 
Grundlage für ein »repräsentatives wirtschaftswissen­
schaftliches Institut« geschaffen werden sollte, wobei 
»repräsentativ« in mehrfacher Hinsicht gemeint war, 
nämlich erstens mit Blick auf die länderübergreifende 
Trägerschaft des Instituts und seines über Bayern hin­
ausgehenden Wirkungskreises, zweitens in wissen­
schaftlich-inhaltlicher Hinsicht und drittens auch unter 
dem Gesichtspunkt der gesellschaftlichen und politi­
schen Offenheit und Überparteilichkeit, die vor allem 
von Ludwig Erhard mit sehr großem Nachdruck ange­
mahnt worden war. Dieses Selbstverständnis, nicht 
einzelnen gesellschaftlichen Partikularinteressen zu 
dienen, sondern in Verantwortung gegenüber dem 
Gemeinwesen zu stehen, prägte die Gründung und spä­
tere Entwicklung des ifo Instituts in besonderer Weise. 
Dabei bestand Einvernehmen, dass die enge Einbin­
dung der Staatswirtschaftlichen Fakultät der LMU ein 
grundlegender Schritt für die Sicherstellung der Über­
parteilichkeit war.142 Dass die Protagonisten der Fusion 
einen großen Wurf wagen und den bescheidenen Rah­
men, in dem sich bis dahin die Tätigkeiten des Süd­
deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung und der 
Informations- und Forschungsstelle für Wirtschaftsbe
obachtung abgespielt hatten, hinter sich lassen woll­
ten, zeigt sich auch daran, dass eine personell außer­
ordentlich stark besetzte Governancestruktur (mit den 

141	Vgl. Protokoll (Langfassung) der Gründungsversammlung des 
Instituts für Wirtschaftsforschung vom 24. Januar 1949, S. 2, ifo-Vor­
standsarchiv.
142	Ebenda, S. 2.

Vereinsorganen Mitgliederversammlung, Kuratorium 
und Vorstand sowie den Gremien Verwaltungsaus­
schuss und Forschungsbeirat) beschlossen wurde, wie 
sie für große Forschungseinrichtungen typisch ist.

Im Einzelnen wurde die räumliche Repräsentati­
vität dadurch zum Ausdruck gebracht, dass das SIW 
nach dessen Fusion mit der Ifo »künftig Institut für Wirt­
schaftsforschung e.V. München ohne die Bezeichnung 
»süddeutsch« genannt werden« sollte.143 Mit Blick auf 
die inhaltliche Repräsentativität wurde in die von der 
Gründungsversammlung beschlossene Satzung des 
Instituts für Wirtschaftsforschung e. V. München der 
Hinweis aufgenommen, dass der Verein »wirtschafts- 
und sozialwissenschaftlichen Forschungen« dienen 
soll. Die ursprünglich vorgesehene Fokussierung auf 
die Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Statisti­
schen Landesamt wurde aufgehoben. Stattdessen 
wurde der Satzungsauftrag damit beschrieben, dass 
das Institut »selbständig und im Zusammenwirken mit 
anderen Forschungseinrichtungen, insbesondere den 
statistischen Landesämtern« wirtschaftliche und sozi­
ale Vorgänge des In- und Auslandes beobachten, das 
einschlägige Material sammeln und auswerten sowie 
die Forschungsergebnisse der Verwaltung, der Wissen­
schaft und der Wirtschaft zugänglich machen soll«.

Die Aufgaben- und Kompetenzverteilung zwi­
schen den Organen wurde gegenüber dem ursprüng­
lichen Satzungsentwurf gravierend geändert, um die 
Einflussmöglichkeiten der Wissenschaft sowohl auf 
die Wahl der Vorstandsmitglieder als auch auf die Vor­
standsentscheidungen und die wissenschaftliche Aus­
richtung und Arbeit des Instituts zu stärken. Es blieb 
zwar bei der (nicht zwingenden) Soll-Bestimmung des 
§ 5, dass der Vorstandsvorsitz des neuen Instituts vom 
Präsidenten des Bayerischen Statistischen Landesam­
tes in Personalunion wahrgenommen werden sollte, 
aber die Zahl der Vorstandsmitglieder wurde auf ins­
gesamt fünf erweitert, und es wurde die Bestimmung 
aufgenommen, dass eine der Vorstandspositionen mit 
einem Mitglied des Forschungsbeirats besetzt werden 
soll. Außerdem wurde die Zuständigkeit für die Wahl 
der Vorstandsmitglieder verändert. Statt des ursprüng­
lich dafür vorgesehenen Verwaltungsausschusses 
erhielt nun das Kuratorium, in dem die Wissenschaft­
ler vertreten waren, die Zuständigkeit für die Wahl des 
Vorstands.

Die augenfälligste Weiterentwicklung der Satzung, 
die der Sicherstellung der Überparteilichkeit durch 
Stärkung der wissenschaftlichen Ausrichtung diente, 
bestand in der institutionellen Verankerung der Anbin­
dung des fusionierten Instituts an die Staatswissen­
schaftliche Fakultät der LMU. Dazu wurde in der Sat­
zung der Forschungsbeirat vorgesehen, auf dessen 
143	Ebenda, S. 1, ifo-Vorstandsarchiv. Dabei ist den Verfassern der 
Satzung ein redaktionelles Missgeschick unterlaufen. Denn das 
erweiterte Institut sollte nach ursprünglicher Planung »Institut für 
Wirtschaftsforschung« heißen. Der Zusatz e.V. bezog sich auf die 
geplante Rechtsform, und der weitere Zusatz München war nur als 
Hinweis auf den Sitz des Instituts gedacht. In der tatsächlich verab­
schiedeten Satzung wurde der Vereinsname dagegen mit »Institut für 
Wirtschaftsforschung e. V. München« bezeichnet.
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Zusammensetzung die Fakultät maßgeblichen Einfluss 
haben sollte. Dazu wurde in § 13 Abs. 2 der Satzung fol­
gende Regelung aufgenommen:

»Das Kuratorium wählt ferner auf die Dauer von 3 Jah-
ren einen Forschungsbeirat. Dieser besteht aus Hoch-
schullehrern und sachkundigen Persönlichkeiten aus 
Verwaltung und Privatwirtschaft. Die Hochschulleh-
rer werden von der staatswirtschaftlichen Fakultät 
der Universität München, die Persönlichkeiten aus 
Verwaltung und Privatwirtschaft vom Vorstand vor-
geschlagen. Wenigstens ein Drittel der Mitglieder des 
Forschungsbeirates sollen im Interesse einer ständi-
gen Mitarbeit in der Regel ihren Wohnsitz in München 
haben.«

Die Aufgabe des Forschungsbeirats bestand gemäß 
§ 14 Abs. 2 der Satzung darin, das Kuratorium und 
den Vorstand (im Sinne der Sicherung wissenschaft­
licher Qualität) bei der Festlegung und bei der Durch­
führung der Aufgaben des Instituts auf wissenschaft­
lichem Gebiete zu beraten. Um den Forschungsbei­
rat nicht nur in die strategische Ausrichtung, sondern 
auch in die laufenden Vorstandsentscheidungen ein­
zubinden, – war-wie bereits erwähnt – eine der fünf 
Vorstandspositionen einem Mitglied des Forschungs­
beirats vorbehalten.

An der Gründungsversammlung nahmen Vertre­
ter der Landesregierungen Bayerns, Württemberg-Ba­
dens und Hessens teil. Vertreter der nicht-bayerischen 
Ministerien begrüßten diese Initiative und bekräftigten 
Ihre Absicht, sich an der Trägerschaft des Instituts zu 
beteiligen. Der Vertreter der württembergischen Lan­
desregierung wies darauf hin, dass die Gründung eines 
Instituts bereits innerhalb Württemberg-Badens erwo­
gen worden sei, davon sei man aber »aus besonderen 
Gründen« wieder abgekommen. In Württemberg-Ba­
den sei man gerne bereit, dem neuen Institut mit gan­
zem Herzen beizutreten, aktiv mitzuarbeiten und vor 
allem auch finanzielle Mittel beizusteuern.« Dies wurde 
an die Erwartung geknüpft, dass sich das neue Institut 
um wirtschaftliche Fragen kümmere, die im gesamten 
westdeutschen Interesse lägen, und das Kuratorium 
und der Vorstand müssten entsprechend der wirt­
schaftlichen Bedeutung der einzelnen Länder besetzt 
werden.«144 Der Vertreter des Landes Hessen stellte 
sich ebenfalls hinter die Gründung des Instituts, hielt 
die Repräsentanz der Länder in den Gremien des neuen 
Instituts aber für weniger wichtig, weil »das Kurato-
rium eines wissenschaftlichen Instituts nach anderen 
Gesichtspunkten besetzt werden müsse«.145

Nach ausführlicher Diskussion beschloss die Mit­
gliederversammlung die Satzung des Instituts für Wirt­
schaftsforschung einstimmig. Ebenso einstimmig ver­
liefen die Wahlen der Mitglieder des Kuratoriums und 
des Verwaltungsausschusses, in die jeweils Repräsen­
tanten der Landesregierungen Bayerns, Hessens und 
144	Ebenda, S. 6.
145Ebenda, S. 9.

Württemberg-Badens aufgenommen wurden, sowie 
die Wahl des Vorsitzenden des Kuratoriums (Ludwig 
Kastl) und des Stellvertreters (Rudolf Zorn). 

Die Art und Weise, wie die Wahl der Mitglieder des 
Forschungsbeirats ablief, verdeutlichte das zwischen­
zeitlich aufgebaute Vertrauensverhältnis zwischen den 
Repräsentanten des neuen Instituts und der Staats­
wirtschaftlichen Fakultät. Die insgesamt zehn aus 
der öffentlichen Verwaltung und der Privatwirtschaft 
stammenden Mitglieder des Forschungsbeirats – dar­
unter auch Ludwig Erhard – wurden auf Vorschlag des 
Kuratoriumsvorsitzenden namentlich gewählt. Für die 
Wahl der in den Forschungsbeirat aufzunehmenden 
Hochschullehrer hatte die Staatswirtschaftliche Fakul­
tät gemäß Satzung ein Vorschlagsrecht. Da sie in der 
Gründungsversammlung noch keine Vorschläge unter­
breiten konnte, wurde einstimmig beschlossen, dass 
die Fakultät ihre Vorschlagsliste nachreicht und die 
Vorschläge im Vorhinein durch die Mitgliederversamm­
lung gebilligt werden. Dazu Kastl wörtlich: »Wir billigen 
die Vorschläge, auch wenn wir sie nicht kennen.«146 Ein­
vernehmen bestand, dass für die in den Forschungs- 
beirat aufzunehmenden Hochschullehrer in erster Linie 
die Ordinarien der Staatswissenschaftlichen Fakultät 
infrage kämen.147

Der letzte Beschluss der Gründungsversammlung 
betraf die Wahl der Mitglieder des Vorstands. Jeweils 
einstimmig gewählt wurden Karl Wagner (als Vorsitzen­
der des Vorstands), Hans Langelütke (Stellvertretender 
Vorsitzender des Vorstands), Adolf Weber (als Vertreter 
des Forschungsbeirats und der Staatswirtschaftlichen 
Fakultät der Universität München) sowie Emil Fratz und 
Eduard Werlé.148

Der abschließende Appell des Kuratoriumsvorsit­
zenden Kastl verdeutlicht die hohen Erwartungen an 
das neue »repräsentative« Institut, ist aber auch ein 
Beleg für dessen oben bereits angesprochenen Sor­
gen, nicht allein von der staatlichen Förderung abhän­
gig zu sein. 

»Ich möchte am Schluss dieser heutigen Sitzung noch 
einmal den Dank dafür aussprechen, dass Sie sich für 
die Beratung zur Verfügung gestellt haben, und dass 
Sie dem Beschluss zustimmten, die Ifo und das Süd-
deutsche Institut im Interesse einer möglichst produk-
tiven Arbeit sowie von Ersparnissen an Menschen und 
Mitteln zusammenzulegen. Dafür möchte ich Ihnen 
herzlich danken. Wir können nun nur die Hoffnung 
aussprechen, dass dieses Institut in wissenschaftlicher 
Weise arbeitet, dass seine Arbeiten Anerkennung fin-
den werden in allen Teilen der Bevölkerung, aber ins-
besondere auch bei denjenigen, die bereit sind, dieses 
Institut geldlich zu unterstützen. Wir können die Hoff-
nung aussprechen, dass dieses Institut als Neugrün-

146	Ebenda, S. 10.
147	Ebenda, S. 10.
148	Vorbehaltlich der (später erteilten) Zustimmung der württember­
gischen Landesregierung wurde Prof. Griesmeier in den Vorstand 
gewählt, sodass dem Vorstand vorübergehend über die Soll-Bestim­
mung des § 5 der Satzung hinaus sechs Mitglieder angehörten.
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dung auch in Bälde das erforderliche Ansehen erwirbt 
und dass es von der Zustimmung getragen wird, die 
ihm nicht nur in Bayern, sondern darüber hinaus in 
Württemberg-Baden, Süd-Württemberg, Hohenzol-
lern, Südbaden und Hessen zuteilwerden möge. Der 
Herr Stellvertretende Vorsitzende Dr. Zorn und meine 
Wenigkeit werden, soweit es unsere Zeit erlaubt, tätig 
mitarbeiten und werden dafür sorgen, dass auch über 
die wissenschaftliche Arbeit hinaus auch in der Verwal-
tung des Instituts die erforderliche Sorgfalt gewähr-
leistet ist, die für ein solches Institut notwendig ist. 
Die betriebswirtschaftliche Abteilung des Instituts, die 
in besonders enger Verbindung zur schaffenden Wirt-
schaft steht, wird uns dabei unterstützen, denn deren 
Arbeit ist konkreter als die theoretische Forschung. Sie 
wird uns dadurch in stärkstem Maße bei der Gewin-
nung von Anhängern unterstützen.

Wir gründen in einer schweren Zeit, in einer Zeit, 
in der sich an allen Ecken und Kanten Geldknappheit 
zeigt, ein solches Institut. Wir dürfen hoffen, und ich 
richte diesen Appell noch vor allem an alle Anwesen-
den, dass wir von der Wirtschaft so unterstützt wer-
den, dass das Institut auch lebensfähig erhalten wer-
den kann und nicht gezwungen ist, bei den staatlichen 
Instanzen um seine finanzielle Existenz zu betteln. Ich 
appelliere noch einmal, ehe ich die Sitzung schließe, 
an Ihre Gebefreudigkeit, meine Damen und Herren.«149

Im Anschluss an die Gründungsversammlung des 
neuen Instituts trafen sich die Mitglieder und Kura­
toren des Süddeutschen Instituts für Wirtschafts­
forschung und der Informations- und Forschungs­
stelle für Wirtschaftsbeobachtung in getrennten Mit­
gliederversammlungen. Die Mitgliederversammlung 
des Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
fasste zunächst einstimmig den vom bayerischen 
Finanzministerium geforderten Beschluss, § 11 sei­
ner Satzung folgendermaßen zu ergänzen: »Das Ver-
einsvermögen fällt nicht an den Staat, wenn der Verein 
durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst 
wird, um mit einem anderen gleichzeitig aufzulösen-
den Verein einen neuen Verein zu gründen. In diesem 
Fall geht das Vereinsvermögen ohne Liquidation auf 
den neu gegründeten Verein über.« Im Anschluss daran 
fasste die Mitgliederversammlung ebenfalls einstim­
mig den folgenden Auflösungsbeschluss: »Der Verein 
»Süddeutsches Institut für Wirtschaftsforschung« wird 
am 30. April 1949 aufgelöst zum Zwecke der Vereini-
gung mit dem Verein »Informations- und Forschungs-
stelle für Wirtschaftsbeobachtung« zu dem neuen Ver-
ein »Institut für Wirtschaftsforschung e. V. München«. 
Entsprechende Beschlüsse fasste die Mitgliederver­
sammlung der Informations- und Forschungsstelle für 
Wirtschaftsbeobachtung.

Eine Woche nach der Gründungsversammlung 
informierte der Dekan der Staatswirtschaftlichen 
Fakultät den Vorstandsvorsitzenden des Instituts für 
149	Vgl. Protokoll (Langfassung) der Gründungsversammlung vom 
24. Januar 1949, S. 13f ifo-Vorstandsarchiv.

Wirtschaftsforschung, dass »die Staatswirtschaftli-
che Fakultät gern die Aufgabe übernommen habe, bei 
der Wahl des Forschungsbeirates des Instituts für Wirt-
schaftsforschung mitzuwirken«; sie übernehme also die 
für die Fakultät in § 13 Abs. 2 der Satzung des Instituts 
vorgesehene Aufgabe. Zu den Kandidaten für den For­
schungsbeirat führt der Dekan Folgendes aus: »Als wis-
senschaftliche Mitglieder des Forschungsbeirates schlägt 
sie (die Fakultät) ihre wirtschaftswissenschaftlichen 
Fachordinarien vor, also die Herren von Zwiedineck-Sü-
denhorst, Weber, Terhalle, Lucas, Anderson, Rössle und 
Lütke. An auswärtigen Fachvertretern benennt sie die 
Professoren Vershofen – Nürnberg, Carell – Würzburg, 
Fendt – Erlangen (wohnhaft in München), Griesmeier – 
Tübingen, Preiser – Heidelberg, Stucken – Erlangen und 
Zimmermann – Mainz. Denjenigen Herren, welche eine 
umfangreiche Mitarbeit nicht auf sich nehmen können, 
sollte nach Meinung der Fakultät die Möglichkeit gege-
ben werden, als stellvertretende Mitglieder in den Beirat 
einzutreten.«150

Mit diesem Fakultätsbeschluss wurde die insti­
tutionelle Anbindung des Instituts für Wirtschaftsfor­
schung an die Staatswirtschaftliche Fakultät der LMU 
endgültig vollzogen und die Satzung konnte in Kraft tre­
ten. Der Verein wurde am 16. März 1949 in das Vereinsre­
gister eingetragen151 und erhielt damit den rechtlichen 
Status einer juristischen Person. 

Sichtlich zufrieden über den erfolgreichen Zusam­
menschluss der beiden Institute zum neuen Institut für 
Wirtschaftsforschung e.V. München informierte Lud­
wig Kastl die Vereins- und Kuratoriumsmitglieder des 
Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung mit 
Schreiben vom 9. Februar 1949 über die wesentlichen 
Aspekte der Fusion und die Perspektiven für die künf­
tige Entwicklung:

»Als bisheriger Beauftragter des Kuratoriums des 
Süddeutschen Instituts für Wirtschaftsforschung und 
Kuratoriumsvorsitzender des neuen »Instituts für 
Wirtschaftsforschung e. V. München« freue ich mich, 
Ihnen mitteilen zu können, daß bei der gemeinsa-
men Mitgliederversammlung des Süddeutschen Ins-
tituts für Wirtschaftsforschung und der Informations- 
und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung am 
24.1.1949 die Zusammenlegung der beiden Institute 
beschlossen worden ist. Dadurch wird es künftig mög-
lich sein, die knappen Mittel der Wirtschaft und der 
öffentlichen Hand rationeller als bisher für die Aufga-
ben des Instituts einzusetzen.
Durch Vereinbarungen mit den Ländern Württem-
berg-Baden und Hessen ist weiter erreicht worden, 
daß diese Länder auf die geplante Gründung eige-
ner Institute verzichten und in unserem neuen Ins-
titut mitarbeiten sowie zu dessen Finanzierung bei-
tragen werden. Weiter ist es gelungen, die in Mün-

150	Vgl. Schreiben des Dekans der Staatswissenschaftlichen Fakultät 
der LMU an das Institut für Wirtschaftsforschung vom 1. Februar 
1949, ifo-Vorstandsarchiv.
151	Mitteilung des Registergerichts vom 21. März 1949, ifo-Vorstands­
archiv.
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chen vorhandenen wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungseinrichtungen um das neue Institut in 
einer Forschungsgemeinschaft München zusammen- 
zufassen, an der sich Geheimrat Prof. Dr. Adolf Weber 
mit seiner volkswirtschaftlichen Arbeitsgemein-
schaft, Prof. Dr. Rößle mit dem Handwerksinstitut 
und Dr. Reuter mit dem Verein zur Förderung der Wirt-
schaftlichkeit beteiligen werden. Eine Reihe bekann-
ter Persönlichkeiten haben sich darüber hinaus für 
die Mitarbeit im Forschungsbeirat des Instituts zur 
Verfügung gestellt, ... Dadurch, daß die Staatswirt-
schaftliche Fakultät der Universität München sich 
offiziell an dem Forschungsbeirat beteiligt, wird die 
absolute Überparteilichkeit und Unabhängigkeit 
des neuen Instituts, die schon durch die Zusammen-
setzung des Kuratoriums, des Verwaltungsbeirates 
und des Vorstandes gewährleistet ist, noch stärker 
betont.« 

START DES INSTITUTS FÜR WIRTSCHAFTS­
FORSCHUNG E. V. MÜNCHEN SCHON AM 
1. MÄRZ 1949

Wenn der Zusammenschluss des Süddeutschen Ins­
tituts für Wirtschaftsforschung mit der Informations- 
und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung 
damit auch unter Dach und Fach war, mussten die 
Beschäftigten des Süddeutschen Instituts doch wei­
terhin um ihre Weiterbeschäftigung im neuen Institut 
bangen. Denn die Geschäftsführung des Süddeutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung hatte die Arbeits­
verträge mit sämtlichen Beschäftigten zum 31. Dezem­
ber 1948 gekündigt. Aber zusätzlich zu den beiden 
hauptamtlichen Vorstandsmitgliedern hielten acht 
SIW-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dem Institut die 
Treue und wurden weiterbeschäftigt, nachdem sie von 
sich aus angeboten hatten, »gegen ein nach Maßgabe 
der vorhandenen Mittel reduziertes Gehalt« im neuen 
Institut mitzuarbeiten.152

Entgegen der von den Mitgliederversammlungen 
am 24. Januar 1949 gefassten Beschlüsse wurden die 
beiden fusionierten Vereine nicht erst am 30. April 1949, 
sondern bereits mit Ablauf des 28. Februar 1949 auf­
gelöst. Die Liquidationsbilanz des Süddeutschen Ins­
tituts für Wirtschaftsforschung wies einen Überschuss 
der Aktiva über die Passiva in Höhe von DM 1 037,02 
und die Liquidationsbilanz der Informations-und For­
schungsstelle für Wirtschaftsbeobachtung einen Über­
schuss in Höhe von DM 3 559,19 aus.153

Damit konnte das Institut für Wirtschaftsfor­
schung e. V. München seine Arbeit am 1. März 1949 
unter der Leitung der Vorstandsmitglieder Karl Wag­
ner, Hans Langelütke, Emil Fratz, Eduard Werlé und 

152	Vgl. ifo- Vorstandsarchiv: Von acht Beschäftigten des Süddeut­
schen Instituts für Wirtschaftsforschung unterzeichnetes Schreiben 
vom 21. Februar 1949.
153	Vgl. Liquidationsbilanzen der beiden Vereine Süddeutsches Ins­
tituts für Wirtschaftsforschung und Informations- und Forschungs­
stelle für Wirtschaftsbeobachtung vom 28. Februar 1949, HStA MWi 
12799.

Adolf Weber (ehrenamtlich) aufnehmen. Karl Wag­
ner übte den Vorstandsvorsitz in Personalunion mit  
der Präsidentschaft des Bayerischen Statistischen 
Landesamts aus. Anders als alle Vorstandsvorsit­
zenden nach ihm übte Karl Wagner nicht die wissen­
schaftliche Leitung des neuen Instituts aus. Sie lag  
in den Händen des Stellvertretenden Vorstands- 
vorsitzenden Hans Langelütke, der seine Position  
als Regierungsdirektor im Landesamt beibehielt, bis 
er im Jahr 1955 Karl Wagner in der Position des Vor­
standsvorsitzenden ablöste (vgl. Harlander 1972, 
S. 132). 

Mit der Zusammenführung des Süddeutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung und der Informa­
tions- und Forschungsstelle für Wirtschaftsbeobach­
tung zum neuen Institut für Wirtschaftsforschung 
e.V. München unter hauptamtlicher Leitung und der 
Einrichtung eines Beratungs- und Kontrollgremiums 
(Verwaltungsausschuss), in dem das BStMF und das 
BStMW jeweils einen Sitz hatten, waren die Anforde­
rungen der Ministerien an die Finanzierung des Insti­
tuts mit staatlichen Mitteln erfüllt. Und die Ministe­
rien hielten sich an ihr Wort: Das Bayerische Staats­
ministerium der Finanzen sagte mit Bescheid vom 
9. März 1949 eine Anschubfinanzierung in Höhe von 
DM 80 000 zu (vgl. Marquardt 1979, S. 65). Anders die 
Landesregierungen Hessens und Württemberg-Ba­
dens. Sie stellten Zuschüsse in Höhe von DM 40 000 in 
Aussicht, zahlten sie aber nicht aus.

Drei Wochen nach der Zusage der Anschubfinan­
zierung später wurden die rechtlichen Grundlagen für 
die gemeinschaftliche Forschungsförderung durch die 
Länder gelegt: Am 31. März 1949 – also bereits zwei 
Monate vor Gründung der Bundesrepublik Deutsch­
land durch Verabschiedung des Grundgesetzes am 
24. Mai 1949 – schlossen die Länder das »Staatsab­
kommen über die Finanzierung wissenschaftlicher 
Forschungseinrichtungen« ab, das – so die Präambel 
des Staatsabkommens – dem »kulturellen und wirt-
schaftlichen Wiederaufbau« in Westdeutschland dien­
te.154 Mit diesem Staatsabkommen vereinbarten die  
Länder, bei größeren Forschungseinrichtungen, die 
keiner Hochschule angehören und denen überregio­
nale Bedeutung zukommt, die Finanzierung gemein­
sam zu tragen, wenn der Zuschussbedarf die Leis­
tungskraft des Sitzlandes der Forschungseinrichtung 
übersteigt. Bei Inkrafttreten dieses Abkommens im 
Jahr 1949 gab es 23 solcher »Königsteiner Institute« 
(Brill 2017, S. 14). 

Das ifo Institut war ein Königsteiner-Institut der 
ersten Stunde. Schon im Jahr 1949 wurden aus dem 
Staatsabkommen erste Fördermittel bereitgestellt 
und an die Sitzländer der geförderten Einrichtungen 
ausgezahlt, darunter DM 120 000 für das Institut für 
Wirtschaftsforschung e.V. München. Das ermöglichte 
der bayerischen Staatsregierung, die Zuschüsse an das 
Institut für das Jahr 1949 auf insgesamt DM 180 000 

154	Bayerischer Landtag, LT-Drucksache 01/ 2553.
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aufzustocken, die das Institut im Jahr 1949 in Höhe von 
DM 120 000 in Anspruch nahm. Insgesamt beliefen sich 
die Erträge im Gründungsjahr 1949 auf DM 219 204.155 
Diese Erträge ermöglichten es dem Institut, mit drei 
Fachabteilungen – einer volkswirtschaftlichen, einer 
branchenwirtschaftlichen und einer betriebswirt­
schaftlichen – sowie zwei Außenstellen in Hamburg 
und Stuttgart zu starten und das Personal bis zum Jah­
reswechsel auf 35 Beschäftigte auszuweiten. Zusätz­
lich gab es Ende 1949 insgesamt 13 nebenberuflich 
beschäftigte Personen mit vorwiegend wissenschaft­
lichen Aufgaben (vgl. Bayrischer Oberster Rechnungs­
hof 1950).

Dennoch mussten Ende des Gründungsjahres 
finanzielle Hürden überwunden werden, weil die von 
den Ländern Hessen und Württemberg-Baden in Aus­
sicht gestellten Zuschüsse ausblieben und für den Auf­
bau der neu eingeführten Testverfahren zusätzliche 
Mittel benötigt wurden. Der Verwaltungsausschuss 
sah es in seiner Sitzung am 16. Dezember 1949 als not­
wendig an, zur Einwerbung zusätzlicher privater und 
staatlicher Erträge den Bekanntheitsgrad des Instituts 
in der Öffentlichkeit mit geeigneten Werbemaßnahmen 
zu vergrößern. Mit Blick auf solche Maßnahmen kamen 
die Sitzungsteilnehmer zu der Einschätzung, »dass der 
jetzige Name des Instituts: Institut für Wirtschaftsfor-
schung e. V. München die Werbung sehr erschwere, weil 
er irreführend den Eindruck erwecke, das Institut beschäf-
tige sich hauptsächlich mit bayerischen Fragen.« Um die 
Werbung außerhalb Bayerns zu erleichtern, beschloss 
der Verwaltungsausschuss, »bei der nächsten Mitglie-
derversammlung eine Änderung des Institutsnamens zu 
beantragen und ab sofort in allen Briefköpfen unter Fort-
lassung des Sitzortes München die Bezeichnung »Ifo-In-
stitut für Wirtschaftsforschung« zu verwenden«.156 Die 
Mitgliederversammlung folgte dem Antrag des Verwal­
tungsausschusses und beschloss am 3. Februar 1950 
einstimmig folgende Änderung des § 1 Abs. 1 Satz 1 
der Satzung: »Das »Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung 
e. V.« ist ein gemeinnütziger Verein, der wirtschafts- und 
sozialwissenschaftlichen Forschungen dient.«157 Seit­
dem ist das einprägsame Kürzel »ifo« Bestandteil des 
Institutsnamens.

Damit das neue Institut seine Arbeit aufnehmen 
konnte, stellte das Bayerische Statistische Landes­
amt dem Institut als Zwischenlösung einige Räume in 
den Gebäuden in der Rosenheimer Straße 130 – einer 
früheren, teilweise zerbombten Polizeikaserne – zur 
Verfügung. Der größte Teil des Personals wurde in 
zwei Holzbaracken auf dem ehemaligen Exerzierplatz 
der Polizeikaserne untergebracht (vgl. Marquardt 
1979, S. 235). Trotz der schlechten Arbeitsbedingun­
gen ging es gut voran. Mit der Zusammenlegung der 

155	Bericht des Obersten Bayerischen Rechnungshofs über die örtli­
che Prüfung des Instituts für Wirtschaftsforschung e.V. München vom 
28. Juni 1950.
156	Protokoll der Sitzung des Verwaltungsausschusses vom 16. De­
zember 1949, ifo-Vorstandsarchiv.
157	Protokoll der Mitgliederversammlung des Instituts für Wirt­
schaftsforschung vom 3. Februar 1950, ifo-Vorstandsarchiv.

Aktivitäten in der Wirtschaftsbeobachtung und Wirt­
schaftsstatistik mit den branchen- und betriebswirt­
schaftlichen Arbeitsschwerpunkten sowie der wirt­
schaftspolitischen Beratung hatte es die Anforderun­
gen der wirtschaftlichen und staatlichen Praxis richtig 
erkannt, was dem ifo Institut schon bald eine »heraus-
ragende Stellung in der angewandten Wirtschaftsfor-
schung« (Nützenadel 2011, S. 95) verschaffte und zu 
einer rasanten Expansion und entsprechender Raum­
knappheit führte. In die Suche nach geeigneten Räum­
lichkeiten für den stark wachsenden Personalstamm 
hatte Adolf Weber sich schon Ende 1948 eingeschal­
tet. Im Laufe des Jahres 1950 hatte er Erfolg und ver­
mittelte dem Institut das Angebot des Münchener 
Studentenwerks, die mit einer herrschaftlichen Villa 
und einem Gartenhaus bebaute Liegenschaft in der 
Poschingerstraße 5 zu einem sehr günstigen Preis zu 
verkaufen. Ende 1951 ging der Kauf über die Bühne, 
und im März 1952 bezogen die ersten ifo-Beschäftig­
ten ihre Büros in der Poschingerstraße, in der sich 
noch heute der Sitz des ifo Instituts befindet.

Zum Gedenken an Adolf Weber beschloss der 
ab 1999 amtierende Vorstand, das im hinteren Teil 
des Grundstücks gelegene Bürogebäude nach Adolf 
Weber zu benennen, und zur Erinnerung an die bedeu­
tende Rolle Erhards bei der Entstehung des ifo Instituts 
wurde der große Vortragssaal in »Ludwig-Erhard-Saal« 
umbenannt.

Villa in der Poschingerstraße 5 im ursprünglichen Zustand
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ABKÜRZUNGEN

ARGE	 Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschafts- 
	 wissenschaftlicher Forschungsinstitute
Astwik	 Abteilung für Statistische Weltwirtschafts- 
	 kunde und internationale Konjunkturfor- 
	 schung (des Instituts für Weltwirtschaft)
BStMF	 Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
BStMI	 Bayerisches Staatsministerium des Innern
BStMW	 Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft
CIC	 Counter Intelligence Corps 
DIW	 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung  
	 (ab 1941, davor IfK)
DM	 Deutsche Mark
GfK	 Gesellschaft für Konsumforschung
HWWA	 Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv
HWWI	 Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut 
	 (HWWI gemeinnützige GmbH) 
HStA	 Hauptstaatsarchiv
IfI	 Institut für Industrieforschung
IfWW	 Institut für Wirtschaftsbeobachtung und  
	 Wirtschaftsberatung
(die) Ifo	 Information- und Forschungsstelle für Wirt- 
	 schaftsbeobachtung beim Bayerischen Sta- 
	 tistischen Landesamt
(das) ifo	 ifo Institut ‒ Leibniz-Institut für Wirtschafts- 
	 forschung an der Universität München 
IfK	 Institut für Konjunkturforschung 
	 (ab 1941 DIW)
IfW	 Institut für Weltwirtschaft an der Universität  
	 Kiel
IfZ	 Institut für Zeitgeschichte
IWdF	 Institut für Wirtschaftsbeobachtung der deut- 
	 schen Fertigware
LMU	 Ludwig-Maximilians-Universität München
OMGUS	 Office of the Military Government of the  
	 United States
ORH	 Bayerischer Oberster Rechnungshof
RDI	 Reichsverband der Deutschen Industrie
RGI	 Reichsgruppe Industrie
RM	 Reichsmark
RStDI	 Reichsstand der Deutschen Industrie
RWI	 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt- 
	 schaftsforschung
StM	 Staatsminister/in
StS	 Staatssekretär/in
SIW	 Süddeutsches Institut für Wirtschafts- 
	 forschung
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